In der Senatssitzung am 28. April 2020 beschlossene Fassung

Senator fur Finanzen
27.04.2020
NEUFASSUNG
Vorlage fiir die Sitzung des Senats am 28. April 2020
Haushaltsaufstellung 2020/2021 - Restanten
A. Problem

Der Senat hat in seiner Sitzung am 18. Februar 2020 zur ,Haushaltsaufstellung
2020/2021 — Einigung® u.a. die Ressorts gebeten, ihre Haushaltsvoranschlage fur die
Jahre 2020 und 2021 ausgehend von den beschlossenen Eckwerten vom 1. Oktober
2019 einschlieBlich der notwendigen Anpassungen und Korrekturen infolge der be-
schlossenen Eckwertaufstockung vom 18. Februar 2020 aufzustellen und ihre Haus-
haltsvorentwirfe 2020/2021 nach Abstimmung und Datenfreigabe durch den Senator
fur Finanzen in die Deputationsberatungen (vorgesehenes Zeitfenster gemafl Termin-
planung 11. bis 27. Méarz 2020) einzubringen. Die Ergebnisse sowie etwaige aus den
Deputationsberatungen resultierende Anpassungen bzw. Anderungen der Haushalts-
vorentwlrfe waren dem Senator fUr Finanzen im Anschluss an die jeweilige Deputati-
onsbefassung mitzuteilen.

Uber das Verfahren zu den Deputationsbefassungen hat der Senator fiir Finanzen mit
Schreiben vom 11. Méarz 2020 die Ressorts ausfuhrlich informiert. In dem Schreiben
wurde dargelegt, dass aufgrund der von einzelnen Ressorts beabsichtigten Land-Stadt-
Veranderungen der Eckwerte des Landes bzw. der Stadtgemeinde die Datenfreigabe
fir alle Produktplane ausschlieBlich unter Vorbehalt des Gesamtabgleichs mit dem Fi-
nanzrahmen erfolgen kann. Dartber hinaus wurden die Ressorts im Zusammenhang
mit den Deputationsbefassungen der Haushaltsvorentwtrfe 2020/2021 darum gebeten,
in geeigneter Weise darauf hinzuweisen, dass die im Produktgruppenhaushalt ausge-
wiesenen Betrage fir 2022 und 2023 (Finanzplanung) bisher noch nicht vom Senat
beschlossen worden sind und somit von den Deputationen — wie bisher auch — aus-
schlieBlich Uber die Budgets der beiden Aufstellungsjahre (2020/2021) zu beraten ist.

Zudem hat der Senat den Senator fir Finanzen am 18. Februar 2020 gebeten, unter
Berlcksichtigung seiner Beschllisse den Finanzrahmen anzupassen sowie die Finanz-
planung 2019-2023 einschlieBlich der maBnahmenbezogenen Investitionsplanung zu
erstellen.

B. Lésung

Ergebnisse der Deputationsberatungen der Haushaltsvorentwdirfe und daraus resultie-
rende Anderungsbedarfe

Die Deputationen wirken geman § 2 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes Uber die Deputatio-
nen ,beratend an der Aufstellung des Haushaltsplans fur ihren Verwaltungszeig mit".
In der Regel schlagt sich diese Vorgabe in einer Kenntnisnahme der Haushaltsvorent-



wiirfe durch die Deputationen nieder. Dariiber hinaus kdnnen die Deputationen An-
derungen der Haushaltsvorentwirfe zustimmen, die dann abschlieBend vom Senat zu
entscheiden sind. Wie bereits in den vorausgegangenen Haushaltsaufstellungsverfah-
ren wurden im Vorfeld der parlamentarischen Beratungen auch einzelne Fachaus-
schusse der Bremischen Blrgerschaft beteiligt. Die Ergebnisse der einzelnen Deputa-
tions- bzw. (sofern erfolgt) Fachausschussberatungen sind der Anlage 1 zu entneh-
men.

In den Deputationsberatungen wurden folgende Anpassungsbedarfe vorgetragen:

e Im Produktplan 41 Jugend und Soziales wurde aufgrund der Beratung der staatli-
chen Deputation fur Soziales, Jugend und Integration Uber die Haushaltsvorent-
wirfe 2020/2021 beschlossen, den Landessockelbetrag in Héhe von 0,15 Mio. €
(zzgl. Bereits im Haushaltsvorentwurf eingeplanter Mittel i.H.v. 50 T. € far Perso-
nal) fir Queer-Projekte zu nutzen und die Veranschlagung dieser Mittel entspre-
chend auf einer Fachhaushaltsstelle anstelle einer Globalhaushaltsstelle wie im
vorgelegten Haushaltsvorentwurf vorzunehmen.

e Ausgehend von der Beratung der stadtischen Deputation fir Soziales, Jugend und
Integration (Produktplan 41 Jugend und Soziales) wurde zudem die Notwendigkeit
benannt, von der im Haushaltsvorentwurf vorgesehenen Globalveranschlagung
des Sockelbetrages (0,2 Mio. €) sowie der Schwerpunktmittel fur ,Lebendige Quar-
tiere“ (2,5 Mio. €), die gemal Senatsbeschluss vom 18. Februar flr ressortlber-
greifendes Handeln eingesetzt werden sollen, abzuweichen und diese ausschlie3-
lich im Produktplan 41 projektbezogen fiur die offene Jugendarbeit (1,7 Mio. €), fir
WIN/Quartiere (0,4 Mio. €) und flr das Projekt ,Housing First” (0,4 Mio. €) sowie
flr Altere Menschen im Quartier (0,2 Mio. €) zu veranschlagen.

Bezug nehmend auf den letztgenannten Anderungsbedarf erfolgt zwar im Haushalt
des Landes eine Globalveranschlagung fir die Schwerpunktmittel fiir ,Lebendige
Quartiere®, bei der die Mittelverteilung auf der Basis eines Konzepts erfolgt, welches
dem Senat und der Deputation im Haushaltsvollzug zur Zustimmung vorgelegt wird.
Dennoch ist es vertretbar, dem Beschluss der Deputation fur Soziales, Jugend und In-
tegration zu entsprechen und bereits mit dem Haushaltsentwurf eine Mittelverteilung
der stadtischen Schwerpunktmittel ,Lebendige Quartiere” vorzunehmen. Der Sockel-
betrag (0,2 Mio. €) ist der Beschlusslage entsprechend fiir die MaRnahme ,Altere
Menschen im Quartier zu veranschlagen.

Ergebnisse der Deputationsberatungen zu den Antragen der Beiréte bzw. Ortsdmter
im Rahmen der Haushaltsaufstellung 2020/2021

Die Beirate haben gemaB § 32 iVm § 8 Abs. 4 des Gesetzes Uber Beirate und Orts-
amter (BeirOG) insgesamt 170 Haushaltsantrédge Uber die Senatskanzlei an die Res-
sorts gerichtet, wobei insbesondere zu den Themen Personalaufstockung in den Orts-
amtern, Férderung von Jugendbeteiligung, Erhéhung der Globalmittel, Einrichtung von
weiteren Stadtteilbudgets sowie Erhéhung der Mittel fiir die offene Jugendarbeit (OJA)
inhaltlich abgestimmte und gleich- bzw. dhnlich lautendende Antrage mehrerer Beirate
abgegeben wurden. Eine Ubersicht der Antrage ist der Anlage 2 zu entnehmen.

Von den Antragen wurden 81 positiv beschieden, d.h. den Winschen wurde ganz



oder zumindest teilweise entsprochen.

Die von einigen Beiraten geforderte Einrichtung weiterer Stadtteilbudgets wird zu-
nachst zurlickgestellt, bis die Ergebnisse der Evaluation des Stadtteilbudgets Verkehr
ausgewertet sind.

82 Antrage wurden abgelehnt bzw. es konnte keine Ressortzustandigkeit zur Finan-
zierung des Projekts bzw. der MaBnahme gefunden werden. Dies betrifft beispiels-
weise die Verstetigung der Finanzierung des Projekts ,Schlichten in Nachbarschaf-
ten®, welches bislang aus WiN-Mitteln dargestellt wurde. Die Senatorin fir Soziales,
Jugend, Integration und Sport wird hier eine mdgliche Umsetzung im Rahmen der wei-
teren Konzeptionierung der entsprechenden MaBBnahmen im Bereich der Schwer-
punktmittel prifen.

Eine Ubersicht der Ergebnisse zu den Antragen der Beirate ist der Anlage 2 zu entneh-
men.

Finanzplanung 2019 bis 2023 einschlieBlich maBnahmenbezogener Investitionspla-
nung

Mit der Vorlage des Haushaltsentwurfs ist der Bremischen Blrgerschaft auch eine finf-
jahrige Finanzplanung vorzulegen. Dabei handelt es sich um einen finanzwirtschaftli-
chen Orientierungsrahmen flr die zukinftigen Jahre, der zwar maBnahmenscharf ge-
bildet wird, aber schlussendlich auf dieser Ebene lediglich einen Orientierungswert fir
die zukUnftigen Eckwerte darstellt.

Vor diesem Hintergrund wurden die Ressorts mit Schreiben vom 11. Marz 2020 um
Anpassung und Korrekturen der Finanzplanwerte 2022/2023 gebeten. In dem Schrei-
ben wurde dargelegt, dass die vom Senat am 18.02 beschlossenen Schwerpunkimittel
grundsatzlich (mit Ausnahme des sog. ,Auffangtopfes®) fur die Finanzplanjahre
2022/2023 fortzuschreiben sind.

Bezogen auf die haushaltsstellenscharfe Ausweisung der Finanzplandaten in den Fort-
schreibungsjahren 2022/2023 wurde ausgefuhrt, dass diese dem Grunde und der Héhe
nach im Sinne einer Uberrollung maximal den Werten aus 2021 entsprechen diirfen. Im
Zusammenhang mit den Finanzplandaten fir die investiven Ausgaben fir die Jahre
2022 und 2023 wurden die Ressorts gebeten, maBnahmenbezogen die Werte flr die
Ko-Finanzierung von Drittmitteln, Folgekosten aus MaBnahmen der Jahre 2020 und
2021, die Mittel fur kleine Um- und Erweiterungsbauten (Gr. 700-719, 812) sowie ge-
setzliche und vertragliche Verpflichtungen aufzunehmen.

In diesen Jahren erwartete Mehrausgaben z.B. im Zusammenhang mit dem notwendi-
gen Ausbau von Schule und Kinderbetreuung sind somit noch nicht bzw. nicht maBBnah-
menscharf in der Finanzplanung (einschl. maBnahmenbezogener Investitionsplanung)
abgebildet. Dies gilt auch fur die im Ubrigen zur Einhaltung des Finanzrahmens vorge-
nommenen Klrzungen insbesondere bei der Fortschreibung der maBnahmenbezoge-
nen Investitionsplanung.

In den Produktplanen 24 Hochschulen und Forschung sowie 71 Wirtschaft wiesen die
Finanzplanwerte flir die konsumtiven Ausgaben deutliche Uberschreitungen gegeniber
der gemal Finanzrahmen zuldssigen Hohe der konsumtiven Ausgaben aus. Um eine
Einhaltung der Vorgaben resultierend aus dem Finanzrahmen sicherzustellen, wurde in



den beiden Produktplanen eine entsprechende globale produktplanbezogene Minder-
ausgabe im Haushalt des Landes in Héhe von jeweils 7,8 Mio. € (2022) und 11,3 Mio.
€ (2023) im Produktplan 71 Wirtschaft sowie in Hohe von 48,3 Mio. € (2022) und rund
70 Mio. € (2023) im Produktplan 24 Hochschulen und Forschung eingestellt. Hierzu
wurde flr den Produktplan 71 eine haushaltsstellengerechte Auflésung vorgelegt, die
allerdings aus zeitlichen Griinden nicht mehr im Haushaltsentwurf bericksichtigt wer-
den konnte. Die bei letzterem dargelegten Uberschreitungen resultieren im Wesentli-
chen aus den bereits zeitlich wie auch in der Hohe gestreckten Anmeldungen zur Um-
setzung des Wissenschaftsplans 2025. Uber Fragen und Bedarfe fir den weiteren Ein-
stieg in den Wissenschaftsplan 2025 wird spatestens im Rahmen der Eckwertbildung
fur die Haushalte 2022/2023 zu entscheiden sein.

Ausgehend von den Ressortangaben zu den Haushaltsvorentwirfen haben sich insbe-
sondere flr das Haushaltsjahr 2020 deutliche Veranderungen gegeniber den Eckwer-
ten des Landes und der Stadtgemeinde ergeben. Diese resultieren priméar aus der Kal-
kulation der Anschlage im Zusammenhang mit der Wahrnehmung von Landes-Ge-
meinde-Aufgaben zu Gunsten des Haushaltes des Landes. Hintergrund fur die Wahr-
nehmung von Landes-Gemeinde-Aufgaben ist, dass die bremischen Gebietskdrper-
schaften aus ZweckmaBigkeitsgrinden bzw. aus Grinden sparsamer Mittelverwen-
dung vielfach Leistungen fir die jeweils andere Gebietskdrperschaft erbringen. Zum
Ende des jeweiligen Haushaltsjahres erfolgt eine Spitzabrechnung der IST-Ergebnisse,
die —sofern keine entsprechenden Deckungsmdglichkeiten im Haushaltsvollzug beste-
hen — als Veranschlagung in das kommende Haushaltsaufstellungsverfahren aufge-
nommen werden. In dem aktualisierten Finanzrahmen (Anlage 3) wurde aufgrund der
Abrechnungsergebnisse 2017 bis 2019 aus der Wahrnehmung von Landes-Gemeinde-
Aufgaben im Haushaltsjahr 2020 eine Einnahme im Haushalt des Landes und eine ent-
sprechende Ausgabe im Haushalt der Stadtgemeinde in Hohe von 34,2 Mio. € (Erstat-
tungen der Stadt an das Land) in der Veranschlagung berUcksichtigt. Die Deckung der
Mehrbelastung im Haushalt der Stadtgemeinde ist durch Entnahme aus der zentralen
Sonderrlicklage dargestellt. Im Gegenzug wurde im Haushalt des Landes eine entspre-
chende Zufihrung (34,2 Mio. €) in die zentrale Sonderriicklage im Finanzrahmen auf-
genommen, um diesen Vorgang technisch interner Zahlungsbeziehungen neutral dar-
zustellen.

Zudem berUcksichtigt der aktualisierte Finanzrahmen bereits global veranschlagte
Mehrausgaben fiar 2020 im Zusammenhang mit der Eindammung der Corona-Pande-
mie bzw. Abmilderung ihrer Konsequenzen. Diesbeziglich wird auf die dem Senat zeit-
gleich vorgelegte Vorlage zum Bremen-Fonds verwiesen.

MalBnahmenbezogene Investitionsplanung

Die maBnahmenbezogene Investitionsplanung ist Teil der Finanzplanung 2019 bis
2023. Fir die Jahre 2020 und 2021 sind fur die aufgeflihrten MaBnahmen -nach Ge-
bietskbérperschaften getrennt - die Werte der Haushaltsentwirfe Gbernommen worden.
Far die Planjahre 2022 und 2023 haben die Ressorts ihre Anmeldungen aufgegeben,
die jedoch nach zentraler Durchsicht durch den Senator fir Finanzen die Vorgaben der
Finanzrahmen deutlich Gberschreiten. Um die Vorgaben der Finanzrahmen fir die Plan-
jahre dennoch zu erreichen, sind maBnahmenbezogen Streckungen der geplanten Mit-
telabflisse in die Folgejahre vorgenommen worden. Das gegenlber dem Finanzrah-
men verbleibende Mittelvolumen fir 2022/2023 ist im Landeshaushalt und im stadti-



schen Haushalt global veranschlagt worden und wird im Zuge des nachsten Haus-
haltsaufstellungsverfahrens 2022/2023 maBnahmenbezogen verteilt werden kdnnen.
Eine Ubersicht der Werte fir die investiven Ausgaben 2019 bis 2023 in den jeweiligen
Produktplanen getrennt nach den Haushalten des Landes und der Stadtgemeinde ist
der Anlage 4 zu entnehmen. Der Senator fir Finanzen beabsichtigt, die maBnahmen-
bezogene Investitionsplanung im Vorfeld der nachsten Eckwertbildung fir die Jahre
2022 und 2023 in Zusammenarbeit mit den Ressorts zu Uberarbeiten.

Aktueller Stand der Beratungen zu den Wirtschaftsplanen fiir die bremischen Eigenbe-
triebe, sonstige Sondervermdgen, Museumsstiftungen und Anstalten des 6ffentlichen
Rechts

Mit den Haushaltsentwirfen sind der Bremischen Blrgerschaft auch die Wirtschafts-
plane fur die bremischen Eigenbetriebe, sonstigen Sondervermégen, Museumsstiftun-
gen und Anstalten des 6ffentlichen Rechts vorzulegen (Weiterleitung gem. Terminplan
am 19.05.2020). Diese sind fur den Zeitraum 2020 und 2021 durch die zustandigen
Aufsichtsgremien im Vorfeld zu beschlie3en.

Aktueller Stand der Wirtschaftspléne fir die sonstigen Sondervermédgen sowie Anstalt
ftir Versorgungsvorsorge und den Hochschulbereich (Uni, Hochschule Bremen, Hoch-
schule Bremerhaven, HfK und der SuUB)

Mit Ausnahme der Wirtschaftsplane der Sondervermdgen Immobilien und Technik
(Land und Stadt) sowie des Sondervermdgens Versorgungsriicklage sind alle Wirt-
schaftsplane von den jeweils zustdndigen Sondervermégensausschissen beschlossen
worden.

Die Ansatze der bereits beschlossenen Wirtschaftsplane 2020 und 2021 stimmen in
Bezug auf die Zuweisungen und die Investitionszuschisse mit den geplanten Haus-
haltsansatzen Uberein. Die Wirtschaftspldne der Sondervermégen Immobilien und
Technik (Land und Stadt) liegen im Entwurf vor. Sie sollen dem Haushalts- und Finanz-
ausschuss in seiner Eigenschaft als zustandiger Sondervermégensausschuss zur Be-
schlussfassung — gemeinsam mit den Haushaltsentwlrfen — vorgelegt werden.

Das Sondervermdgen Versorgungsriicklage (SVR) wird bis Ende 2021 vollstéandig auf-
geldst. Die Anstalt fir Versorgungsvorsorge (AVV) bleibt bestehen, es soll jedoch eine
Kapitalstockentnahme erfolgen, fir die sich derzeit noch die gesetzliche Grundlage im
Abstimmungsprozess befindet.

Die Wirtschaftsplane beider befinden sich aufgrund dieser Punkte noch in der abschlie-
Benden Bearbeitung und werden dem Haushalts- und Finanzausschuss in seiner Funk-
tion als Sondervermdgensausschuss mit den Haushaltsentwdirfen zugehen.

Die Wirtschaftsplane der Universitdt Bremen, Hochschule Bremen, Hochschule Bre-
merhaven, HfK, und der SuUB liegen vor.

Aktueller Stand der Wirtschaftspléne fir die bremischen Eigenbetriebe, Museumsstif-
tungen und Anstalten des 6ffentlichen Rechts:



Mit Ausnahme des Eigenbetriebes Werkstatt Bremen liegen die beschlossenen Wirt-
schaftsplane 2020/2021 fur die bremischen Eigenbetriebe, Stiftungen sowie Anstalten
des offentlichen Rechts (A6R) vor. Die Beschlussfassung des Betriebsausschusses
Uber den Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes Werkstatt Bremen ist flir den 30.04.2020
vorgesehen.

Far die A6R Die Bremer Stadtreinigung und die Eigenbetriebe Bremer Volkshoch-
schule, Stadtbibliothek Bremen und Performa Nord wurden defizitare Wirtschaftsplane
vorgelegt.

Die im Wirtschaftsplan ,Die Bremer Stadtreinigung“ ausgewiesenen Defizite betragen
-2.273 T€ in 2020 und -5.710 T€ in 2021. Diese Defizite werden durch Ricklagenent-
nahmen im Bereich Stadtreinigung (je 1,9 Mio. € 2020/2021) ausgeglichen und flhren
zusatzlich im Abfallbereich zu einer GebUhrenunterdeckung (3,8 Mio. € in 2021), die
mit einer GeblUhrenerhdéhung in 2022 durch Gebihrenzahler ausgeglichen werden
muss. . Die geplanten Defizite im Bereich der Abfallwirtschaft fir 2022 und 2023 fiih-
ren ebenfalls zu einer Gebuhrenerhéhung, die im Finanzplan noch nicht bertcksichtigt
ist.

Der Wirtschaftsplan der Bremer Volkshochschule ist 2020 ausgeglichen. Das fir 2021
geplante Defizit betragt -128 T€ und ist durch Ricklagen gedeckt. In beiden Planjah-
ren sind Mittel fUr prekére Beschaftigung i.H.v. jeweils 650 T€ berucksichtigt. Diese
Mittel stehen unter dem Vorbehalt der ausstehenden bedarfsgerechten Dezentralisie-
rung. Gewinnvortrage zur bilanziellen Finanzierung des Defizits 2021 stehen voraus-
sichtlich nicht zur Verfigung.

Die im Wirtschaftsplan der Stadtbibliothek Bremen ausgewiesenen Defizite betragen -
131 T€ in 2020 und -142 T€ in 2021 und ist durch Ricklagen gedeckt. Gewinnvor-
trage zur bilanziellen Finanzierung der Defizite stehen voraussichtlich nicht zur Verfa-
gung.

Im Wirtschaftsplan der Performa Nord ist fir 2020 ein Defizit in Héhe von -242 T€ ge-
plant. Geman Beschlusslage des Betriebsausschusses ist ein Teilbetrag des Defizits
2020 in Hoéhe von 150 T€ mit Gewinnvortragen zu verrechnen und somit aus Eigen-
mitteln finanziert. 92 T€ werden im Vollzug ressortintern beim Senator fur Finanzen fi-
nanziert. Fr 2021 wird ein ausgeglichener Wirtschaftsplan vorgelegt.

Samtliche Liquiditatsplane weisen Liquiditatsiiberdeckungen aus. Dies trifft unter Be-
ricksichtigung der Inanspruchnahme eines Betriebsmittelkredites auch auf die Bremer
Volkshochschule zu. Diese Kreditlinie wird zur Vorfinanzierung von Erstattungsan-
spruchen gegentber dem Bundesamt fur Migration und Flichtlinge fir durchgefihrte
Integrations- und Sprachkurse eingerdumt. Vor dem Hintergrund der Liquiditatsiber-
deckungen relativieren sich auch die bilanziellen Jahresdefizite.

Haushalisgesetze 2020/2021

Die Entwirfe der Haushaltsgesetze 2020/2021 sind in der Anlage 5 beigefligt. Neben
diversen Anpassungen an die aktuelle Rechtslage bzw. aufgrund der parallel angesto-
Benen Ubernahme einiger Regelungen in die Landeshaushaltsordnung (Entwurf wird



den Ressorts in Kirze zur Abstimmung zugehen) ergibt sich eine wesentliche inhaltli-
che Anderung fiir die Ressorts dadurch, dass die konsumtiven Verrechnungshaus-
haltsstellen mit der Gruppierung 984 und 985 (und in der Stadtgemeinde 986) auf-
grund der vollstandigen Trennung von Land und Stadtgemeinde Bremen zukdinftig bei
der Ubertragbarkeit, Deckungsfahigkeit, Nachbewilligungen und Planungssicherheit
gleich behandelt werden.

Die Haushaltsgesetzentwurfe berlcksichtigen noch nicht die etwaigen Anpassungs-
bzw. Anderungsbedarfe zur Feststellung des Ausnahmetatbestandes von der Schul-
denbremse im Zusammenhang mit den zu erwartenden Mehrbelastungen aus der
Corona-Pandemie.

C. Alternativen

Keine.

D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Priifung

Einzelheiten zu den finanziellen Auswirkungen sind dem anliegenden Finanzrahmen
zu entnehmen.

Die Vorlage hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Gleichstellung von Man-
nern und Frauen. Im Rahmen des Haushaltsaufstellungsverfahrens werden Gender-
Budgeting Aspekte berlcksichtigt.

E. Beteiligung und Abstimmung

Die Vorlage basiert auf den bisherigen Beschlissen des Senats zu den Haushalten
2020/2021 und den auf dieser Basis von den Ressorts erstellten Haushaltsvorentwr-
fen. Etwaige im Nachgang erforderliche Anpassungen und Korrekturen der Haushalts-
vorentwirfe 2020/2021 erfolgten in Abstimmung mit den Ressorts.

Die rechtsformliche Prafung der Entwirfe der Haushaltsgesetze 2020/2021 mit der
Senatorin fir Justiz und Verfassung ist abgeschlossen.

Die Vorlage ist mit der Senatskanzlei abgestimmt.

F. Offentlichkeitsarbeit und Veréffentlichung nach dem Informationsfreiheitsge-
setz

Geeignet.

G. Beschluss

1. Der Senat nimmt entsprechend der Neufassung der Vorlage den aktuellen Verfah-
rensstand zur Aufstellung der Haushalte 2020/2021 zur Kenntnis.

2. Der Senat nimmt die Entwirfe der Haushaltsgesetze 2020/2021 zur Kenntnis und
bittet den Senator fiir Finanzen, diese auf Grundlage dieser Vorlage einschlie3lich
der Haushaltsplanentwirfe 2020/2021 aufzubereiten und — zusammen mit den



10.

Mitteilungen des Senats an die Bremische Bilrgerschaft — dem Senat fir die Sit-
zung am 19. Mai 2020 mit der Bitte um Beschlussfassung und Weiterleitung an
die Bremische Birgerschaft vorzulegen.

Der Senat nimmt den anliegenden Finanzrahmen zur Kenntnis und bittet den Se-
nator fUr Finanzen diesen als Grundlage fur die Erstellung der Finanzplanung (ein-
schlie3lich maBnahmenbezogene Investitionsplanung) zu verwenden.

Der Senat beabsichtigt im Rahmen der Finanzplanung den notwendigen Ausbau
der Schulen und der Kinderbetreuung sicherzustellen.

Der Senat nimmt die Herausforderungen der Finanzplanung in Bezug

a. auf die Umsetzung der wissenschaftspolitischen Zielsetzungen des Landes
und die Bedeutung der wissenschaftlichen Einrichtungen far die Entwicklung
des Landes,

b. die Darstellung notwendiger Komplementarmittel im Bereich der Wirtschafts-
férderung sowie

c. des notwendigen Erhalts und des nachhaltigen Ausbaus der Infrastruktur
zur Kenntnis.

Der Senat bittet den Senator fiir Finanzen vor der Eckwertbildung flr die Jahre
2022 und 2023 mit den Ressorts die Finanzplanung einschl. der maBnahmenbe-
zogene Investitionsplanung zu Gberarbeiten.

Der Senat nimmt den aktuellen Stand zu den Wirtschaftsplanen fiir die sonstigen
Sondervermdgen, bremischen Eigenbetriebe und Anstalten des Offentlichen
Rechts zur Kenntnis.

Der Senat beschlieB3t, dass etwaige in den Wirtschaftsplanen enthaltene Einnah-
meerwartungen gegeniber der Stadtgemeinde Bremen aus Globalmitteln zum be-
darfsgerechten Ausgleich nachgewiesener Kostensteigerungen aus Mindestlohn-
steigerungen sowie zur Vermeidung prekérer Beschaftigung unter dem Vorbehalt
der ausstehenden bedarfsgerechten Dezentralisierung stehen.

Der Senat bittet die Senatorin fir Soziales, Jugend, Integration und Sport, den
Wirtschaftsplan 2020/2021 des Eigenbetriebes Werkstatt Bremen nach seiner Be-
schlussfassung durch den Betriebsausschuss am 30.04.2020 dem Senator fir Fi-
nanzen vorzulegen.

Der Senat bittet den Senator fir Kultur um Erlduterungen zum Umgang mit den in
den Wirtschaftsplanen der Bremer Volkshochschule und der Stadtbibliothek Bre-
men geplanten Defiziten.



ANLAGE 1

Deputation

Datum der
Sitzung

fur Produktplan
bzw. -plane

Beschluss

Deputation fir Inneres

Umlaufverfahren

07 Inneres

1. Die Deputation fur Inneres nimmt Kenntnis von dem Entwurf
des Haushaltes 2020/2021 fur den Produktplan 07 ,Inneres*.

2. Die Deputation fir Inneres stimmt den Vorschlagen des
Senators fur Inneres zu den Antrdgen der Beirdte nach § 32
Abs. 1 OBG zur Haushaltsaufstellung 2020 / 2021 zu.

Deputation fiir Sport

24.03.2020
(Umlauf)

12 Sport

Beschluss VL 20/1160
* Die staatliche Deputation fiir Sport nimmt Kenntnis von
dem Entwurf des Haushaltes 2020/2021 fir den
Produktplan 12 ,Sport*.
Beschluss VL 20/1160
« Die stadtische Deputation fir Sport nimmt Kenntnis von
dem Entwurf des Haushaltes 2020/2021 fir den
Produktplan 12 ,Sport".

Deputation fiir Kinder und
Bildung

23.03.2020
und

27.03.2020

21 Kinder und Bildung

Beschluss VL 20/1104
1. Die staatliche Deputation nimmt die Haushaltsentwurfe
2020/21 zur Kenntnis.
2. Die stadtische Deputation nimmt die
Haushaltsentwdrfe 2020/21 zur Kenntnis.
Beschluss VL 20/1163:
Die stadtische Deputation fir Kinder und Bildung stimmt den zu
den einzelnen Antrédgen der Ortsamter in der anliegenden
Auflistung unterbreiteten Beschlussvorschlagen der Senatorin fir
Kinder und Bildung zu.

Deputation fur Kultur

10. Méarz 2020

22 Kultur

Beschluss TOP 3. Beschluss TOP 3.

1. Die Deputation fir Kultur nimmt die Entwurfe der kameralen
Haushalte und des Produktgruppenhaushaltes zur Kenntnis.

2. Die Deputation far Kultur bestatigt die Darlegung der
Erforderlichkeit von Ausgaben und der Ausschépfung von




Deputation

Datum der
Sitzung

far Produktplan
bzw. -plane

Beschluss

3.

4.

Einnahmequellen flr die Produktgruppen des Produktplanes,
Kultur, entsprechend der Anlage.

Die Deputation fur Kultur bittet den Senator fir Kultur, Gber den
weiteren Fortgang der Haushaltsaufstellung zu berichten.

Die Deputation fir Kultur beschlie3t bzgl. der Antrage der
Beirate entsprechend der Anlage.

Deputation fiir Soziales,
Jugend und Integration

27.03.2020

41 Jugend und
Soziales

Beschluss VL 20/1142:

1.

Die staatliche Deputation fir Soziales, Jugend und Integration
nimmt die Haushaltsentwlrfe 2020 und 2021 Land fiir den
Produktplan Jugend und Soziales zur Kenntnis.

Die stadtische Deputation fir Soziales, Jugend und Integration
nimmt die Haushaltsentwirfe 2020 und 2021 Stadtgemeinde
flr den Produktplan Jugend und Soziales zur Kenntnis.

Die staatliche Deputation fir Soziales, Jugend und Integration
stimmt der vorgeschlagenen Nutzung des Landessocke-
Ibetrags in H6he von 0,15 Mio. € fir Queer-Projekte zu und
bittet die Verwaltung, die Veranschlagung dieser Mittel auf eine
Fachhaushaltsstelle -vor der Weiterleitung der HH-Entw(rfe an
die Birgerschaft- zu veranlassen.

Die stadtische Deputation flir Soziales, Jugend und Integration
stimmt der vorgeschlagenen Verteilung der stadtischen
Schwerpunkt- und Sockelbetragsmittel in Héhe von 2,7 Mio. €
zu und bittet die Verwaltung, die Veranschlagung dieser Mittel
auf Fachhaushaltsstellen — vor der Weiterleitung der HH-
Entwirfe an die Blrgerschaft — zu veranlassen.

Deputation fiir Gesundheit
und Verbraucherschutz

21.03.2020
(Umlaufverfahren)

51 Gesundheit

Die staatliche Deputation fir Gesundheit und Verbraucher-
schutz nimmt die Haushalts-entwirfe 2020 und 2021 fir den
Produktplan 51 Gesundheit und Verbraucherschutz zur
Kenntnis.

Die stadtische Deputation fir Gesundheit und Verbraucher-
schutz nimmt die Haushalts-entwirfe 2020 und 2021 fir den




Deputation

Datum der
Sitzung

fur Produktplan
bzw. -plane

Beschluss

Produktplan 51 Gesundheit und Verbraucherschutz zur
Kenntnis.

3. Die staatliche Deputation fur Gesundheit und Verbraucher-

schutz nimmt die Antrdge nach § 32 Abs. 1 OBG zur
Haushaltsaufstellung 2020/2021 zur Kenntnis.

Deputation Klima, Umwelt,
Landwirtschaft und
Tierschutz /

Deputation fiir Mobilitat, Bau
und Stadtentwicklung

26.03.2020

26.03.2020

68 Klimaschutz,
Umwelt, Mobilitat und
Stadtentwicklung

Beschluss

1.

Die Deputation fir Klima, Umwelt, Landwirtschaft und
Tierschutz (L/S) nimmt die Haushaltsvoranschlage und die
Entwurfe der anliegenden Wirtschaftspldne zur Kenntnis und
schlieBt sich den Stellungnahmen des Ressorts zu den
Antragen der Ortsamter an.

Die Deputation fir Mobilitdt, Bau und Stadtentwicklung (L/S)
nimmt die Haushaltsvoranschlage und die Entwirfe der
anliegenden Wirtschaftsplane zur Kenntnis und schliet sich
den Stellungnahmen des Ressorts zu den Antrdgen der
Ortséamter an.

Die stadtische Deputation fur Mobilitdt, Bau und Stadtent-
wicklung nimmt die unabweisbaren Personalbedarfe in der
haushaltslosen Zeit bei der Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt,
Mobilitét, Stadtentwicklung und Wohnungsbau zur Kenntnis
und bittet um Zustimmung zu der Einstellung und der
Finanzierung in der haushaltslosen Zeit.

Deputation fir Wirtschaft und
Arbeit

25.03.2020
(Umlaufverfahren)

71 Wirtschaft
und
31 Arbeit

Beschluss Vorgang TOP.1

1.

Die Deputation fur Wirtschaft und Arbeit nimmt den
Haushaltsentwurf des Ressorts Wirtschaft, Arbeit und Europa
fir die Jahre 2020 und 2021 zur Kenntnis.

Die Deputationen fir Wirtschaft, Arbeit und Hafen stimmen den
Beschlussvorschlagen des Ressorts zu den Antrdgen nach §
32 Abs. 1 OBG in der Anlage 6 zur Haushaltsaufstellung 2020
/ 2021 zu.

Gleichstellungsausschuss

08 Gleichberechtigung
der Frau




Deputation Datum der fur Produktplan Beschluss
Sitzung bzw. -plane
Ausschuss fiir 03 Bezogen auf die Haushaltsantrége der Beirate (10.03.2020):

Blrgerbeteiligung,
blirgerschaftliches
Engagement und Beirate

Senat/Senatskanzlei

Der Ausschuss nimmt die Haushaltsantrage der Beirate zur
Kenntnis und stimmt den Empfehlungen der Senatskanzlei
mehrheitlich (...) zu.

Rechtsausschuss

Umlaufverfahren

11 Justiz und

Kenntnisnahme. Eine formelle Beteiligung des

27.03.2020 Verfassung Parlamentsausschusses erfolgt im parlamentarischen Verfahren.
Ausschuss fur Wissenschatft, 25.03.2020 24 Hochschulen und | Beschluss VL 20/1108
Medien, Datenschutz und (Umlauf) Forschung PPL 24:

Informationsfreiheit

Der Ausschuss nimmt den Bericht der Senatorin fiir Wissenschaft
und Hafen zur Kenntnis

06 Datenschutz Beschluss VL 20/1112

PPL 06:

Der Ausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis.
Ausschuss fiir Bundes- und 10. Mérz 2020 04 Europa Beschluss VL 20/1060
Europaangelegenheiten, PPL 04: - Der Ausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis.
internationale Kontakte und 05 Bund Beschluss VL 20/1069
Entwicklungszusammenarbeit PPL 05: - Der Ausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis.
Ausschuss flr die 27.03.2020 81 Hafen Beschluss VL 20/1141

Angelegenheiten der Hafen
im Lande Bremen

(Umlaufbeschluss)

1. Der Ausschuss fiir die Angelegenheiten der Hafen im Lande
Bremen nimmt den Haushaltsentwurf fir den Einzelplan 08
sowie den Produktplan 81 Hafen (Land) fur die Jahre 2020
und 2021 zur Kenntnis.

2. Der Ausschuss fir die Angelegenheiten der Hafen im Lande
Bremen beschlieBt den Wirtschaftsplan fur das
Sondervermdégen Fischereihafen fir die Jahre 2020 und 2021.

3. Der Ausschuss fir die Angelegenheiten der stadtbremischen
Hafen nimmt den Haushaltsentwurf fir den Einzelplan 38
sowie den Produktplan 81 Hafen (Stadt) fir die Jahre 2020
und 2021 zur Kenntnis.

4. Der Ausschuss fir die Angelegenheiten der stadtbremischen
Hafen beschlie3t den Wirtschaftsplan fir das
Sondervermdgen Hafen fiir die Jahre 2020 und 2021.




Liste der Antrige nach § 32 Abs. 1 OBG zur Haushaltsaufstellung 2020/2021

ANLAGE 2

Ifd. Antragstellendes Antrags- X i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort A Stichwort / Kurzbeschreibung
Nr. Ortsamt (Beirat) datum Datum Beschluss Empfehlung
SIV 1. [Obervieland 12.02.2019 [Zuweisung von 15.000,00 € jahrlich zur Keine Zustandigkeit des Justizressorts, da dort keine kommunalen entfallt entfallt Kenntnisnahme
Unterstitzung der Schlichtungsstelle des Tater- Aufgaben wahrgenommen werden. Das Projekt ,Schlichten in
Opfer-Ausgleichs Bremen e.V. zur Verstetigung des [Nachbarschaften” gehort nicht zum Aufgabenbereiche des
Projekts "Schlichten in Nachbarschaften" Justizressorts, denn zustdndig ist das Justizressort ausschlieRlich
fir den in der Strafprozessordnung gesetzlich normierten, von der
Staatsanwaltschaft oder den Gerichten angeordneten Tater-Opfer-
Ausgleich. Bei ,Schlichten in Nachbarschaften” handelt es sich
hingegen um ein niedrigschwelliges Angebot zu Befriedung der
Nachbarschaft.
Eine hinreichende finanzielle Absicherung sollte mit Blick auf den
neu geordneten kommunalen Finanzausgleich aber auch im
stadtischen Haushalt moglich sein.
(SJFIS - 2. |Obervieland 12.02.2019 |Unterstitzung der Durchfiihrung von MaBnahmen [In den Haushaltsjahren 2020 und 2021 kénnen erstmals eigene 0.03.2020; 27.03.202] Der Ausschuss fur [Kenntnisnahme
PPL 41) der Kinder- und Jugendbeteiligung im Stadtteil; je [Budgets fiir die Jugendbeirate in einer Hohe von insgesamt jeweils Blirgerbeteiligung,
SK 10.000 € fur 2020 und 2021 40.000,00 EUR eingerichtet werden. Die von den Beirdten und burgerschaftliches

Ortsamtern gewtinschte Begleitung der Jugendbeirate durch eine
padagogische Fachkraft kann nach den Ergebnissen der
Haushaltsklausur des Senats ebenfalls durch zusatzliche
Vollzeitstelle in 2020 realisiert werden. Dartberhinaus kann die
Beschaftigung von insgesamt 5 FSJ-Kraften (freiwilliges politisches
Jahr) finanziell abgesichert und somit verstetigt werden. SJIS: In §
6 (3) des Ortsgesetzes Uiber Beirdte und Ortsamter ist festgelegt:
,Der Beirat fordert und unterstiitzt das kommunalpolitische
Engagement von Jugendlichen im Beiratsbereich. Der Beirat kann
einen Jugendbeirat griinden.” Gleichwohl kdnnen fir MaRnahmen
und Projekte der Jugendbeirate auch Antrage auf Férderung
gemalR der Richtlinie fir die Forderung stadtteilbezogener Kinder-
und Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und den
Richtlinien fir die Forderung der auBerschulischen Jugendbildung,
der Jugendinformation und der Jugendverbandsarbeit im Lande
und in der Stadtgemeinde Bremen gestellt werden.

Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
Sozialdeputation:
Ablehnung des
Antrags.
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Ressort

Ifd.
Nr.

Antragstellendes
Ortsamt (Beirat)

Antrags-
datum

Stichwort / Kurzbeschreibung

Stellungnahme des Fachressorts
(aktualisierter Sachstand in roter Schrift)

Fachdeputation-
Datum

Fachdeputation -
Beschluss

Feststellung/
Empfehlung

SIFIS -
PPL 41

Obervieland

12.02.2019

Zusatzliche Mittel in Hohe von jahrlich 3,5 % fiir das
Rahmenkonzept der offenen Jugendarbeit (OJA)

Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir
die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
berlcksichtigt. Folgende MaRRnahmen wurden priorisiert:e Lineare
Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.  Férderung von
Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.

e Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir das Anerkennungsjahr
von Sozialpadagog*innen im Arbeitsfeld Jugendarbeit.

27.03.2020

Ablehnung

Kenntnisnahme

SJFIS

Obervieland

12.02.2019

Stabilisierung der Arbeit der Streetworker vom
Verein zur Forderung akzeptierender Jugendarbeit
(VAJA e.V.) in Hohe von 35.000,00 € jghrlich

Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport fordert
die aufsuchende Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen
grundsatzlich Gber Mittel aus dem Bereich Hilfen zur Erziehung.
Das im Stadtteil Obervieland tatige Regionalteam Siid des Vereins
zur Forderung akzeptierender Jugendarbeit e.V. (VAJA) wird aus
diesen Mitteln gefordert. Ergdnzend hat der Controllingausschuss
Ost weitere Haushaltsmittel im Rahmen der stadtteilbezogenen
offenen Jugendarbeit zur Verfligung gestellt. Die Senatorin fir
Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir die Forderung der
stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA) Mehrbedarfe im
Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der Planung zur
Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die Forderung von
Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders beriicksichtigt.
Folgende MaRRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare Anhebung der
OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um 10% und
weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.  Férderung von Angeboten
iberregionaler Bedeutung sowie von Bewegungsangeboten an der
Schnittstelle zwischen Jugendarbeit und organisiertem Sport. ¢
Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir das Anerkennungsjahr von
Sozialpddagog*innen im Arbeitsfeld Jugendarbeit. Die Senatorin
flir Soziales, Jugend, Integration und Sport férdert die Angebote
der offenen Jugendarbeit ausschlieRlich im Kontext des
Rahmenkonzeptes fiir die offene Jugendarbeit in der
Stadtgemeinde Bremen und somit die gesamtstadtische
Angebotslandschaft. Die zur Verfligung stehenden Haushaltsmittel
werden vollumfanglich in diese Férderkulisse eingebracht.
Einzelantrage aus den Stadtteilen kdnnen somit nicht bewilligt

27.03.2020

Ablehnung

Kenntnisnahme
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SF, SKB, 5. |[Horn-Lehe 22.02.2019 |Bereitstellung von Mitteln fiir einen Modulbau an  |Die MobilbaumaRnahme ist im Programm SoProSchule enthalten. 27.03.2020 Die Deputation fir  |Kenntnisnahme
1B der Oberschule RonzelenstralRe zur Erweiterung um [Zudem laufen die Planungen fiir einen 6-ziigigen Ausbau. Kinder und Bildung
einen weiteren Zug mit Regelbeschulung stimmt dem Antrag
zu.
SF, SKB, 6. [Horn-Lehe 22.02.2019 | Bereitstellung von Mitteln fur die Herstellung Die MaRnahme ist im Programm SoProSchule enthalten. 27.03.2020 Die Deputation fir  |Kenntnisnahme
1B zweier Klassenrdume zur inklusiven Beschulung, fur Kinder und Bildung
die Errichtung von zwei Differenzierungsraumen stimmt dem Antrag
sowie zweier Pflegebader auf zwei Etagen des zu.
Schulgebdudes Gymnasium Horn
SF, SKB, 7. |Horn-Lehe 22.02.2019 |Bereitstellung von Mitteln firr die Instandsetzung  |SKB: Zustdndigkeit fiir Sanierung liegt allein bei IB. SF: IB hat einen | Befassung im HaFA | Befassungim HaFa |Zustimmung
1B des Schulhofes sowie des Parkplatzes an der Dienstleistungsvertrag mit UBB zur Aufrechterhaltung der

Wilhelm-Focke-Oberschule

Verkehrssicherheit. Aufforderung zur Instandsetzung
(Reparaturarbeiten und Wiederherstellung der
Verkehrssicherheit) im Rahmen des Bauunterhalts durch IB 3/20
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Ressort

Ifd.
Nr.

Antragstellendes
Ortsamt (Beirat)

Antrags-
datum

Stichwort / Kurzbeschreibung

Stellungnahme des Fachressorts
(aktualisierter Sachstand in roter Schrift)

Fachdeputation-
Datum

Fachdeputation -
Beschluss

Feststellung/
Empfehlung

SF, SJFIS

Horn-Lehe

22.02.2019

Bereitstellung von Mitteln fiir die
Stralensozialarbeit eines Streetworkers fiir
Jugendliche durch das Regionalteam Ost von VAJA
im Bremer Osten, insbesondere dem
Kopernikusquartier, als Regelfinanzierung im Titel
"Hilfen zur Erziehung" (sog. Cliquen-Topf)

Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport fordert
die aufsuchende Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen
grundsatzlich Gber Mittel aus dem Bereich Hilfen zur Erziehung.
Das im Stadtteil Horn-Lehe tatige Regionalteam Ost des Vereins
zur Forderung akzeptierender Jugendarbeit e.V. (VAJA) wird aus
diesen Mitteln gefordert. Erganzend haben Controllingausschiisse
in der Region Ost weitere Haushaltsmittel im Rahmen der
stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit zur Verfligung gestellt.
Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir
die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
berlcksichtigt. Folgende MaRRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.  Férderung von
Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen

27.03.2020

Ablehnung

Kenntnisnahme

SF,
SKUMS

Horn-Lehe

22.02.2019

Bereitstellung der Mittel fiir die Sanierung der
BerckstraRe, da sich diese in einem sehr schlechten
Zustand befindet und eine ungefdhrdete Nutzung
nicht gewahrleistet ist

Die ersten zwei Abschnitte der BerckstralRe sind in der 2.
Jahreshalfte 2019 soweit saniert worden, dass sich eine deutliche
Verbesserung eingestellt hat. Der dritte Abschnitt in Richtung
Luisental ist noch zu sanieren, befindet sich aber in einem
verkehrssicheren Zustand. Mittel zur Sanierung sind derzeit nicht
vorhanden.

26.03.2020

Zustimmung zur
Stellungnahme

Kenntnisnahme
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SF, SK 10. |Horn-Lehe 22.02.2019 | Bereitstellung von zusatzlichen Mitteln fur die In den Haushaltsjahren 2020 und 2021 kénnen erstmals eigene 10.03.2020 Der Ausschuss fur |Kenntnisnahme
Arbeit des Jugendbeirates zusatzlich zu den Budgets fiir die Jugendbeirate in einer Hohe von insgesamt jeweils Blrgerbeteiligung,
Globalmitteln in Hohe von 10.000,00 € zur 40.000,00 EUR eingerichtet werden. Die von den Beirdten und biurgerschaftliches
kontinuierlichen Begleitung und padagogischen Ortsamtern gewtinschte Begleitung der Jugendbeirate durch eine Engagement und
Betreuung padagogische Fachkraft kann nach den Ergebnissen der Beirate (Stadt)
Haushaltsklausur des Senats ebenfalls durch zusatzliche nimmt die
Vollzeitstelle in 2020 realisiert werden. Darlberhinaus kann die Haushaltsantrage der
Beschaftigung von insgesamt 5 FSJ-Kraften (freiwilliges politisches Beirate zur Kenntnis
Jahr) finanziell abgesichert und somit verstetigt werden. und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
SF,SKB, [ 11. [Horn-Lehe 22.02.2019 | Bereitstellung von Mitteln zur Sanierung der SKB: Die Sanierung der WC- und Abwasseranlage wurde bei 27.03.2020 Die Deputation fir  |Kenntnisnahme
1B sanitdren Anlagen sowie der Abwasserleitungen in [Immobilien Bremen durch KiTa Bremen beauftragt. Die Kinder und Bildung
der Kita VorstraRe, da diese nicht mehr den Baumalnahme befindet sich derzeit in der Durchfiihrung. Die stimmt dem Antrag
heutigen Anforderungen gentigen und da von notwendigen Sanierungen erfolgten Zug um Zug in verschiedenen zu.
diesen enorme Geruchsbelastigungen ausgehen Bauabschnitten. Der letzte Bauabschnitt ist aktuell abgeschlossen,
so dass eine Nutzung aller Bereiche zeitnah wieder sichergestellt
ist. Die notwendige Sanierung des Kanals ist in den Sommerferien
geplant.
SK 12. |Horn-Lehe 22.02.2019 |Mittelbereitstellung fiir eine Personalaufstockung |Zundchst wie im Koalitionsvertrag vorgesehen Unterstiitzung der 10.03.2020 Der Ausschuss fur |Kenntnisnahme

der stadtbremischen Ortsamter aufgrund
gestiegener Anforderungen

Ortsamter mit mehr als einem Beirat um eine Vollzeitstelle im
Bereich der Kommunalen Sachbearbeitung. Weiterhin Schaffung
eines Springerpools zur Kompensation von Ausfallen in den
kleineren Einheiten. Zusatzliches Personal 2020: 1 Springerkraft;
2021: 4 VZE fir OA.

Blrgerbeteiligung,
burgerschaftliches
Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SJFIS - 13. |Horn-Lehe 26.02.2019 |Erhéhung der finanziellen Mittel fur die Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme
PPL41 stadtteilbezogene offene Jugendarbeit (OJA) um die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
mindestens 3,5 %. Ubernahme der Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Kostensteigerungen des Personals analog der Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
geltenden Tarifvertrage des TV-L. Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
Mindestausstattung zwei Vollzeitstellen. berlcksichtigt. Folgende MaRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
Jugendhduser sollen auch Ausbildungsstatten fiir ~ |Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
zukiinftige Mitarbeiterinnen sein. Zusatzlich wird 10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.e Férderung von
eine jahrliche Erhohung der Mittel von mindestens [Angeboten liberregionaler Bedeutung sowie von
2 % fur die wachsenden Aufwendungen fiir die Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
Infrastruktur des Jugendhauses (Miete, und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
Nebenkosten und Versicherungen) gefordert. das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden.
SJFIS, SF,| 14. |[Neustadt 24.01.2019 |Sicherstellung der Finanzierung der laufenden SlI: Aufgrund inhaltlich-fachlicher Unzustandigkeit und fehlender 26.03.2020 Die Deputation fur |Kenntnisnahme
SfK, SKB, 22.08.2019 |Angebote fir die offene Jugendarbeit durch Jokes - [Mittel im stadtischen Haushalt des Senators fiir Inneres erfolgt Inneres stimmt den
SGFV, SI Die Circusschule e.V. im Rahmen einer keine Mittelbereitstellung. SGFV: Zustandigkeit liegt im Vorschlagen des

institutionellen Forderung auRerhalb des
Stadtteilbudgets. Daruber hinaus fordert der Beirat
die Senatorin fur Soziales, Jugend, Frauen,
Integration und Sport auf, bei der
Haushaltsaufstellung 20/21 einen Betrag von
200.000,00 €/jahrlich einzustellen, um das Angebot
der Zirkusschule langfristig abzusichern; dieser
Betrag soll gemeinsam mit den Ressorts Kultur,
Bildung, Gesundheit und Inneres aufgebracht
werden.

Sozialressort. SfK: Die Circusschule e.V. wird nicht in den
Forderformaten des Kulturressort abgebildet und erhielt daher
auch in der Vergangenheit auch keine finanziellen Mittel.

Ressorts zu den
Antragen nach § 32
Abs. 1 OBG zur
Haushaltsaufstellung
2020/ 2021 zu.

Seite 6 von 67 Seiten




Ressort

Ifd.
Nr.

Antragstellendes
Ortsamt (Beirat)

Antrags-
datum

Stichwort / Kurzbeschreibung

Stellungnahme des Fachressorts
(aktualisierter Sachstand in roter Schrift)

Fachdeputation-
Datum

Fachdeputation -
Beschluss

Feststellung/
Empfehlung

SIFIS -
PPL 41

15.

Neustadt

24.01.2019

Erhohung der gesamtstadtischen Mittel fiir die
Forderung der offenen Jugendarbeit um 7 %, um
den angemeldeten Bedarfen entsprechen zu
kénnen

Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir
die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
berlcksichtigt. Folgende MaRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.e Férderung von
Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden.

27.03.2020

Ablehnung

Kenntnisnahme

SK

16.

Blumenthal

11.03.2019

Bereitstellung von zusatzlichen Mitteln fiir eine
Personalaufstockung des Ortsamts Blumenthal um
eine Vollzeitkraft mit einem iberwiegenden
Tatigkeitsfeld in der kommunalen Sachbearbeitung,
um die Arbeitsfahigkeit der Ortsamter vor dem
Hintergrund der sich stetig verandernden
Rahmenbedingungen zu gewahrleisten.

Zunéchst wie im Koalitionsvertrag vorgesehen Unterstiitzung der
Ortsamter mit mehr als einem Beirat um eine Vollzeitstelle im
Bereich der Kommunalen Sachbearbeitung. Weiterhin Schaffung
eines Springerpools zur Kompensation von Ausfallen in den
kleineren Einheiten. Zusatzliches Personal 2020: 1 Springerkraft;
2021: 4 VZE fir OA.

10.03.2020

Der Ausschuss fur
Blirgerbeteiligung,
burgerschaftliches
Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.

Kenntnisnahme
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Ressort

Ifd.
Nr.

Antragstellendes
Ortsamt (Beirat)

Antrags-
datum

Stichwort / Kurzbeschreibung

Stellungnahme des Fachressorts
(aktualisierter Sachstand in roter Schrift)

Fachdeputation-
Datum

Fachdeputation -
Beschluss

Feststellung/
Empfehlung

SV

17.

Osterholz

25.03.2019

Zuweisung von 15.000,00 € jahrlich zur

Unterstitzung der Schlichtungsstelle des Tater-
Opfer-Ausgleichs Bremen e.V. zur Verstetigung des

Projekts "Schlichten in Nachbarschaften"

Keine Zustandigkeit des Justizressorts, da dort keine kommunalen
Aufgaben wahrgenommen werden. Das Projekt ,Schlichten in
Nachbarschaften” gehoért nicht zum Aufgabenbereiche des
Justizressorts, denn zustdndig ist das Justizressort ausschlieflich
flr den in der Strafprozessordnung gesetzlich normierten, von der
Staatsanwaltschaft oder den Gerichten angeordneten Tater-Opfer-
Ausgleich. Bei ,Schlichten in Nachbarschaften” handelt es sich
hingegen um ein niedrigschwelliges Angebot zu Befriedung der
Nachbarschaft.

Eine hinreichende finanzielle Absicherung sollte mit Blick auf den
neu geordneten kommunalen Finanzausgleich aber auch im
stadtischen Haushalt moglich sein.

entfallt

entfallt

Kenntnisnahme

SK

18.

Osterholz

25.03.2019

Ausstattung des Personalbudgets der Ortsamter
mit einer zusatzlichen halben Stelle (TV-L 10) pro

Stadtteil

Zunéchst wie im Koalitionsvertrag vorgesehen Unterstiitzung der
Ortsdamter mit mehr als einem Beirat um eine Vollzeitstelle im
Bereich der Kommunalen Sachbearbeitung. Weiterhin Schaffung
eines Springerpools zur Kompensation von Ausfallen in den
kleineren Einheiten. Zusatzliches Personal 2020: 1 Springerkraft;
2021: 4 VZE fiir OA.

10.03.2020

Der Ausschuss fir
Biirgerbeteiligung,
birgerschaftliches
Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.

Kenntnisnahme
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Feststellung/

Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation -
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SJFIS - 19. |Burglesum 26.03.2019 |Bedarfsgerechte Ausstattung (mind. 3,5 %) des Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme
PPL41 Budgets fiir offene Jugendarbeit zur Absicherung  |die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)

der steigenden Personal- und Betriebskosten.
Ausstattung jeder Einrichtung im Stadtteil mit
mindestens zwei Vollzeitstellen. Unburokratische
Zurverfugungstellung weiterer finanzieller Mittel
aus zusatzlichen Haushaltstiteln. Weitere
Verstetigung des Integrationsbudgets.

Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
berlcksichtigt. Folgende MaRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.e Férderung von
Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden.
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SJFIS - 20. |Huchting 18.03.2019 | Bereitstellung zusatzlicher Mittel in Hohe von 7 %  [Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme
PPL41 fur das Rahmenkonzept der Offenen Jugendarbeit |die Férderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
(OJA) zur Abbildung der Kostensteigerungen des Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Personals. Zusatzlich wird ab dem Haushalt 2022 Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
eine jahrliche Erhohung der Mittel in Hohe der Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
Inflationsrate, mindestens jedoch um 2 % fiir die berlcksichtigt. Folgende MaRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
wachsenden Aufwendungen fir die Infrastruktur Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
(Mieten, Nebenkosten, Versicherungen) gefordert. |10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.e Férderung von
Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden.
SWAE 21. |Woltmershausen 28.03.2019 |Absicherung und Verstetigung der saisonalen SWAE ist mit den Beiraten und Hal Over im Gespréch, an welchen 25.03.2020 Zustimmung Kenntnisnahme
Fahrverbindung zwischen den Stadtteilen Tagen und in welcher Taktung in 2020 ein Fahrverkehr angeboten
Gropelingen, Walle und Woltmershausen werden sollte, SWAE bittet die Beirdte, wie in den Vorjahren, um
finanzielle Beteiligung an der Finanzierung.
SWAH 22. |Hemelingen 04.04.2019 [Weitere Verlangerung des Stadtteilmarketings Das Stadtteilmarketing Hemelingen erhalt von SWAE in 2020 25.03.2020 Zustimmung Kenntnisnahme
sowie eine angemessene Erhohung des Budgets, einen Zuschuss in Hohe von 96 T €, das sind 16 T € mehr als in
welche die gestiegenen Lohn- und Sachkosten der |2019. Damit ist der Beiratsbeschluss umgesetzt
letzten 10 Jahre ausgleicht. Der Beirat wiirde es mit
Blick auf die Planungssicherheit begriiRen, wenn
eine Zuwendungszusage vor Oktober 2019 erfolgt.
SfK 23. [Vegesack 04.04.2019 (Einstellung von Mitteln zur Anhebung der Der Senioren-Kreativ-Treff ist ein Angebot des Biirgerhauses Kenntnisnahme

finanziellen Bezuschussung des Senioren-Kreativ-
Treffs.

Vegesack und wird vom Sozialressort finanziert. Das Blrgerhaus in
Vegesack wird von der Kultur Biro Bremen Nord GmbH (KBN)
verwaltet. Die Einstellung von Mitteln zur Anhebung der
finanziellen Bezuschussung des Senioren - Kreativ-Treffs liegt in
der Verantwortung des Soziaressorts.
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SJFIS 24, |Vegesack 04.04.2019 [Einstellung von Mitteln fiir die Sanierung bzw. den |Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat 24.03.2020 Zustimmung Kenntnisnahme
Teilneubau des Fritz-Piaskowski-Bades bereits fiir 2019 und 2020 Planungsmittel in Hohe von 800 Tsd. € hinsichtlich der
zur Verfuigung gestellt. Eine Sanierung ist jedoch voraussichtlich Planungsmittel / im
erst ab dem Jahre 2022 vorgesehen. Daher kann der zweite Teil Ubrigen Ablehung
des Antrages zum jetzigen Zeitpunkt nur zuriickgewiesen werden,
wird aber in die Planungen der kommenden Haushalte mit
aufgenommen.
SWAE, 25. [Vegesack 04.04.2019 [Einstellung von Mitteln zur Absicherung des Tater- |Eine Zustandigkeit im Ressort Wirtschaft, Arbeit und Hafen wird 25.03.2020 Zustimmung Kenntnisnahme
SIv? Opfer-Ausgleichs im Stadtteil Vegesack nicht gesehen. Bei diesem (offensichtlich bereits laufenden)

Projekt handelt es sich nicht um Entschadigungsleistungen nach
dem Opferentschadigungsgesetz; vielmehr geht es beim Tater-
Opferausgleich um Angelegenheiten, die strafrechtliche
Grundlagen haben. Insofern kénnen von hier fiir die Umsetzung
des Gbermittelten Beiratsbeschlusses im Rahmen der
Haushaltsaufstellung 2020/2021 keine Mittel bereit gestellt
werden.

Stellungnahme SJV: Es ist zu unterscheiden zwischen dem
gesetzlich geregelten Tater-Opfer-Ausgleich und dem Projekt
"Schlichten in Nachbarschaften". Der in der Strafprozessordnung
gesetzlich normierte, von der Staatsanwaltschaft oder den
Gerichten angeordnete Tater-Opfer-Ausgleich ist eine Aufgabe des
Landes Bremen. Diese gehort nicht zum kommunalen Aufgaben-
und Verantwortungsbereich der Beirdte. Demgegeniber handelt
es sich bei ,,Schlichten in Nachbarschaften” um ein
niedrigschwelliges kommunales Angebot zur Befriedung der
Nachbarschaft. Das Justizressort ist ausschlieBlich fiir den
gesetzlichen Tater-Opfer-Ausgleich zustandig. Kommunale
Aufgaben werden im Justizressort nicht wahrgenommen.
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SWAE 26. |Vegesack 04.04.2019 [Einstellung von Mitteln zur Sanierung und fiir den |Der Beschluss ist an SKUMS, SWAE, SIS, JUB und Bauamt Bremen- 25.03.2020 Zustimmung Kenntnisnahme
SKUMS Neubau erforderlicher Sportflachen auf dem Nord gerichtet. Fir die Bearbeitung der grundstiicksrelevanten
Oeversberg Themen wie z.B. die Aufgabe des Optionsrechtes und den Ankauf
von Flachen im Sinne des Ergebnisses des ,,Runden Tisch
Oeversberg” wurden entsprechende Mittel im Wirtschaftsplan des
Sondervermogens Gewerbeflachen eingeplant. SKUMS: Fachliche
Zustandigkeit fur Planung und bauliche Umsetzung der
Sportflachen bei SJIS. Personalkapazitaten und Planungsmittel fur
die Bauleitplanung sind im Haushaltsentwurf vorgesehen.
SWAE 27. |Vegesack 04.04.2019 [Einstellung von Mitteln zur Entwicklung des SWAE ist in der Abstimmung mit dem Vegesack Marketing und mit 25.03.2020 Zustimmung Kenntnisnahme
SKUMS Einzelhandels- und Dienstleistungsangebotes im dem Ortsamt Vegesack. SWAE hat hierzu in 2019 einen Workshop
Mittelzentrum organisiert. Die Ergebnisse miissen vom Vegesack Marketing
konkretisiert werden und eine Ausschreibung muss vorbereitet
werden. SKUMS: Bestehende Férderung von Vegesack Marketing
durch SWAE. Daruber hinaus ist keine weitere Berlicksichtigung im
Haushalt von SKUMS vorgesehen.
SWAE 28. |Vegesack 04.04.2019 (Einstellung von Mitteln fiir die zligige Durchfiihrung |Bei der zeitlichen Umsetzung von BaumaRnahmen im Umfeld des 25.03.2020 Zustimmung Kenntnisnahme
SKUMS von UmbaumaRnahmen des Bahnhofsvorplatzes Vegesacker Hafens findet die Terminierung der 400-Jahr-Feier in
und die zusatzlich erforderlichen Landesmittel fur |2022 Berticksichtigung.
den Hochwasserschutz wegen der 400-Jahr-Feier
des Vegesacker Hafens in 2022
SKUMS | 29. |Vegesack 04.04.2019 [Einstellung von Mitteln fiir die Sanierung der 26.03.2020 Zustimmung zur Kenntnisnahme

Borchshoher StraRRe, die bauliche Umgestaltung des
Vegesacker Bahnhofsplatzes. Bereitstellung von
Mitteln fir die Baumalnahmen im Rahmen des
Generalplan Kiistenschutz unter besonderer
Beriicksichtigung des historischen Kerns im unteren
Vegesack und um den Museumshaven.
Institutionalisierung der Férderung der
Okologiestation.

Sanierung der Borchshoher StralRe: Sanierungsbedurftig, aber
noch verkehrssicher. Aufgrund Prioritdtensetzung/unzureichender
Mittel nicht darstellbar. Bauliche Umgestaltung des Vegesacker
Bahnhofsplatzes: Siehe Punkt 400 Jahre Hafen.
Institutionalisierung der Férderung der Okologiestation: Die
Okologiestation Vegesack wird im Rahmen diverser Projekte iiber
Zuwendungen unterstitzt, u.a. durch BINGO-Mittel und im
Rahmen einer zweijdhrigen Projektférderung als sogenannte
Basiseinrichtung der Umweltbildung, auch in aktuellen
Forderperiode 2020/21. Die institutionelle Férderung von
Vereinen im Bereich der auRerschulischen Umweltbildung ist
dariiber hinaus in der Stadtgemeinde Bremen nicht vorgesehen.

Stellungnahme
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Ressort

Ifd.
Nr.

Antragstellendes
Ortsamt (Beirat)

Antrags-
datum

Stichwort / Kurzbeschreibung

Stellungnahme des Fachressorts
(aktualisierter Sachstand in roter Schrift)

Fachdeputation-
Datum

Fachdeputation -
Beschluss

Feststellung/
Empfehlung

SKB

30.

Vegesack

04.04.2019

Einstellung von Mitteln zum Bau/Sanierung der
Schule an der Fahrer Flur, zur Sanierung der
Turnhalle Ludwig-Jahn-StralRe sowie zur Sanierung
und Erweiterung der Oberschule LarchenstralRe

SKB: Zustandigkeit liegt bei IB._SF: Die MaRnahmen sind in den
Senatsbauprogrammen 2018 und 2019 enthalten, geplant ist dies
auch fur 2020

Die erforderlichen Mittel seitens des SVIT fiir die nachsten Schritte
sind in den jeweiligen Programmen zur Verfligung gestellt und die
Planungen laufen.

Die Uberpriifung, ob die alte Grundschule weiter als Schule
nutzbar ist, ist abgeschlossen. Das Ergebnis ist in drei Varianten
dargestellt. Keine der Varianten ldsst die Nutzung als Schule im
Altbau zu. Von daher wird es einen Neubau der Schule und
Zufiihrung einer neuen Nutzung des alten Geb&udes geben.

Die Planung der Gesamtsanierung der unter Denkmalschutz
stehenden Turnhalle Fahrer Flur wird im Friihjahr 2020
abgeschlossen. Zurzeit wird die erweiterte ES-Bau erstellt. Im
Anschluss daran werden zum Ende des Jahres die Mittel in das
Senatsbauprogramm eingestellt. Wenn die Mittel in 2021
eingestellt sind, werden die notwendigen Ausschreibungen
stattfinden. IB rechnet mit einer Umsetzung der Gesamtsanierung
ab Sommer 2021.

Die Container KiTa ist auf der Flache eines ehemaligen Bolzplatzes
errichtet worden. Es ist damals mit dem Beirat abgesprochen
worden, dass dieser nach Abbau der Container-Kita wieder
hergestellt wird. Bei der weiteren Planung hat man festgestellt,
dass fiir den ,,alten” Bolzplatz kein Ressort/Tréger zustandig war.
Um eine dauerhafte Unterhaltung zu sichern, wurde inzwischen
mit dem Ressort Soziales und dem Beirat besprochen, dass nach
Abbau der Container-KiTa, die fur die Wiederherstellung

Entscheidung im
HaFa

Entscheidung im
HaFa

Zustimmung

SK

31.

Vegesack

04.04.2019

Ausstattung des Personalbudgets fir die
stadtbremischen Ortsdmter mit einer zusatzlichen
Stelle (TV-L 10) pro Stadtteil

Zunéchst wie im Koalitionsvertrag vorgesehen Unterstiitzung der
Ortsamter mit mehr als einem Beirat um eine Vollzeitstelle im
Bereich der Kommunalen Sachbearbeitung. Weiterhin Schaffung
eines Springerpools zur Kompensation von Ausfallen in den
kleineren Einheiten. Zusatzliches Personal 2020: 1 Springerkraft;
2021: 4 VZE fiir OA.

10.03.2020

Der Ausschuss fir
Biirgerbeteiligung,
birgerschaftliches
Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirate zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.

Kenntnisnahme
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SJFIS 32. |Osterholz 18.02.2019 |Einstellung der nétigen Mittel fir eine Die Grundlage vorangegangener Uberlegungen fiir einen 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme
Machbarkeitsstudie fiir ein Sport- und Erweiterungs- oder Neubau eines Sport- und Jugendzentrums in
Jugendzentrum in Blockdiek Blockdiek war die Aufgabe des Bestandsgebdudes durch Werkstatt

Bremen und die Einbeziehung der leerstehenden Gaststatte der
Bezirkssportanlage. Diese Rahmenbedingungen sind inzwischen
nicht langer gegeben. Das Gebaude von Werkstatt Bremen, in dem
der Jugendtreff Blockdiek untergebracht ist, wird saniert und
raumlich umgestaltet. Der Umbau der ehemaligen Gaststatte
wurde verworfen. Eine Machbarkeitsstudie fir ein Sport- und
Jugendzentrum in Blockdiek kann ohne einen vorgesehenen
Standort nicht erstellt werden. Auch folgt aus der Erstellung einer
Machbarkeitsstudie, unabhangig vom Ergebnis, nicht zwangslaufig
die Durchfiihrung der gepriften Baumalnahme.

SF,SK->| 33. [Vegesack 04.04.2019 |Hinterlegung der im Rahmen des ISEK unter Punkt [Der SfK finanziert das Kultur Biiro Bremen Nord (KBN) in Bremen 25.03.2020 Kenntnisnahme. Kenntnisnahme.

SKUMS, 5.4, Seite 62-74 ausgewiesenen MaRnahmen fiir Vegesack. Das KBN biindelt zahlreiche Aktivitaten im 27.03.2020: Die

SWAE, das Mittelzentrum Vegesack mit entsprechenden  [Mittelzentrum und stérkt auch Gber das Biirgerhaus Vegesack Deputation fur
SfK, SKB, Haushaltsmitteln sowie vielfache Angebote fiir die unterschiedlichsten Zielgruppen. SWAE: Kinder und Bildung
SJFIS Verpflichtungsermachtigungen in der mittelfristigen|Das ISEK wird federfiihrend von der Senatskanzlei bearbeitet. nimmt das Votum

Finanzplanung und Investitionsplanung 2019 bis
2023

SWAE stellt in 2020 und 2021 Mittel fur das Freizeit- und
Naherholungskonzept Bremen Nord, fir das Vegesack Marketing,
fir Blumenthal Aktiv und fir die Maritime Meile Vegesack zur
Verfligung. Diese Themen sind Teil des ISEK. Weitere Mittel stehen
in 2020 und 2021 nicht zur Verfligung. Im Wirtschaftsplan-Entwurf
2020/21 fir das Sondervermdgen Gewerbefldchen sind fur
verschiedene MaRnahmen zur gewerblichen Entwicklung des
Bremer-Nordens, wie fiir die Weiterentwicklung der Standorte
BWK, Bremer Industrie-Park und GG Steindamm sowie fur die
Ausbaggerung des Vegesacker Hafens und SanierungsmaBnahmen
am Vegesacker Bahnhofsgebdude und des Havenhauses Mittel
eingeplant. SKUMS: Bestehende Forderung von Vegesack
Marketing durch SWAE. Darlber hinaus ist keine weitere
Beriicksichtigung im Haushalt von SKUMS vorgesehen. SKB: Die
den Schulbereich betreffende MaRnahme (Erweiterung und
Sanierung der Oberschule an der LerchenstraRe) wurde bei
Immobilien Bremen beauftragt. Die ES-Bau soll in Kiirze von
Immobilien Bremen vorgelegt werden.

des Fachressorts zur
Kenntnis und stimmt
dem
vorgeschlagenen
Verfahren zu.
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Fachdeputation -

Feststellung/

Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation-
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SI, SF 34. |Horn-Lehe 04.04.2019 [Veranschlagung von Mitteln fiir eine Im Haushalt 2020/2021 werden Mittel fiir eine Aufstockung des 26.03.2020 Die Deputation fur |Kenntnisnahme
Personalaufstockung des Ordnungsdienstes, um im |Ordnungsdienstes um weitere 20 Vollzeiteinheiten bereitgestellt, Inneres stimmt den
Bremer Osten, besonders in Horn-Lehe, einen von denen dann auch der Ortsamtsbereich Horn-Lehe profitieren Vorschlagen des
flachendeckenden Einsatz gewahrleisten zu konnen.|wird. Ressorts zu den
Antragen nach § 32
Abs. 1 OBG zur
Haushaltsaufstellung
2020 /2021 zu.
SKB, 35. [Horn-Lehe 04.04.2019 |Investitionskostenzuschuss in Hohe von mindestens [SKB: Die Senatorin fir Kinder und Bildung erstellt derzeit eine 7.03.2020; 24.03.202| Die Deputation fiir ~ [Kenntnisnahme
SJFIS, SF 1,2 Mio. EUR zur halftigen Finanzierung einer Bedarfsplanung fur die erforderlichen Sportraumkapazitaten der Kinder und Bildung

Vereinssporthalle mit 400-500 m?, teilbar in zwei
Hallenteile zugunsten des TV Eiche Horn

schulischen Nutzung. Dies soll bis zum Sommer 2020 vorliegen
und dann die entsprechenden Bauplanungen angestoRen werden.
SJIS: Die Senatorin fir Soziales, Jugend, Integration und Sport
unterstitzt inhaltlich den Antrag. Jedoch hat sich bei Gesprachen
mit dem TV Eiche Horn herausgestellt, dass friithestens 2022 mit
dem Baubeginn zu rechnen ist. Daher hat der Antrag zum jetzigen
Zeitpunkt keine Relevanz fir die kommende HH-Aufstellung. Bei
Fortschreiten der Planungen durch den TV Eiche Horn sollen
jedoch notwendige finanzielle Leistungen der Stadt Bremen in
H6he von 1 Mio. € fir die Jahre 2022/2023 eingeplant werden.

nimmt das Votum
des Fachressorts zur
Kenntnis und stimmt
dem
vorgeschlagenen
Verfahren zu. Die
Sportdeputation
lehnt den Antrag ab.
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SWGV, 36. |Horn-Lehe 04.04.2019 [Finanzielle Unterlegung eines modernen SKB: Die Federfiihrung liegt bei SWH. Die Universitat Bremen ist  |7.03.2020; 24.03.202| Die Deputation fir  |Kenntnisnahme
SKB, Studiengangs Sportpadagogik moglichst schon in im Dezember 2019 gebeten worden, eine Expertenkommission zur Kinder und Bildung
SJFIS, SF den Haushaltsplanungen 2020/2021; Planung des Studienangebotes und fiir die Erstellung eines nimmt das Votum
Veranschlagung finanzieller Mittel in Hohe von entsprechend fachlich ausgepragten Professuren-Tableaus zeitnah des Fachressorts zur
mindestens 30 Mio. EUR zur Sanierung der Uni- einzusetzen. Wenn die vorgelegten Ergebnisse bewertet worden Kenntnis und stimmt
Sportstatten inklusive der Turnhalle an der Grazer [sind, ist eine Veranschlagung im Haushalt méglich. Von den dem
StralRe Ressorts SWH, SKB und SJIS wurde gemeinsam mit der Universitat vorgeschlagenen
Bremen eine Arbeitsgruppe eingesetzt mit dem Auftrag im Verfahren zu. Die
Frihjahr 2020 einen gemeinsamen Vorschlag fiir die Umsetzung Sportdeputation
der Sanierung der Sportanlagen der Universitat vorzulegen. Die lehnt den Antrag ab.
Befassung der Gremien ist fir den Herbst 2020 geplant. SJIS: Die
Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport unterstiitzt
den Antrag inhaltlich. Der runde Tisch wurde bereits seitens des
Wissenschaftsressorts initiiert und ist in Gesprache mit den
anderen betroffenen Ressorts eingetreten, um gemeinsam
Losungen im Sinne der Universitat, des Schul- und Vereinssport zu
finden. Formell zielt der Antrag auf die Verantwortungsbereiche
des Wissenschafts- und Bildungsressorts, so dass er abzulehnen
ist.
SF; SfK 37. |Horn-Lehe 04.04.2019 [Einstellung eines Anschubbudgets in Hohe von Es ist vorgesehen, dass das Focke-Museum Veranstaltungsraume Kenntnisnahme
160.000 Euro fir die Suche, Anmietung, erhilt, die auch fur eine 6ffentliche kulturelle Nutzung zugénglich
Herrichtung, Ausstattung und Erstunterhaltung gemacht werden sollen, um so ein vielfaltiges Angebot fiir
einer Kulturstatte im Stadtteil unterschiedliche Zielgruppen in der Stadtregion
Schwachhausen/Horn/Borgfeld méglich machen zu kénnen.
SKUMS | 38. |Strom 29.04.2019 |Einplanung eines Budgets fir die Planung einer Die Planung einer Kommunalen EntlastungsstraRe hat aufgrund 26.03.2020 Zustimmung zur Kenntnisnahme
"Kommunalen Entlastungsstrale" zwischen dem rechtlicher Restriktionen keine Aussicht auf Realisierung und wird Stellungnahme
Ende der A281 Bauabschnitt 3/2 und der Stedinger |daher nicht weiterverfolgt. Siehe auch Bericht der Verwaltung an
Briicke (Stromer LandstralRe) und Einplanung der  |die Deputation UBVSE (L) vom 4.5.2016.
Mittel fiir die Realisierung der EntlastungsstralRe
SKUMS | 39. |Huchting 29.04.2019 |Herstellung des durchgangigen Gehweges an der 26.03.2020 Zustimmung zur Kenntnisnahme

Huchtinger HeerstraRe rechtsseitig stadteinwarts

Der Wunsch nach der Herstellung eines Gehwegs entlang der
Huchtinger HeerstralRe stadteinwarts zur deutlichen Verbesserung
der Verkehrssituation ist nachvollziehbar, vergleichbare Wiinsche
sind aus anderen Stadtteilen bekannt. Auch mit Blick auf die
deutlich gestiegenen Baukosten werden im Haushaltseckwert
keine ausreichenden Mittel zur Verfluigung gestellt, um mit der

Planung der MaBnahme beginnen zu kénnen.

Stellungnahme
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SKUMS | 40. |Huchting 29.04.2019 |Erneuerung des Werner-Damke-Stegs (Baukosten [Geschatzte 375.000 € fiir einen notwendigen Ersatzneubau sind 26.03.2020 Zustimmung zur Kenntnisnahme
iHv 375.000 EUR zuzlglich Planungs- und sonstiger |derzeit nicht darstellbar und vorgesehen. Stellungnahme
Kosten; der Beirat ist bereit, aus seinem
Stadtteilbudget Verkehr 50.000 EUR zur Verfligung
zu stellen); Ubernahme der Baulast
Inneres | 41. |Huchting 29.04.2019 |Unterstltzung der Schlichtungsstelle des Tater- Weitergeleitet an SKUMS (Bezug: WiN-Forderung). 26.03.2020 Die Deputation fur |Kenntnisnahme
Opfer-Ausgleich Bremen e.V. im Stadtteil Huchting Inneres stimmt den
iHv 15.000,00 EUR jahrlich Eine Mittelbereitstellung durch den Sl erfolgt nicht. Bei ,Schlichten Vorschlagen des
in Nachbarschaften” handelt es sich um ein niedrigschwelliges Ressorts zu den
Angebot zur Befriedung der Nachbarschaft, welches entsprechend Antragen nach § 32
des Programms ,Wohnen in Nachbarschaften” Abs. 1 OBG zur
ressortlibergreifend ausgerichtet ist, und in der Vergangenheit Haushaltsaufstellung
iber die Senatorin fir Soziales, Jugend, Integration und Sport 2020/ 2021 zu.
finanziert wurde. Das Ressort Soziales, Jugend, Integration und
Sport plant die Mittelbedarfe in die Haushaltsberatungen
einzubringen.
SGFV 42. [Huchting 29.04.2019 |Veranschlagung von Haushaltsmitteln und Stellen |Die MaRnahmen sind fiir den Auffangtopf angemeldet. Ziel: 02.04.2020 Die staatliche und [Kenntnisnahme

im Haushaltsplan 2020/2021 und die Folgejahre fiir
Fachkréfte fir Pravention und
Gesundheitsférderung. Verstetigung des
Modellprojekts Fachkrafte fur Pravention und
Gesundheitsférderung fur Schulen in Huchting;
Ausweitung auf alle Grundschulen ,
weiterfiihrenden Schulen sowie Kindertagesstatten
in Huchting.

Verdoppelung der Stellen und Ausweitung des Angebotes

stadtische
Deputation fir
Gesundheit und
Verbraucherschutz
beschlieRt den von
der Senatorin fur
Gesundheit, Frauen
und
Verbraucherschutz
vorgeschlagenen
Umgang mit den
Beiratsbeschlussen.
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Ressort

Ifd.
Nr.

Antragstellendes
Ortsamt (Beirat)

Antrags-
datum

Stichwort / Kurzbeschreibung

Stellungnahme des Fachressorts
(aktualisierter Sachstand in roter Schrift)

Fachdeputation-
Datum

Fachdeputation -
Beschluss

Feststellung/
Empfehlung

SK

43.

Huchting

29.04.2019

Ausstattung aller stadtbremischen Ortsamter mit
einer zusatzlichen halben Stelle (TVL 10) pro
Stadtteil (Ortsamt 2020)

Zunéchst wie im Koalitionsvertrag vorgesehen Unterstiitzung der
Ortsamter mit mehr als einem Beirat um eine Vollzeitstelle im
Bereich der Kommunalen Sachbearbeitung. Weiterhin Schaffung
eines Springerpools zur Kompensation von Ausfallen in den
kleineren Einheiten. Zusatzliches Personal 2020: 1 Springerkraft;
2021: 4 VZE fir OA.

10.03.2020

Der Ausschuss fur
Blrgerbeteiligung,
biurgerschaftliches
Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.

Kenntnisnahme

SK

44,

Schwachhausen

03.05.2019

Ausstattung aller stadtbremischen Ortsamter mit
einer zusatzlichen halben Stelle (TVL 10) pro
Stadtteil (Ortsamt 2020)

Zunéchst wie im Koalitionsvertrag vorgesehen Unterstiitzung der
Ortsamter mit mehr als einem Beirat um eine Vollzeitstelle im
Bereich der Kommunalen Sachbearbeitung. Weiterhin Schaffung
eines Springerpools zur Kompensation von Ausfallen in den
kleineren Einheiten. Zusatzliches Personal 2020: 1 Springerkraft;
2021: 4 VZE fiir OA.

10.03.2020

Der Ausschuss fir
Biirgerbeteiligung,
birgerschaftliches
Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirate zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.

Kenntnisnahme

SKUMS

45.

Huchting

29.04.2019

Veranschlagung von Mitteln fiir die Sanierung der
Fahrbahn und Nebenanlagen der Heinrich-Plett-
Allee

Sanierung erfolgt im Laufe des Baus von Linie 1 und 8,
Verkehrssicherungspflicht wird durch kleinere MaRBnahmen
aufrechterhalten.

26.03.2020

Zustimmung zur
Stellungnahme

Kenntnisnahme

SKUMS

46.

Huchting

29.04.2019

Mittel fir die Herstellung der Barrierefreiheit der
Bushaltestelle an der Delfter StraRe (Linie 58,
Heinrich-Plett-Allee); Einsatz eines Sperrgitters zur
Herstellung von Verkehrssicherheit und zum Schutz
vor Unfdllen

Der Einsatz eines Sperrgitters zur Erhéhung der Verkehrssicherheit
kann gemeinsam mit dem Beirat geprift werden. Einzelvorhaben
zur Umsetzung von Barrierefreiheit konnen durch die Knappheit
an Planungsmitteln nicht gesondert veranschlagt werden.

26.03.2020

Zustimmung zur
Stellungnahme

Kenntnisnahme
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SJFIS 47. |Vahr 30.04.2019 |Erhéhung der finanziellen Mittel fur die Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme
stadtteilbezogene offene Jugendarbeit (OJA) um die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
mindestens 3,5 %. Ubernahme der Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Kostensteigerungen des Personals analog der Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
geltenden Tarifvertrage des TV-L. Zusatzlich wird Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
eine weitere jahrl. Erhchung der Mittel von 2 % flr [berlcksichtigt. Folgende MaRRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
die wachsenden Aufwendungen fir die Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
Infrastruktur (Mieten, Nebenkosten und 10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.e Férderung von
Versicherungen) gefordert. Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden.
SJFIS 48. |Vahr 30.04.2019 |Erhéhung der Basisfinanzierung des Wenn dem Antrag gefolgt wiirde, miisste der Anschlag im 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme

Mitterzentrums Vahr um 24.000 € pro Jahr.

Einzelplan 04, in der PGr. 41.01.05, Kapitel 3431, Titel 684 88-7
(Zuschusse fur den Betrieb von Mitterzentren) fur die
Haushaltsjahre 2020/2021 je um den Betrag von 24.000 € erhéht
werden. Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport
ist der Auffassung, dass die beantragte Erhohung der Zuwendung
plausibel dargelegt wurde. Fiir die Bewaltigung der Arbeit des
Mitterzentrums ware diese wiinschenswert. Zum jetzigen
Zeitpunkt kann nicht mit Sicherheit gesagt werden, ob eine
Zuschusserh6hung moglich sein wird.
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SK 49. |Vahr 30.04.2019 |Ausstattung des Personalbudgets fir die Zunéchst wie im Koalitionsvertrag vorgesehen Unterstiitzung der 10.03.2020 Der Ausschuss fur |Kenntnisnahme
stadtbremischen Ortsdamter mit einer zusatzlichen [Ortsamter mit mehr als einem Beirat um eine Vollzeitstelle im Blrgerbeteiligung,
halben Stelle (TV-L 10) pro Stadtteil Bereich der Kommunalen Sachbearbeitung. Weiterhin Schaffung burgerschaftliches
eines Springerpools zur Kompensation von Ausfallen in den Engagement und
kleineren Einheiten. Zusatzliches Personal 2020: 1 Springerkraft; Beirate (Stadt)
2021: 4 VZE fiir OA. nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
(SKUMS) | 50. |Blumenthal 11.03.2019 [Einstellung von Mitteln fir den Bau einer . Lo . . . . 26.03.2020 Zustimmung zur  |Kenntnisnahme
. . . Es ist kein 6ffentlicher Weg, sondern Privatweg Uber einen
SJFIS Beleuchtung fiir den FuBweg zwischen Heidstralle . o . o Lo Stellungnahme
Spielplatz sowie liber ein Grundstick in Zustandigkeit von SJIS.
und Rekumer StralRe
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SJFIS 51. |Osterholz 25.04.2019 |Zuweisung von Mitteln fiir eine zusatzliche Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme

Personalstelle (Vollzeitkraft) in der Halle fur
Bewegung (Trager St. Petri)

die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
berlcksichtigt. Folgende MaRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.e Férderung von
Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden. Die Fach- und
Ressourcenverantwortung fur die offene Jugendarbeit liegt in den
Stadtteilen bei den Referatsleitungen Junge Menschen im Amt fiir
Soziale Dienste (AfSD). Fur die im Stadtteil verfligbaren OJA-Mittel
wird vom AfSD eine Prioritatenliste der OJA-Angebote im Stadtteil
erstellt und gepruft. Diese wird im Controllingausschuss diskutiert
mit dem Ziel, moglichst im Konsens eine Entscheidung zum Einsatz
der Mittel zu treffen.
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SJFIS 52. [Mitte, Ostliche Vorstadt | 24.04.2019 |Schaffung eines eigenen Haushaltstitels zur Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme

Unterstitzung des Vereins Sportgarten e.V.

die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
berlcksichtigt. Folgende MaRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.  Férderung von
Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden.
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SJFIS 53. [Mitte, Ostliche Vorstadt | 24.04.2019 |Erhohung der finanziellen Mittel fiir die Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme
stadtteilbezogene offene Jugendarbeit (OJA) um die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
mindestens 3,5 %. Diese Erhéhung muss eine Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Kostensteigerung im Personalbereich analog zu den |Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Ergebnissen der letzten Tarifrunden fiir den Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
offentlichen Dienst angemessen berticksichtigen. berlcksichtigt. Folgende MaRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
Konsumtive Kostensteigerungen wie z.B. bei den Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
Nebenkosten und Versicherungspolicen sollen 10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.  Férderung von
zukiinftig durch eine jahrliche Steigerung der Mittel [Angeboten liberregionaler Bedeutung sowie von
um mindestens 2 % dauerhaft abgesichert werden. |Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden.
SK 54. [Mitte, Ostliche Vorstadt | 22.05.2019 |Ausstattung des Personalbudgets fiir die Zunéchst wie im Koalitionsvertrag vorgesehen Unterstiitzung der 10.03.2020 Der Ausschuss fur |Kenntnisnahme

stadtbremischen Ortsamter mit einer zusatzlichen
halben Stelle (TV-L 10) pro Stadtteil

Ortsamter mit mehr als einem Beirat um eine Vollzeitstelle im
Bereich der Kommunalen Sachbearbeitung. Weiterhin Schaffung
eines Springerpools zur Kompensation von Ausfallen in den
kleineren Einheiten. Zusatzliches Personal 2020: 1 Springerkraft;
2021: 4 VZE fir OA.

Blirgerbeteiligung,
burgerschaftliches
Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
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SJFIS 55. |Gropelingen 27.02.2019 |Erhéhung der finanziellen Mittel fur die Das Rahmenkonzept fiir die Statteilbezogene offene Jugendarbeit 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme

stadtteilbezogene Offene Jugendarbeit (OJA) um
mindestens 3,5 %. Diese Erhéhung muss die
Kostensteigerung des Personals, analog den
Ergebnissen der glltigen Tarifvertrage des TV-L im
benannten Zeitraum abbilden. Zusatzlich wird eine
weitere jahrliche Steigerung von 2 % fiir die
wachsenden Aufwendungen fir die Infrastruktur
(Miete, Nebenkosten und Versicherungen)
gefordert.

(OJA) in der Stadtgemeinde Bremen und die damit verbundenen
Forderrichtlinien schlieBen die Forderung von offenen Angebote
fir Kinder unter 12 Jahren nicht aus. Die Fach- und
Ressourcenverantwortung fur die offene Jugendarbeit liegt in den
Stadtteilen bei den Referatsleitungen Junge Menschen im Amt fiir
Soziale Dienste (AfSD). Fur die im Stadtteil verfligbaren OJA-Mittel
wird vom AfSD eine Prioritatenliste der OJA-Angebote im Stadtteil
erstellt und gepruft. Diese wird im Controllingausschuss diskutiert
mit dem Ziel, moglichst im Konsens eine Entscheidung zum Einsatz
der Mittel zu treffen. Die Fach- und Ressourcenverantwortung fir
die offene Jugendarbeit liegt in den Stadtteilen bei den
Referatsleitungen Junge Menschen im Amt fur Soziale Dienste
(AfSD). Fir die im Stadtteil verfligbaren OJA-Mittel wird vom AfSD
eine Prioritatenliste der OJA-Angebote im Stadtteil erstellt und
gepruft. Diese wird im Controllingausschuss diskutiert mit dem
Ziel, moglichst im Konsens eine Entscheidung zum Einsatz der
Mittel zu treffen.

Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir
die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
berlcksichtigt. Folgende MaRRnahmen wurden priorisiert:

e Lineare Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr
2020 um 10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021. ¢
Forderung von Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
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SJFIS 56. |Gropelingen 15.05.2019 |Foérderung und Finanzierung offener Angebote fiir [Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme

Kinder unter 12 Jahren auf Basis des SGB VIII;
Entwicklung eines Konzepts analog zum
Rahmenkonzept OJA

die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
berlcksichtigt. Folgende MaRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.  Férderung von
Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden.
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SIv; 57. |Gropelingen 27.02.2019 | Bereitstellung von Mitteln in Hohe von jeweils SJV: Im Justizressort werden ausschlieflich Landesaufgaben 26.03.2020 Die Deputation fur |Kenntnisnahme
SJFIS; Sfl 15.000 € jahrlich fur die Unterstiitzung der wahrgenommen. Das Ortsgesetz Giber Beirate und Ortsamter als Inneres stimmt den
Schlichtungsstelle "Wobhlers Eichen"; Sicherung des [von der Stadtbirgerschaft beschlossenes Ortsgesetz kann daher Vorschlagen des
Fortbestands dieses Projekts keine Haushaltsantrage fiir die Haushaltsaufstellung des Landes Ressorts zu den
vorsehen, so dass die Senatorin fiir Justiz- und Verfassung insoweit Antragen nach § 32
auch nicht Adressatin von Haushaltsantragen der Beirate sein Abs. 1 OBG zur
kann. Im Verantwortungsbereich der Senatorin fir Justiz und Haushaltsaufstellung
Verfassung gibt es insbesondere keine zustandigen kommunalen 2020/ 2021 zu.
Stellen, welche Pflichten nach dem Ortsgesetz tiber Beirate und
Ortsamter wahrzunehmen haben. Darauf haben wir in den
vergangenen Jahren im Rahmen der HH-Aufstellung auch immer
wieder hingewiesen, um Fehlvorstellung bei Haushaltsantragen zu
vermeiden. Dieser Hinweis musste ggf. im Rahmen der nachsten
Beirdtekonferenz erneut an die Beirdte weitergegeben werden,
um Uberflissige Mehrarbeit bei Ihnen und uns zu vermeiden. SI:
Eine Mittelbereitstellung durch den Sl erfolgt nicht. Zur
Begrindung wird auf die vorstehenden Ausfihrungen zum Antrag
des Beirates Huchting (Nr. 41) verwiesen. SJIS: Antrag lag nicht
vor.
SWAE 58. |Gropelingen 27.02.2019 |Finanzielle Absicherung und dauerhafte siehe Nr. 21 25.03.2020 Zustimmung Kenntnisnahme
Aufrechterhaltung des saisonalen Fahrbetriebs
zwischen den drei Stadtteilen Gropelingen, Walle
und Woltmershausen
SK 59. |Gropelingen 15.05.2019 | Ausstattung des Personalbudgets der Zunéchst wie im Koalitionsvertrag vorgesehen Unterstiitzung der 10.03.2020 Der Ausschuss fur |Kenntnisnahme

stadtbremischen Ortsamter mit einer zusatzlichen
halben Stelle (TV-L 10) pro Stadtteil

Ortsamter mit mehr als einem Beirat um eine Vollzeitstelle im
Bereich der Kommunalen Sachbearbeitung. Weiterhin Schaffung
eines Springerpools zur Kompensation von Ausfallen in den
kleineren Einheiten. Zusatzliches Personal 2020: 1 Springerkraft;
2021: 4 VZE fir OA.

Blrgerbeteiligung,
burgerschaftliches
Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
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SJFIS 60. |Findorff 31.05.2019 |Bereitstellung von zusatzlichen Mitteln zumindest |Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fur 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme

in Hohe von jahrlich 3,5 % fur das Rahmenkonzept
der offenen Jugendarbeit

die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
berlcksichtigt. Folgende MaRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.  Férderung von
Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden.
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Nr.

Antragstellendes
Ortsamt (Beirat)

Antrags-
datum

Stichwort / Kurzbeschreibung

Stellungnahme des Fachressorts
(aktualisierter Sachstand in roter Schrift)

Fachdeputation-
Datum

Fachdeputation -
Beschluss

Feststellung/
Empfehlung

(SIFIS) SK

61.

Findorff

31.05.2019

Mittel in Hohe von jeweils 10.000,00 € jahrlich fir
die Unterstutzung der Durchfiihrung von
MaRnahmen der Kinder- und Jugendbeteiligung im
Stadtteil Findorff

In den Haushaltsjahren 2020 und 2021 kénnen erstmals eigene
Budgets fiir die Jugendbeirate in einer Hohe von insgesamt jeweils
40.000,00 EUR eingerichtet werden. Die von den Beirdten und
Ortsamtern gewtinschte Begleitung der Jugendbeirate durch eine
padagogische Fachkraft kann nach den Ergebnissen der
Haushaltsklausur des Senats ebenfalls durch zusatzliche
Vollzeitstelle in 2020 realisiert werden. Dartberhinaus kann die
Beschaftigung von insgesamt 5 FSJ-Kraften (freiwilliges politisches
Jahr) finanziell abgesichert und somit verstetigt werden. SJIS: In §
6 (3) des Ortsgesetzes Uiber Beirdte und Ortsamter ist festgelegt:
,Der Beirat fordert und unterstiitzt das kommunalpolitische
Engagement von Jugendlichen im Beiratsbereich. Der Beirat kann
einen Jugendbeirat griinden.” Gleichwohl kdnnen fir MaRnahmen
und Projekte der Jugendbeirate auch Antrage auf Férderung
gemaR der Richtlinie fir die Forderung stadtteilbezogener Kinder-
und Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und den
Richtlinien flr die Forderung der auBerschulischen Jugendbildung,
der Jugendinformation und der Jugendverbandsarbeit im Lande
und in der Stadtgemeinde Bremen gestellt werden.

0.03.2020; 27.03.202

Der Ausschuss fur
Blrgerbeteiligung,
biurgerschaftliches
Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
Sozialdeputation:
Ablehnung

Kenntnisnahme

SK

62.

Findorff

25.04.2019

Ausstattung des Personalbudgets der
stadtbremischen Ortsamter mit einer zusatzlichen
halben Stelle (TV-L 10) pro Stadtteil

Zunéchst wie im Koalitionsvertrag vorgesehen Unterstiitzung der
Ortsamter mit mehr als einem Beirat um eine Vollzeitstelle im
Bereich der Kommunalen Sachbearbeitung. Weiterhin Schaffung
eines Springerpools zur Kompensation von Ausfallen in den
kleineren Einheiten. Zusatzliches Personal 2020: 1 Springerkraft;
2021: 4 VZE fir OA.

10.03.2020

Der Ausschuss fur
Blirgerbeteiligung,
burgerschaftliches
Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.

Kenntnisnahme
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SJFIS 63. |Walle 09.05.2019 [Erhohung der finanziellen Mittel fir die Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme
stadtteilbezogene Offene Jugendarbeit (OJA) um die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
mindestens 3,5 %. Diese Erhéhung muss die Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Kostensteigerung des Personals, analog den Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Ergebnissen der glltigen Tarifvertrage des TV-Lim |Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
benannten Zeitraum abbilden. Zusatzlich wird eine |bericksichtigt. Folgende MaRnahmen wurden priorisiert:  Lineare
weitere jahrliche Steigerung von 2 % fiir die Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
wachsenden Aufwendungen fir die Infrastruktur 10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.  Férderung von
(Miete, Nebenkosten und Versicherungen) Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
gefordert. Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden.
SKUMS | 64. |Walle 09.05.2019 [Ausweisung der finanziellen Mittel fur die 26.03.2020 Zustimmung zur Kenntnisnahme
Premiumroute im Bereich des Stadtteils Walle; Mittel zur Umsetzung der Premiumroute sind angemeldet, dabei Stellungnahme
Verkniipfung mit dem Quartierskonzept Walle wird den Abschnitten Steffensweg und Lange Reihe eine hohe
Central Prioritat zugemessen. Im Rahmen der Kanalbauarbeiten erfolgt
der Ausbau auf Premiumrouten-Standard. Sofern die
Premiumrouten in den Haushalt ibernommen wird, wird das ASV
mit Planung und Umsetzung der Premiumroute in der Langen
Reihe beauftragt.
SWAE 65. [Walle 09.05.2019 [Finanzielle Absicherung und dauerhafte siehe Nr. 21 25.03.2020 Zustimmung Kenntnisnahme

Aufrechterhaltung des saisonalen Fahrbetriebs
zwischen den drei Stadtteilen Gropelingen, Walle
und Woltmershausen
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SJFIS 66. |Walle 09.05.2019 (48.000 € pro Jahr fiir den Betrieb des Sportparks im |Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fir 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme
Uberseepark, Finanzierung einer Vollzeitstelle die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
Sportpadagogische Begleitung Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
berlcksichtigt. Folgende MaRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.  Férderung von
Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden.
SK 67. |Walle 09.05.2019 |Ausstattung des Personalbudgets der Zunéchst wie im Koalitionsvertrag vorgesehen Unterstiitzung der 10.03.2020 Der Ausschuss fur |Kenntnisnahme
stadtbremischen Ortsamter mit einer zusatzlichen [Ortsamter mit mehr als einem Beirat um eine Vollzeitstelle im Blirgerbeteiligung,
halben Stelle (TV-L 10) pro Stadtteil Bereich der Kommunalen Sachbearbeitung. Weiterhin Schaffung burgerschaftliches
eines Springerpools zur Kompensation von Ausfallen in den Engagement und
kleineren Einheiten. Zusatzliches Personal 2020: 1 Springerkraft; Beirate (Stadt)
2021: 4 VZE fiir OA. nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
SF (SK, 68. [Blumenthal 13.05.2019 |Finanzierung einer Bestuhlung auf Burg Blomendal [Der SfK schlagt vor, dass der Verein der Burg Blomendal sich mit 10.03.2020 Die Deputation fur |Kenntnisnahme
SfK) iHv ca. 4.300,00 € aus dem laufenden Haushalt; dem KBN in Verbindung setzt, um ggf. Equipment fiir Kultur beschlieRt

alternativ Einstellung eines Betrags in Hohe von
4.500,00 € in den kommenden Haushalt

Veranstaltung gemeinsam zu nutzen.

beziiglich der
Antrage der Beirdte
entsprechend der
Anlage.
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SF (SK, 69. |Blumenthal 13.05.2019 |Finanzierung der Reparatur des Treppenlifts auf Die Burg Blomendal wird derzeit noch von der SK betreut. Fiir 10.03.2020 Die Deputation fur |Kenntnisnahme
SfK) Burg Blomendal (geschatzte Kosten: 13.000,00 €) |2020 ist in der Haushaltsaufstellung jedoch eine Kultur beschlieft
aus dem laufenden Haushalt; alternativ: Einstellung [Eckwertverlagerung und die Betreuung durch den Senator fiir beztglich der
eines Betrages in Hohe von 14.000,00 € in den Kultur vorgesehen. Mittel Gber den verlagerten Eckwert hinaus Antrage der Beirate
kommenden Haushalt stehen zurzeit nicht zur Verfugung. entsprechend der
Anlage.
(SF) SJFIS| 70. |Blumenthal 13.05.2019 [Finanzierung der Renovierung des Vereinsheims der|Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport ist nicht 24.03.2020 Zustandigkeit bei SF /
TSV Farge-Rekum (geschatzte Kosten: 11.200,00 €) |zustandig. Das Gebdude ist im Besitz von Immobilien Bremen, die Kenntnisnahme
aus dem laufenden Haushalt; alternativ: Einstellung [Zustandigkeit liegt daher bei dem Senator fir Finanzen. Dieser hat
eines Betrages in Hohe von 12.000,00 € in den in Ermangelung einer Deputation in seinem
kommenden Haushalt Verantwortungsbereich darum gebeten, den Antrag entsprechend
in der Deputation fir Sport zur Kenntnis zu geben. Zum
Hintergrund kann ausgefiihrt werden, dass das Vereinsheim des
TSV Farge-Rekum vom Verein im Rahmen eines
Sportnutzungsvertrages zum Betrieb einer Gaststatte angepachtet
ist. Gem. § 4 des Vertrages Gibernimmt der Nutzer sdmtliche
Kosten der Herrichtung des tberlassenen Objektes fiir seine
Zwecke. Damit sind auch die Kosten gemeint, die zur Renovierung
der Pachtflache anfallen.
(SF) SIFIS| 71. |Blumenthal 13.05.2019 |Finanzierung von Sicherungsmalnahmen Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport ist nicht 24.03.2020 Zustandigkeit bei SF /

(Fenstergitter) am Vereinsheim des Blumenthaler
SV, Sportanlage am Loh aus dem laufenden
Haushalt; alternativ Einstellung eines Betrages von
7.500,00 € in den kommenden Haushalt

zustdndig. Das Gebaude ist im Besitz von Immobilien Bremen, die
Zustandigkeit liegt daher bei dem Senator fiir Finanzen. Dieser hat
in Ermangelung einer Deputation in seinem
Verantwortungsbereich darum gebeten, den Antrag entsprechend
in der Deputation fur Sport zur Kenntnis zu geben. Zum
Hintergrund kann ausgefihrt werden, dass das Vereinsheim des
Blumenthaler TV vom Verein im Rahmen eines
Sportnutzungsvertrages zum Betrieb einer Gaststatte angepachtet
ist. Gem. § 4 des Vertrages tibernimmt der Nutzer samtliche
Kosten der Herrichtung des Uberlassenen Objektes fiir seine
Zwecke. Damit sind auch die Kosten gemeint, die zur Renovierung
der Pachtflache anfallen.

Kenntnisnahme
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SK 72. |Neustadt 16.05.2019 | Ausstattung des Personalbudgets der Zunéchst wie im Koalitionsvertrag vorgesehen Unterstiitzung der 10.03.2020 Der Ausschuss fur |Kenntnisnahme
stadtbremischen Ortsdamter mit einer zusatzlichen [Ortsamter mit mehr als einem Beirat um eine Vollzeitstelle im Blrgerbeteiligung,
halben Stelle (TV-L 10) pro Stadtteil Bereich der Kommunalen Sachbearbeitung. Weiterhin Schaffung burgerschaftliches
eines Springerpools zur Kompensation von Ausfallen in den Engagement und
kleineren Einheiten. Zusatzliches Personal 2020: 1 Springerkraft; Beirate (Stadt)
2021: 4 VZE fiir OA. nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
SK 73. |[Burglesum 14.05.2019 |Veranschlagung von Mitteln fiir eine Zunéchst wie im Koalitionsvertrag vorgesehen Unterstiitzung der 10.03.2020 Der Ausschuss fir |Kenntnisnahme
Personalaufstockung bei den stadtbremischen Ortsdamter mit mehr als einem Beirat um eine Vollzeitstelle im Biirgerbeteiligung,
Ortsamtern Bereich der Kommunalen Sachbearbeitung. Weiterhin Schaffung birgerschaftliches
eines Springerpools zur Kompensation von Ausfallen in den Engagement und
kleineren Einheiten. Zusatzliches Personal 2020: 1 Springerkraft; Beirate (Stadt)
2021: 4 VZE fiir OA. nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirate zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
SKUMS | 74. |Burglesum 14.05.2019 |Einstellung der notwendigen Mittel zur dringenden [StraBen und Platz befinden sich in einem sanierungsbedurftigen, 26.03.2020 Zustimmung zur Kenntnisnahme
Sanierung der Helsingborger Strafe und Stader aber noch verkehrssicheren Zustand. Mittel fur eine Planung der Stellungnahme
LandstraBe in den Haushalten 2020 und 2021 MaRnahmen sind nicht vorhanden.
SKUMS | 75. |Burglesum 14.05.2019 |Einstellung von Planungsmitteln zur Umgestaltung [StraBen und Platz befinden sich in einem sanierungsbedurftigen, 26.03.2020 Zustimmung zur Kenntnisnahme
des Helsingborger Platzes, um gemeinsam mit aber noch verkehrssicheren Zustand. Mittel fuir eine Planung der Stellungnahme
Birger/innen, Beirat und Einrichtungen vor Ort ein |MaBnahmen sind nicht vorhanden.
stadtebauliches Konzept erarbeiten zu kénnen.
SKUMS | 76. |Burglesum 14.05.2019 |Bereitstellung der erforderlichen Mittel zur Absehbar keine Mittel zur Umgestaltung vorhanden. 26.03.2020 Zustimmung zur Kenntnisnahme

Verbesserung des HeerstralRenzuges, vor allem die
Bereitstellung von Planungskosten fiir die
Umgestaltung des Goldbergplatzes und des Platzes
an der Burger Heerstralle

Stellungnahme
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SKB 77. |Burglesum 14.05.2019 |Einstellung zusatzlicher Mittel zur Sanierung der SKB: Fur den Standort Oberschule Lesum am Standort Steinkamp 27.03.2020 Die Deputation fir  |Kenntnisnahme
Oberschule Lesum am Standort Steinkamp zur wurde eine Bedarfsplanung erstellt. Der Masterplan fur diesen Kinder und Bildung
Sicherung des Schulbetriebs Standort wird derzeit erarbeitet. Nach Vorliegen der nimmt das Votum
Planungsunterlagen ist die Finanzierung zu klaren. SF: Um den des Fachressorts zur
Schulbetrieb zu sichern sind aus SVIT-Mitteln bereits Kenntnis und stimmt
SofortmaRnahmen eingeleitet worden, die aktuell baulich dem
umgesetzt werden. Konkret werden vorgeschlagenen
Grof3teile der Dachflachen saniert und Fensterelemente erneuert Verfahren zu.
und instandgesetzt. Ferner sind MaRnahmen zum sommerlichen
Warmeschutz angedacht.
Ob eine finale Sanierung des Schulstandortes wirtschaftlich
darstellbar ist oder ein Frsatzneubau in Frwigung 7u ziehen ist
SKB 78. |[Burglesum 14.05.2019 |Veranschlagung der nétigen Mittel fir die Planung [Fiir die abgdngige Schulsporthalle befindet sich ein Ersatzneubau 27.03.2020 Die Deputation fir  |Kenntnisnahme
und den Bau einer Schulsporthalle neben der in Planung. Nach Vorliegen dieser Planungsunterlagen ist die Kinder und Bildung
Grundschule an der Grambker HeerstralRe Finanzierung zu klaren. nimmt das Votum
des Fachressorts zur
Kenntnis und stimmt
dem
vorgeschlagenen
Verfahren zu.
SKB 79. |Burglesum 14.05.2019 |Einstellung der nétigen Mittel fiir die Sanierung von [SKB: Zustandigkeit fir Sanierung liegt allein bei IB. SF: Die Entscheidung im Entscheidung im  |Zustimmung

Schulsporthallen, vor allem der Schulsporthallen an
der Oberschule Helsinkistrae und an der
Grundschule St. Magnus

Sporthalle ist eingebunden in die Bedarfsplanung zum
Schulstandort OS HelsinkistralRe.

Durch die seitens SKB angedachte Erhéhung der Ziigigkeit sind
seitens SKB auch zusatzliche Sportbedarfe vorgesehen.

Aufgrund der starken Sanierungsbeddrftigkeit der Sporthalle und
den zusatzlichen Sportbedarfen ist von einem Ersatzneubau als
Mehrfachhalle auszugehen. Schulsporthalle Grundschule St.
Magnus: Die Turnhalle kann vorerst bis auf weiteres genutzt
werden.

SKB plant den Schulstandort fiir den Ganztag auszubauen. Aus
wirtschaftlichen Griinden soll daher ein standortbezogenes
Gesamtprojekt entwickelt werden.

SKB hat zur Bedarfsplanung noch keine Nutzungskonzeption
vorgelegt, dies fuhrt zu Verzégerungen. Demnach werden die
Bedarfe seitens SKB am Standort OS Helsinkistr. neu tiberdacht.
Uber die Zukunft des Bestandssporthallengebdudes kann final erst
nach Abschluss der Bedarfsplanung entschieden werden.

HaFa

HaFa
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SKB 80. |[Burglesum 14.05.2019 |Einstellung der Investitionsmittel fir den Neubau [Die MaRBnahme ist Bestandteil der Schulstandortplanung. 27.03.2020 Die Deputation fir  |Kenntnisnahme
von erforderlichen Schul-Mensen als auch einer Kinder und Bildung
Erweiterung der Mensa an der Oberschule an der nimmt das Votum
HelsinkistraRe des Fachressorts zur
Kenntnis und stimmt
dem
vorgeschlagenen
Verfahren zu
SI 81. |[Burglesum 14.05.2019 |Veranschlagung von Planungsmitteln fiir einen Im Strukturkonzept ,Neue Struktur fir die Freiwilligen 26.03.2020 Die Deputation fur |Kenntnisnahme
Neubau einer Schwerpunktfeuerwehr "Burglesum" |Feuerwehren in der Stadtgemeinde Bremen” (April 2018) ist die Inneres stimmt den
fir die Freiwilligen Feuerwehren Burgdamm, Neuaufstellung der Schwerpunktwehr im Bremer Westen nach Vorschlagen des
Grambkermoor und Lesumbrok Fertigstellung der priorisierten BaumalRnahmen in Bremen-Farge Ressorts zu den
und Bremen-Blockland vorgesehen. Da dies voraussichtlich nicht Antragen nach § 32
vor Ende 2021 der Fall sein wird, werden fiir den Haushalt Abs. 1 OBG zur
2020/2021 noch keine Planungsmittel veranschlagt. Haushaltsaufstellung
2020 / 2021 zu.
SI 82. |Burglesum 14.05.2019 |Einstellung von Mitteln zur Erhohung der Anzahl Der Senator fir Inneres und die Polizei Bremen haben ein groRes 26.03.2020 Die Deputation fur |Kenntnisnahme

der Kontaktpolizisten, unverzigliche
Nachbesetzung freier Stellen sowie Einsatz eines
zusatzlichen Kontaktpolizisten fur den Bereich Burg-
Grambke, Werderland und den Bremer
Industriepark

Interesse daran, dass alle Kontaktpolizistenstellen fiir die
ortsteilbezogene burgernahe Polizeiarbeit nach Ende des
Personalengpasses wieder aufgeflllt werden. Zum gegenwartigen
Zeitpunkt ist es jedoch leider nicht moglich, alle Stellen zu
besetzen. Bis dahin gilt der Grundsatz, dass Fehlstellen
gleichmaRig tGber die Polizeistandorte verteilt werden.

Inneres stimmt den
Vorschlagen des
Ressorts zu den

Antragen nach § 32
Abs. 1 OBG zur

Haushaltsaufstellung
2020 /2021 zu.
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SI, SJFIS, | 83. |[Hemelingen 09.05.2019 |Verstetigung des Programms "Schlichten in Stellungnahme SJV: Im Justizressort werden ausschlieBlich 6.03.2020; 27.03.202] Die Deputation fir [Kenntnisnahme
SIvV Nachbarschaften in Hemelingen" des TOA Bremen; |Landesaufgaben wahrgenommen. Das Ortsgesetz Uiber Beirate und Inneres stimmt den
15.000 € Ortsamter als von der Stadtbirgerschaft beschlossenes Ortsgesetz Vorschldgen des

kann daher keine Haushaltsantrage fuir die Haushaltsaufstellung Ressorts zu den
des Landes vorsehen, so dass die Senatorin flr Justiz- und Antragen nach § 32
Verfassung insoweit auch nicht Adressat von Haushaltsantragen Abs. 1 OBG zur
der Beirdte sein kann. Im Verantwortungsbereich der Senatorin fur Haushaltsaufstellung
Justiz und Verfassung gibt es insbesondere keine zustandigen 2020 /2021 zu. SJIS:
kommunalen Stellen, welche Pflichten nach dem Ortsgesetz Uber Zustandigkeit bei SI /
Beirdte und Ortsdamter wahrzunehmen haben. Darauf haben wir in Kenntnisnahme SJIS:
den vergangenen Jahren im Rahmen der HH-Aufstellung auch Prufung einer
immer wieder hingewiesen, um Fehlvorstellung bei moglichen
Haushaltsantragen zu vermeiden. Schon aus diesem Grunde kann Umsetzung im
Ihr Antrag in unserem Geschéftsbereich keine Berlicksichtigung Rahmen der
finden. Aber auch inhaltlich wére das Justizressort fiir diesen weiteren
Antrag unter keinem Aspekt zustandig. § 8 Abs. 4 OrtsG sieht vor, Konzeptionierung der
dass der Beirat das Recht hat, Haushaltsantrdge zu Projekten bei entsprechenden
der fachlich zustandigen Senatsbehorde zu stellen. Das Projekt MaRnahmen im
,Schlichten in Nachbarschaften” gehort aber nicht zum Bereich der
Aufgabenbereiche des Justizressorts, denn zustandig ist das Schwerpunktmittel
Justizressort ausschlieBlich fiir den in der Strafprozessordnung
gesetzlich normierten, von der Staatsanwaltschaft oder den
Gerichten angeordneten Tater-Opfer-Ausgleich. Bei ,,Schlichten in
Nachbarschaften” handelt es sich hingegen um ein
niedrigschwelliges Angebot zur Befriedung der Nachbarschaft. SI:
Eine Mittelbereitstellung durch den Sl erfolgt nicht. Zur
Begriindung wird auf die vorstehenden Ausfiihrungen zum Antrag

SK 84. [Hemelingen 09.05.2019 [Ausstattung des Personalbudgets der Zunéchst wie im Koalitionsvertrag vorgesehen Unterstiitzung der 10.03.2020 Der Ausschuss fir |Kenntnisnahme

stadtbremischen Ortsdmter mit einer zusatzlichen
halben Stelle (TV-L 10) pro Stadtteil

Ortsamter mit mehr als einem Beirat um eine Vollzeitstelle im
Bereich der Kommunalen Sachbearbeitung. Weiterhin Schaffung
eines Springerpools zur Kompensation von Ausfallen in den
kleineren Einheiten. Zusatzliches Personal 2020: 1 Springerkraft;
2021: 4 VZE fiir OA.

Biirgerbeteiligung,
birgerschaftliches
Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirate zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
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SKUMS | 85. |Hemelingen 09.05.2019 [Sanierung oder Neubau der Hemelinger HeerstraRe |Sanierungsbedurftig, aber noch verkehrssicher. Aufgrund 26.03.2020 Zustimmung zur Kenntnisnahme
im Abschnitt zwischen "Marschstrae" und Prioritdtensetzung/unzureichender Mittel nicht darstellbar. Stellungnahme
"Stackkamp"
SKUMS | 86. |Hemelingen 09.05.2019 [Sanierung bzw. Neubau der Arberger HeerstraRe Sanierungsbedirftig, aber noch verkehrssicher. Aufgrund 26.03.2020 Zustimmung zur Kenntnisnahme
und der Nebenanlagen im Abschnitt zwischen "Auf |Prioritdtensetzung/unzureichender Mittel nicht darstellbar. Stellungnahme
den Hellen" und "Nauheimer StraRe"
SKUMS | 87. |Hemelingen 09.05.2019 [Aufstockung der Budgets WiN und Soziale Stadt; Soziale Stadt: 26.03.2020 Zustimmung zur Kenntnisnahme
Uberarbeitung der Gebietsgrenzen; Zufiihrung der [Eine Aufstockung von Gebietsbudgets fiir einzelne Quartiere nicht Stellungnahme
Mittel des Gebietsbudgets an die Quartiersbudgets |darstellbar
WiN:
SJIS und SKUMS planen zum gegenwartigen Zeitpunkt, die
Forderung des o.g. Programmgebiets ab dem kommenden
Haushaltsjahr zu verlangern und die Mehrbedarfe mit
entsprechenden Haushaltsansatzen einzubringen. Allein bei
SKUMS ist eine Aufstockung von 520 TEUR p.a. geplant.
SIFIS 88. [Hemelingen 09.05.2019 |Bereitstellung ausreichender Haushaltsmittel zur Das Programm ,Ankommen im Quartier” und die 27.03.2020 Prifung einer Kenntnisnahme

Verstetigung der beiden Projektstellen "Ankommen
im Quartier" und "Integrationsmitarbeiterin im
Haus der Familie"

Integrationsmitarbeiterin im Haus der Familie ist Teil eines
Sofortprogramms fiir die Unterbringung und Versorgung von
geflichteten Menschen. V.a. in den sog. Ankunftsquartieren
wurden Beratungsstellen (im Umfang von 0,5 BV) verstarkt. Ziel ist
es, den Neuzugezogenen (v.a. geflichtete Menschen) die
Integration im Stadtteil zu erleichtern, bei Alltagsfragen zu
unterstiitzen und auf bestehende Regelangebote zu verweisen.
Diese Forderung ist auf die konkreten Bedarfslagen in den
betroffenen Quartieren zurtickzufuhren. U.a. soll nun, um die
unbestritten wichtige Aufgabe der Hilfe zur Integration zu
libernehmen und die Unterstiitzungsarbeit vor Ort zu starken, ein
Landesprogramm ,Lebendige Quartiere” aufgelegt werden. Die
Senatorin SJIS unterstiitzt damit die Forderung des Beirats. SKUMS
und SJIS haben bei der Auswertung und Evaluation der
bestehenden kommunalen und quartiersbezogenen Programme
strategische Liicken identifiziert. Das Landesprogramm soll daher
die bestehenden Angebote ergdnzen und stabilisieren. Gleichwohl
ist die Bedarfslage nicht in allen Gebieten identisch, so dass heute
schon abzusehen ist, dass fir die kiinftige Férderung
Schwerpunktsetzungen erforderlich sind.

moglichen
Umsetzung im
Rahmen der
weiteren
Konzeptionierung der
entsprechenden
MaRnahmen im
Bereich der
Schwerpunktmittel
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SJFIS 89. [Hemelingen 09.05.2019 [20%ige Erhohung der Mittel der Kinder- und Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir 27.03.2020 Ablehnung soweit Kenntnisnahme

Jugendforderung und zusatzlich weitere
Einrichtungen in den unterversorgten Bereichen
des Stadtteils. Verstetigung des zusatzlich
aufgelegten Integrationstopfes. Zusatzlich

Aufstockung der Forderung der Jugendverbande.

die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
berlcksichtigt. Folgende MaRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.  Férderung von
Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden. Ebenso, wie der Beirat
Hemelingen, erachtet die Senatorin flr Soziales, Jugend,
Integration und Sport das Integrationsbudgets in der offenen
Jugendarbeit fir notwendig. Mit der Fortfiihrung wird eine
fachliche Weiterentwicklung in Hinblick auf das Zusammenleben in
einer vielfaltigen Stadtgesellschaft verfolgt. Eine herausgehobene
Forderung fur bestimmte ethnische Gruppen ist nicht Bestandteil
des Integrationsbudgets. Es geht grundsatzlich um die

der Antrag nicht das
Integrationsbudget
betrifft
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(SKB) SJIS| 90. |Blumenthal 13.05.2019 |Bereitstellung des erforderlichen Betrages SKB: Im aktuell erstellten Ranking der Senatorin fiir Soziales, 7.03.2020; 24.03.202| Die Deputation fiir ~ [Kenntnisnahme

(geschatzt: 750.000,00 €) fir die Herrichtung eines
Kunstrasenplatzes als Ersatz fur den Rotgrandplatz
an der TurnerstralRe. Der Platz soll mit Quarzsand
aufgefillt werden.

Jugend, Integration und Sport der noch nicht mit einem
Kunstrasenplatz ausgestatteten neun Sportanlagen liegt diese
Sportanlage auf dem achten Platz. Es ist daher davon auszugehen,
dass in den nachsten Jahren vom Sportressort dort noch kein
Kunstrasenplatz gebaut wird.

Bei der Senatorin fur Kinder und Bildung sind keine Mittel fur die
Sanierung des Sportplatzes vorgesehen. SJIS: Es gibt in Bremen
noch neun Sportanlagen, auf denen FuRRball gespielt wird und wo
noch kein Kunstrasenplatz gebaut wurde. Eine davon ist die
Sportanlage Ronnebecker Sandwehen, gelegen an der
TurnerstraBe, die vom Neurénnebecker TV und im
Trainingsbetrieb vom SV Turkspor genutzt wird. Die Sportanlage
besteht aus einem Rasenplatz und einem Rotgrandplatz. Derzeit
wird die Sportanlage von vier Mannschaften im Trainingsbetrieb
und einer Mannschaft im Spielbetrieb genutzt. Im aktuell
erstellten Ranking der noch nicht mit einem Kunstrasenplatz
ausgestatteten neun Sportanlagen liegt diese Sportanlage auf dem
achten Platz. Es ist daher davon auszugehen, dass in den nachsten
Jahren vom Sportressort dort noch kein Kunstrasenplatz gebaut
wird.

Kinder und Bildung
nimmt das Votum
des Fachressorts zur
Kenntnis und stimmt
dem
vorgeschlagenen
Verfahren zu.SJIS:
Kenntnisnahme
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SKB, SF, | 91. [Mitte, Ostliche Vorstadt | 04.02.2019 [Deutliche Erhéhung der 6ffentlichen Mittel fiir die |SWAE: Keine Zustindigkeit SWAE. SJIS: Die Senatorin fiir Soziales, [5.03.2020; 27.03.202ki SKB / Kenntnisnahm|Kenntnisnahme
SJFIS, offene Jugendarbeit. Finanziell und organisatorisch [Jugend, Integration und Sport hat fir die Forderung der
SWG, entlastende Regelung fuir die Tragerinstitutionen stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA) Mehrbedarfe im
SWAE, hinsichtlich der baulichen Bedarfe der von der Stadt|Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der Planung zur
SKUMS fur die offene Jugendarbeit zur Verfligung Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die Férderung von
gestellten Liegenschaften. Anregung eines eigenen |Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders berlicksichtigt.
Haushaltstitels fur die stadtteillibergreifenden Folgende MaRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare Anhebung der
Angebote des Sportgarten e.V. OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um 10% und
weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.  Férderung von Angeboten
liberregionaler Bedeutung sowie von Bewegungsangeboten an der
Schnittstelle zwischen Jugendarbeit und organisiertem Sport.
Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir das Anerkennungsjahr von
Sozialpddagog*innen im Arbeitsfeld Jugendarbeit. Die Senatorin
fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport fordert die Angebote
der offenen Jugendarbeit ausschlieRlich im Kontext des
Rahmenkonzeptes fiir die offene Jugendarbeit in der
Stadtgemeinde Bremen und somit die gesamtstadtische
Angebotslandschaft. Die zur Verfligung stehenden Haushaltsmittel
werden vollumfanglich in diese Férderkulisse eingebracht.
Einzelantrdge aus den Stadtteilen kdnnen somit nicht bewilligt
werden.
SKUMS; | 92. |[Neustadt 16.05.2019 | Institutionelle Forderung der KlimaWerkStadt SKUMS: In den Eckwerten nicht berlcksichtigt. Aber 25.03.2020 Zustimmung Kenntnisnahme
SKB; Neustadt in hohe von jahrlich mindestens Grundfinanzierung fiir 2 Jahre von Kulturpflanzen e.V., fur die
SWAE; 112.215,00 € Arbeit mit Kindern, welcher u.a. die Klimawerkstatt verantwortet.
SWGV SWAE: Federfihrung SKUMS. SWAE lediglich Beteiligung
SKB 93. [Horn-Lehe 22.05.2019 |Schaffung einer mobilen Dreifachsporthalle in der |Bis Sommer 2023 soll an diesem Standort eine Dreifeldhalle 27.03.2020 Die Deputation fir  |Kenntnisnahme

Néahe der sportbetonten Oberschule
Ronzelenstrale (Mittelbereitstellung iHv 2,5 Mio. €)

entstehen.

Kinder und Bildung
nimmt das Votum
des Fachressorts zur
Kenntnis und stimmt
dem
vorgeschlagenen
Verfahren zu.
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SIIS 94. |Blumenthal 19.08.2019 | Bereitstellung von Mitteln in Hohe von 120.000 € [Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport ist nicht 24.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme

fur die Sanierung des Garagentrakts beim Freibad
Blumenthal

zustdndig. Das Gebaude ist im Besitz der Bremer Bader GmbH.
Diese muss in eigener Verantwortlichkeit Gber die Sanierung der
Gebdaude aller Bremer Bader entscheiden. Aus Sicht des Sportamts
ist eine Investition in der gewtinschten Hohe (120 Tsd. €) jedoch in
keinem Fall vorstellbar, da des Gesamttvolumen der
Sanierungsvorhaben (ohne Neubau Horner Bad, Westbad und Fritz]
Piaskowski-Bad) bereits iber 20 Mill. € umfasst. Auch wenn der
Antrag so verstanden wirde, dass eine erganzende
zweckbezogene Bezuschussung in dieser Hohe beabsichtigt ist,
ware dies aufgrund der Prioritdtensetzung im Rahmen der
bestehenden Sanierungsbedarfe, die der Deputation fur Sport in
der Vergangenheit auch berichtet wurden, der Bremer Bader
GmbH abzulehnen.
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SIIS 95. |[Blumenthal 19.08.2019 |Erhohung der WiN-Mittel fiir Lussum-Bockhorn um [Das kommunale Programm ,Wohnen in Nachbarschaften (WiN)“ 27.03.2020 Prufung einer Kenntnisnahme

30 % (45.000,00 €)

ist Teil einer langfristig angelegten, integrierten sozialen
bremischen Stadtentwicklungspolitik und wurde im Dezember
1998 als Senatsprogramm beschlossen. Die derzeit laufende
Forderperiode des Programms endet mit Ablauf des Jahres 2019.
Als Grundlage fur eine Weiterfihrung des Programms hat der
Senat im Jahr 2016 die federfiihrenden Ressorts SKUMS und SJIS
gebeten, die nunmehr dritte Evaluation von WiN vorzunehmen
und auf Basis dieser Untersuchung sowie des ,,Monitorings Soziale
Stadt” anschlieRend einen Bericht zur Weiterentwicklung des
Programmes vorzulegen. SKUMS und SJIS haben in der ersten
Jahreshalfte 2019 die Programmevaluation beauftragt und
durchgefihrt. Aus diesen Befunden wurden
Handlungsempfehlungen abgeleitet, die die Fortfiihrung, eine
Aufstockung sowie weitere umsetzungsbezogene MaBnahmen zur
Weiterentwicklung des WiN-Programms vorsehen. Die Analyse
macht u.a. deutlich, dass sich die Aufgaben und
Herausforderungen in den bestehenden WiN-Gebieten
insbesondere seit der verstarkten Neuzuwanderung von
gefliichteten Menschen im Jahr 2015 vergréRert haben und die
gesamtstadtische bedeutsame Funktion der WiN-Gebiete als
Ankunfts- und Integrationsquartiere in der Stadt Bremen heute
noch deutlicher zu Tage tritt als zu Beginn des
Untersuchungszeitraums. Angesichts dieses Befundes sowie vor
dem Hintergrund der seit Jahren nicht angepassten
Fordermittelausstattung sehen die Gutachter folglich die
Notwendigkeit, das WiN-Programm fortzufiihren und

maoglichen
Umsetzung im
Rahmen der
weiteren
Konzeptionierung der
entsprechenden
MaRnahmen im
Bereich der
Schwerpunktmittel
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SIIS 96. |[Blumenthal 19.08.2019 |Entfristung der Stelle fir die padagogische Das kommunale Programm ,,Wohnen in Nachbarschaften (WiN)“ 27.03.2020 Prufung einer Kenntnisnahme

Mitarbeiterin fir die Hauser der Familie Lissum
und Bockhorn und Aufstockung auf 30
Wochenstunden

ist Teil einer langfristig angelegten, integrierten sozialen
bremischen Stadtentwicklungspolitik und wurde im Dezember
1998 als Senatsprogramm beschlossen. Die derzeit laufende
Forderperiode des Programms endet mit Ablauf des Jahres 2019.
Seit einigen Jahren wird im Rahmen der Umsetzung des
Programms WiN eine Debatte zur Verstetigung geforderter WiN-
Projekte gefiihrt. Diese z.T. langjahrige Forderung ist auf die
konkreten Bedarfslagen in den WiN-Gebieten zurtickzufiihren. U.a.
soll nun, um die unbestritten wichtigen Aufgaben die die
bestehenden Quartierszentren tibernehmen und die
Quartiersarbeit vor Ort zu starken, ein Landesprogramm
,Lebendige Quartiere” aufgelegt werden. Die SJIS unterstiitzt
damit den Wunsch des Beirats die Arbeit in den Quartieren zu
starken. SKUMS und SJIS haben bei der Auswertung und
Darstellung des bestehenden WiN-Programms strategische Liicken
identifiziert. Daher sollen durch das Landesprogramm ,Lebendige
Quartiere” interdisziplindre Quartierszentren geférdert werden, in
denen Begegnungsangebote, Beratung, kulturelle Aktivitaten,
Bildungsangebote oder Gesundheitsforderung u.a. angeboten
werden. Gleichwohl ist die Bedarfslage nicht in allen Gebieten
identisch, so dass heute schon abzusehen ist, dass fir die kiinftige
Forderung Schwerpunktsetzungen erforderlich sind.

maoglichen
Umsetzung im
Rahmen der
weiteren
Konzeptionierung der
entsprechenden
MaRnahmen im
Bereich der
Schwerpunktmittel
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SIIS 97. |Blumenthal 19.08.2019 [Forderung des Quartierszentrums "Haus der Das kommunale Programm ,,Wohnen in Nachbarschaften (WiN)“ 27.03.2020 Prufung einer Kenntnisnahme

Zukunft" mit einem jahrlichen Zuschuss in Hohe von
50.000,00 €

ist Teil einer langfristig angelegten, integrierten sozialen
bremischen Stadtentwicklungspolitik und wurde im Dezember
1998 als Senatsprogramm beschlossen. Die derzeit laufende
Forderperiode des Programms endet mit Ablauf des Jahres 2019.
Seit einigen Jahren wird im Rahmen der Umsetzung des
Programms WiN eine Debatte zur Verstetigung geforderter WiN-
Projekte gefiihrt. Diese z.T. langjahrige Forderung ist auf die
konkreten Bedarfslagen in den WiN-Gebieten zurtickzufiihren. U.a.
soll nun, um die unbestritten wichtigen Aufgaben die die
bestehenden Quartierszentren tibernehmen und die
Quartiersarbeit vor Ort zu starken, ein Landesprogramm
,Lebendige Quartiere” aufgelegt werden. Die SJIS unterstiitzt
damit den Wunsch des Beirats. SKUMS und SJIS haben bei der
Auswertung und Darstellung des bestehenden WiN-Programms
strategische Lucken identifiziert. Daher sollen durch das
Landesprogramm ,Lebendige Quartiere” interdisziplindre
Quartierszentren geférdert werden, in denen
Begegnungsangebote, Beratung, kulturelle Aktivitdten,
Bildungsangebote oder Gesundheitsférderung u.a. angeboten
werden. Gleichwohl ist die Bedarfslage nicht in allen Gebieten
identisch, so dass heute schon abzusehen ist, dass fir die kiinftige
Forderung Schwerpunktsetzungen erforderlich sind.

maoglichen
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SIIS 98. [Blumenthal 19.08.2019 | Verstetigung des Programms "Ankommen im Das kommunale Programm ,,Wohnen in Nachbarschaften (WiN)“ 27.03.2020 Prufung einer Kenntnisnahme
Quartier" und Bereitstellung der benétigten Mittel |ist Teil einer langfristig angelegten, integrierten sozialen maoglichen
bremischen Stadtentwicklungspolitik und wurde im Dezember Umsetzung im
1998 als Senatsprogramm beschlossen. Die derzeit laufende Rahmen der
Forderperiode des Programms endet mit Ablauf des Jahres 2019. weiteren
SKUMS und SJIS haben daher Ende 2018 das Forschungsinstitut Konzeptionierung der
empirica damit beauftragt, in der ersten Jahreshalfte 2019 entsprechenden
eine Programmevaluation durchzufiihren. Die aus den MaRnahmen im
Befunden durch empirica abgeleiteten Bereich der
Handlungsempfehlungen sehen u. a. die Fortfiihrung, eine Schwerpunktmittel
Aufstockung sowie weitere budget-, steuerungs- und
umsetzungsbezogene MaBnahmen zur Weiterentwicklung
des WiN-Programms vor. Zu diesen Empfehlungen bedarf es
noch einer Beschlussfassung des Senats. Wahrend im
Rahmen der Evaluation vor allem Hinweise zur Wirksamkeit
des WiN-Programms abgeleitet wurden, ist die zentrale
sozialraum-analytische Grundlage fir die Bestimmung und
Festlegung der kiinftigen WiN-Férdergebietskulisse das
,Monitoring Soziale Stadt“. Auf Basis dieses
ressortlibergreifend abgestimmten Instrumentes erfolgte die
Festlegung der WiN-Gebietskulisse bereits in den Jahren
2008, 2010 und 2013. Im Rahmen der durch die
ressortlbergreifende ,AG Stadtmonitoring“ entwickelten und
durch den Senat beschlossenen Neuaufstellung des
,Monitorings Soziale Stadt“ wurden fiir die Ebene der
Ortsteile sieben Indikatoren beschlossen (s. Vorlage 759/19
vom 20.9.2019 ,Monitoring Soziale Stadtentwicklung” —
Einheitliches Verfahren zur Ermittlung von Ortsteilen mit
caozialar Ranachiailicnina) Dar Sonat hacohlace ahancao
SKUMS | 99. |Blumenthal 19.08.2019 |Bereitstellung der Mittel zur Umsetzung des . . 26.03.2020 Zustimmung zur  |Kenntnisnahme
Enteignungsverfahren / Grunderwerb noch nicht abgeschlossen.
Bebauungsplans 1251 (FuR- und Radweg am . . . ) . . N . Stellungnahme
. . Sobald dies erfolgt ist, wird eine Finanzierung geprft. Aktuell sind
Steending); geschatzte Kosten: 250.000,00 € . ) . .
keine Mittel fiir das Vorhaben eingestellt.
SKUMS | 100. |Blumenthal 19.08.2019 |Bereitstellung der Mittel zur Umsetzung einer Verkehrsrechtlichen Voraussetzungen fir die Einrichtung einer 26.03.2020 Zustimmung zur  [Kenntnisnahme

Bedarfsampel an der Schwaneweder StraRe Hohe
An de Deelen / An der Holtéber

Bedarfsampel in der Schwaneweder StralRe sind gegeben. Damit
das Anliegen wird als Neuantrag im Querungshilfenprogramm
aufgenommen, wobei die geeignete Art Querungshilfe gepruift
werden muss.

Aufgrund der zahlreich eingegangenen Wiinsche nach
Querungshilfen muss mit einer gewissen Wartezeit bis zu einer
optionalen Realisierung gerechnet werden.

Stellungnahme
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SKUMS | 101. |Blumenthal 19.08.2019 | Neueinstufung der Griunpflegestufen im Watjens 26.03.2020 Zustimmung zur  [Kenntnisnahme
Park Griinanlagen in Watjens Park befinden sich noch in Stellungnahme
verkehrssicherem Zustand. Fiir eine qualitative Erhéhung des
Griinpflegestandards ware Verdoppelung des Pflegebudgets
notwendig. Insgesamt Sanierungsstau in allen Griinanlagen.
SWAE 102. |Neustadt 22.08.2019 |Einstellung von ausreichenden Mitteln fir die Das Stadtteilmanagement Neustadt erhalt von SWAE in 2020 eine 25.03.2020 Zustimmung Kenntnisnahme
Fortfiihrung des Stadtteilmanagements Forderung in Hohe von 105 T €, das sind 25 T € mehr als in 2019.
SIIS 103. |Neustadt 22.08.2019 |Erhéhung der gesamtstadtischen Mittel fir die Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme

Forderung der offenen Jugendarbeit um
mindestens 7 % pro Jahr, um den angemeldeten
Bedarfen entsprechen zu kénnen

die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
berlcksichtigt. Folgende MaRRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.  Férderung von
Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden.
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SJIs

104.

Neustadt

27.08.2019

Bereitstellung der Mittel zur Finanzierung einer
halben Sozialarbeiterinnenstelle sowie der
erforderlichen Sachkosten fiir die Fortfihrung des
Streetworker-Projekts "Mobiler Unterstand"

Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport
beflirwortet die Einrichtung. Seit 2013 wird auf dem Lucie-
Flechtmann-Platz ein durch die Anwohnenden unter Beteiligung
einer Seniorenwohnanlage und einer Kita initiiertes Urban-
Gardening-Projekt durchgefiihrt. Daneben wird der Platz auch als
Treffpunkt von wohnungslosen und suchtkranken Menschen
genutzt. Zwischen den unterschiedlichen Gruppen der
Nutzer*innen entstanden erhebliche Konflikte, die erst durch den
Einsatz einer padagogischen Fachkraft deutlich entspannt werden
konnten. Gemeinsam mit den Besucher*innen des Treffs und in
Absprache mit dem Projekt, KOP und dem Beirat wurde von dem
Streetworker ein Unterstand gebaut, Millbehalter und eine
mobile Toilette aufgestellt und immer wieder deeskalierend
gewirkt. Mit einbezogen war auch eine Gruppe
Drogenkonsumierender aus dem Umfeld des Platzes. Ohne
professionelle Betreuung drohen die Konflikte zwischen den
Nutzer*innen-Gruppen des Treffs, den Anwohnenden und dem
Projekt zu eskalieren, die Betreuung des Personenkreises ist
langfristig erforderlich. Aufgrund der erheblichen Konflikte
wurden 2017 Honorarstunden aus Globalmitteln des Beirates zur
Verfligung gestellt, flr ein weiteres Jahr (bis 15.09.2019) wurde
eine halbe Stelle fiir eine padagogische Fachkraft tiber LOS
finanziert.

27.03.2020

Zustimmung

Kenntnisnahme

SKUMS

105.

Woltmershausen

29.04.2019

Einstellung von Mitteln fiir die Verlangerung der
Linie 24 zum Lankenauer Hoft

Freiwillige Leistung, die gemaR Nahverkehrsplan nicht erforderlich
ist und daher nicht im ODLA abgebildet ist. Zuschuss von 50% zur
Finanzierung der Leistung vorstellbar, sofern wie im Vorjahr
zumindest die Halfte der Kosten durch den Beirat Gbernommen
wird. Kosten fiir eine Sommersaison: ca. 1.800 Euro.

26.03.2020

Zustimmung zur
Stellungnahme

Kenntnisnahme
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SK 106. |Woltmershausen 20.05.2019 |Ausstattung des Personalbudgets fir Zunéchst wie im Koalitionsvertrag vorgesehen Unterstiitzung der 10.03.2020 Der Ausschuss fur |Kenntnisnahme
stadtbremische Ortsamter mit einer zusatzlichen Ortsamter mit mehr als einem Beirat um eine Vollzeitstelle im Blrgerbeteiligung,
halben Stelle (TV-L 10) pro Stadtteil Bereich der Kommunalen Sachbearbeitung. Weiterhin Schaffung burgerschaftliches
eines Springerpools zur Kompensation von Ausfallen in den Engagement und
kleineren Einheiten. Zusatzliches Personal 2020: 1 Springerkraft; Beirate (Stadt)
2021: 4 VZE fiir OA. nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
SIIS 107. |Woltmershausen 29.04.2019 |Einstellung von Mitteln firr einen Kunstrasenplatz  |Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat in 24.03.2020 Zustimmung Kenntnisnahme
auf der Sportanlage Hanseatenkampfbahn Ihrer mittelfristigen Investitionsplanung zur Sanierung stadtischer
Sportanlagen den Umbau des Rot-Grand-Platzes auf der
Sportanlage Rablinghausen / Hanseatenkampfbahn zu einem
Kunstrasenplatz im Jahre 2021 vorgesehen. Daher miissen keine
zusatzlichen Mittel angemeldet werden.
SWAE; | 108. |Woltmershausen 29.04.2019 |Einstellung von Mitteln fiir eine stadtebaulich SWAE: Der Utkiek ist keine touristische MaRBnahme, dient aber der 25.03.2020; Zustimmung; Kenntnisnahme
SKUMS ansprechende Gestaltung der Naherholung und wertet die stadtebauliche Situation durch eine 26.03.2020 Zustimmung zur
HochwasserschutzmaBnahmen am Hohentorshafen |Verbesserung der Freiraumqualitat auf. Es wird vorgeschlagen, ein Stellungnahme
und die Gestaltung des geplanten "Utkiek" Vorgehen analog der technischen Hochwasserschutzmanahme
Sitzplatzes »Waller Sand“ anzustreben. Der Zuwendungsgeber (Bundemittel
GAK) hat dort die mit dem Waller Sand und der Aufwertung des
Molenturmareals verbundene Freiraumqualitat in Verkniipfung
mit dem erforderlichen technischen Hochwasserschutz explizit mit
ihrer ausgesprochenen Férderung in nicht unerheblicher Hohe
gewdrdigt. Die SWAE ist hierzu im Austausch mit der SWH.
SKUMS: Ist aus Geldern der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur
und Kistenschutz nicht forderfahig. Projekttrager ist SWH.
SKUMS | 109. |Vegesack 04.09.2019 (Bereitstellung der erforderlichen Haushaltsmittel 26.03.2020 Zustimmung zur  [Kenntnisnahme

fur die BaumaRnahmen im Rahmen des
Generalplans Kiistenschutz unter besonderer
Beriicksichtigung des historischen Kerns im unteren
Vegesack und um den Museumshaven herum;
Glasausschnitte in der Spundwand zur Herstellung
der Erlebbarkeit des Kito

Flr einen stadtbildvertraglichen Hochwasserschutz sind 200.000 €
/a im Haushaltsentwurf veranschlagt. Haushaltsmittel fur die
GesamtmaRnahme IEK Grohn sind im Rahmen der
Stadtebauforderungen veranschlagt, u.a. fur die Umgestaltung des
Bahnhofsplatz Vegesack. Investive MaBnahme in Infrastruktur des
Bahnhofsplatzes sind aufgrund der noch nicht abgeschlossenen
Rahmen- und Objektplanung noch nicht eingestellt.

Stellungnahme
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SKUMS | 110. |Strom, Seehausen 30.08.2019 |Einplanung des Budgets fiir die Grundsanierung der |Sanierungsbediirftig, aber noch verkehrssicher. Aufgrund 26.03.2020 Zustimmung zur  [Kenntnisnahme
WeilefeldstraBe und der Wiedbrokstrale Prioritdtensetzung/unzureichender Mittel nicht darstellbar. Stellungnahme
SKB 111. |Blumenthal 09.09.2019 [Erhohung des Haushaltes fir die Oberschulen um  |Es sind keine zuséatzlichen Mittel im Haushalt eingeplant. Einzelne 27.03.2020 Die Deputation fir  |Kenntnisnahme
15.000,00 € pro Jahr und Oberschule zur MaRnahmen / Projekte kénnen im Haushaltsvollzug geprift Kinder und Bildung
Finanzierung von Projekten werden. lehnt den Antrag ab.
SIIS 112. |Blumenthal 09.09.2019 (Bereitstellung der finanziellen Mittel zur Errichtung |Spielhduser und -treffs liegen grundsatzlich im Ablehnung Kenntnisnahme

fir je ein Spielhaus bzw. Treff in Ronnebeck und
Farge-Rekum

Zustandigkeitsbereich der Senatorin fiir Kinder und Bildung, dies
gilt auch fur die weitere Schulplanung und den damit
verbundenen Ausbau von Angeboten der Ganztagesbetreuung.
Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport wird die
Situation vor Ort entsprechend begleiten. Im Rahmen der
Starkung von Angeboten in Quartieren, die der Eckwertvorschlag
vorsieht, wird das Ressort im Rahmen seiner Moglichkeiten
Strukturen starken.
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113.

Blumenthal

09.09.2019

Finanzielle Absicherung des Offenen Freizeit-Treffs
(OFT) am KUFZ Wasserturm

Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir
die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
berlcksichtigt. Folgende MaRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.  Férderung von
Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden. Die Fach- und
Ressourcenverantwortung fur die offene Jugendarbeit liegt in den
Stadtteilen bei den Referatsleitungen Junge Menschen im Amt fiir
Soziale Dienste (AfSD). Fur die im Stadtteil verfligbaren OJA-Mittel
wird vom AfSD eine Prioritatenliste der OJA-Angebote im Stadtteil
erstellt und gepruft. Diese wird im Controllingausschuss diskutiert
mit dem Ziel, moglichst im Konsens eine Entscheidung zum Einsatz
der Mittel zu treffen. Der Offene Freizeit Treff wurde bis

27.03.2020

Ablehnung

Kenntnisnahme

SK, SfK

114.

Borgfeld

20.02.2019

Errichtung eines neuen Biirgerhauses nebst
integriertem Ortsamt

SfK: Es ist vorgesehen dass das Focke-Museum
Veranstaltungsrdume erhalt, die auch fiir eine 6ffentliche
kulturelle Nutzung zuganglich gemacht werden sollen, um so ein
vielfaltiges Angebot fiir unterschiedliche Zielgruppen in der
Stadtregion Schwachhausen/Horn/Borgfeld méglich machen zu
koénnen. SK: Die Anmietung eines neuen Ortsamtes fiir Borgfeld ist
derzeit mangels entsprechender Bedarfe nicht vorgesehen.

10.03.2020

Der Ausschuss fir
Biirgerbeteiligung,
birgerschaftliches
Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirate zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.

Kenntnisnahme
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SKUMS | 115. |Borgfeld 17.09.2019 |Sanierung der Fahrbahn der Katrepeler LandstraRe [Kein guter, aber noch verkehrssicherer Zustand. Aufgrund 26.03.2020 Zustimmung zur  [Kenntnisnahme
und Verstarkung der Beleuchtung; Einstellung der |Prioritdtensetzung/unzureichender Mittel nicht darstellbar. Stellungnahme
hierfur erforderlichen Mittel in den Haushalt
2020/21
SKUMS | 116. |Borgfeld 17.09.2019 |Umgestaltung der Borgfelder Ortsmitte zu einer Wunsch fiur ,shared space” Zone bzw. verkehrsberuhigtem 26.03.2020 Zustimmung zur  [Kenntnisnahme
"shared space"-Zone; Einstellung der hierfiir Geschaftsbereich, mit Ziel einer deutlichen Verbesserung der Stellungnahme
erforderlichen Kosten (zunachst ca. 1,5 Mio. €). Aufenthaltsqualitat ist nachvollziehbar. Fiir die im Beschluss
dargestellten MaRRnahmen stehen derzeit absehbar keine
finanziellen Mittel zur Verfigung
SfK; SJIS; | 117. [Borgfeld 17.09.2019 |Ausweisung von Stadtteilbudgets gem. § 32 Abs. 4 [Zun&chst wird eine Evaluation des Stadtteilbudgets Verkehr 0.03.2020; 27.03.202] Die Deputation fiir [Kenntnisnahme
SKB BeirOG durchgefiihrt (SF, SK); eine Entscheidung tber die Einrichtung Kultur beschlieRt

weiterer Stadtteilbudgets erfolgt dann Ende 2020. SfK: Die
Mehrbedarfsanmeldung enthalt Mittel fiir die

Projektforderung inkl. Mittel fir stadtteilbezogene MaRnahmen.
SfK prift im Zuge der Haushaltsaufstellung, ob hiervon ein Betrag
von 50 T€ fir Stadtteilbudgets zur Verfligung gestellt werden
kann. SJIS: Zur Einflihrung von Stadtteilbudgets hat sich der Senat
in Umsetzung des Urteiles des Verwaltungsgerichts Bremens vom
09.12.2015 (1 K 2236/15) dazu entschieden, im Bereich der
Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitdt, Stadtentwicklung
und Wohnungsbau (SKUMS) auszuweisen. Die Senatorin fur
Soziales, Jugend, Integration und Sport hat dariber hinaus
gepruft, in welchen Bereichen ihrer Zustandigkeit Stadtteilbudgets
ausgewiesen werden konnen. Dabei galt es vor allem Bereiche zu
identifizieren, in denen die Beirdte ein entsprechendes
Entscheidungsrecht haben und es keine libergeordneten Gremien
wie bspw. den Jugendhilfeausschuss mit eigenen
Entscheidungsrechten gibt, die der Ausweisung eines
Stadtteilbudgets entgegenstehen. Nach dieser Auswertung
konnten keine Bereiche identifiziert werden, in denen ein
entsprechendes Stadtteilbudget im Rahmen der Eckwerte moglich
war. Im Senat ist vereinbart worden, dass die Erkenntnisse des im
Bereich von SKUMS eingefiihrten Stadtteilbudgets weiter
ausgewertet werden, um die Erfahrungen bei zukinftigen
Haushaltsaufstellungen zu beriicksichtigen.

beziiglich der
Antrage der Beirdte
entsprechend der
Anlage. SJIS:
Ablehnung.
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SKUMS

118.

Gropelingen

11.09.2019

Einfihrung eines Profi-Tickets zur kostenlosen
Nutzung des OPNV fiir Kinder und Jugendliche

In der Teilfortschreibung und Umsetzung des
Verkehrsentwicklungsplans Bremen 2025 werden neben Angebots-|
auch TarifmaRnahmen im OPNV gepriift, darunter Optionen eines
preislich reduzierten oder kostenlosen 6ffentlichen Nahverkehrs
flr unterschiedliche Nutzergruppen. Vor einer Entscheidung
dariiber kdnnen keine MaRRnahmen getroffen werden.

26.03.2020

Zustimmung zur
Stellungnahme

Kenntnisnahme

SIIS; SF,
SWAE

119.

Horn-Lehe

17.09.2019

Bereitstellung der Mittel fiir die dringende
Sanierung der Gemeinschaftsanlagen (Haus,
Elektrizitat) auf dem Alten Campingplatz am
Stadtwaldsee

SWAE: Der Antrag wurde an SIS, SF und SWAE gerichtet. Der
Antrag steht in direktem Zusammenhang mit der Weiterfiihrung
der Jugendarbeit auf dem Geldande und der Verpachtung des
Gelandes an eine oder mehrere Jugendorganisationen (AWO;
CVJM; Jugendring, ASB). Im Rahmen der Aufstellung der HH
2020/21 wurde von SWAE ein Mehrbedarf von 3 Mio. € fur
GebdudesanierungsmalRnahmen angemeldet. Dieser Mehrbedarf
wurde vom Senat nicht bewilligt. SJIS: Der Alte Campingplatz am
Stadtwaldsee ist Bestandteil des Sondervermogens der
Wirtschaftsforderung. Die Kosten einer Sanierung wdren aus dem
Sondervermogen zu tragen. Zu zwingend erforderlichen
Instandsetzungsarbeiten der Gebdude auf der Flache, liegt aktuell
keine Machbarkeitsstudie vor. Die Betriebskosten fiir den
Unterhalt der Anlage durch die Jugendverbande kdnnen aktuell
nicht geschatzt werden.

5.03.2020; 27.03.202

Zustimmung; SJIS:
Ablehnung

Kenntnisnahme

SKUMS;
SF

120.

Huchting

16.09.2019

Einstellung von Planungsmitteln zur Entwicklung
des Stadtteilzentrums Huchting; Veranschlagung
von Mitteln fiir Grunderwerbe im Stadtteilzentrum
Huchting

Angesichts von der Knappheit an Planungsmitteln und der
Konkurrenz kénnen Einzelvorhaben nicht gesondert veranschlagt
werden. Mittelverteilung erfolgt durch Prioritatensetzung.
Gleiches gilt fir Grunderwerb, allerdings ist hier ein anteiliger
Grunderwerb ggf. vorstellbar, u.a. weil eine Kofinanzierung durch
Stadtebauférderung moglich ist.

26.03.2020

Zustimmung zur
Stellungnahme

Kenntnisnahme

SKUMS

121.

Borgfeld

29.05.2018

Einstellung der erforderlichen Mittel bzgl. der
Butendieker LandstralRe (Wiederholungsantrag, da
im HH 2018/19 keine Mittel zur Verfiigung standen)

Sanierungsbediirftig, aber noch verkehrssicherer Zustand.
Personelle und finanzielle Ressourcen fiir Anpassung
Straenquerschnitt und StraBenaufbau nicht vorhanden.

26.03.2020

Zustimmung zur
Stellungnahme

Kenntnisnahme
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SK 122. |Vegesack 16.09.2019 |Bereitstellung eines Budgets in Hohe von 10.000,00 [In den Haushaltsjahren 2020 und 2021 kénnen erstmals eigene 10.03.2020 Der Ausschuss fur |Kenntnisnahme
€ flr die dauerhafte Umsetzung der Budgets fiir die Jugendbeirate in einer Hohe von insgesamt jeweils Blrgerbeteiligung,
Jugendbeteiligung zusatzlich zu den Globalmitteln |40.000,00 EUR eingerichtet werden. Die von den Beiraten und biurgerschaftliches
Ortsamtern gewtinschte Begleitung der Jugendbeirate durch eine Engagement und
padagogische Fachkraft kann nach den Ergebnissen der Beirate (Stadt)
Haushaltsklausur des Senats ebenfalls durch zusatzliche nimmt die
Vollzeitstelle in 2020 realisiert werden. Darlberhinaus kann die Haushaltsantrage der
Beschaftigung von insgesamt 5 FSJ-Kraften (freiwilliges politisches Beirate zur Kenntnis
Jahr) finanziell abgesichert und somit verstetigt werden. und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
SI 123. |Oberneuland 26.09.2019 |Bereitstellung der erforderlichen Haushaltsmittel ~ |Aus Sicht des Senators flr Inneres ist eine Verlegung der 26.03.2020 Die Deputation fur |Kenntnisnahme
fir die Versetzung der Freiwilligen Feuerwehr Freiwilligen Feuerwehr Oberneuland an die oben genannte Inneres stimmt den
Oberneuland neben die Tunneleinfahrt Franz- Tunneleinfahrt denkbar, allerdings aufgrund fehlender Mittel nicht Vorschlagen des
Schitte-Allee an der Rockwinkeler LandstraRe umsetzbar. Im Zukunftskonzept der Freiwilligen Feuerwehren Ressorts zu den
(Stand: 01.04.2018) sind im Einvernehmen mit den Freiwilligen Antrdgen nach § 32
Feuerwehren und der Stadtgemeinde Bremen Priorisierungen Abs. 1 OBG zur
vorgenommen worden, die eine Verlegung der Freiwilligen Haushaltsaufstellung
Feuerwehr Oberneuland nicht enthalten. 2020/ 2021 zu.
SKUMS | 124. |Oberneuland 26.09.2019 |Bereitstellung der erforderlichen Haushaltsmittel  |Verkehrssicher. StraBe ist noch nicht erstmalig erschlossen 26.03.2020 Zustimmung zur  [Kenntnisnahme
far den notwendigen Ausbau der Nebenanlagen worden, Baukosten waren auf Anlieger umzulegen. Stellungnahme
entlang der gesamten Oberneulander LandstralRe
(soweit diese der Stadt gehoren) und den aktiven
Ankauf der fehlenden Strecken sowie der
Erneuerung der Asphaltflache zwischen Eekenhoge
und Oberneulander LandstraBe 113 (Hohe
Restaurant Sergio).
SKB 125. |Oberneuland 26.09.2019 |Bereitstellung der erforderlichen Haushaltsmittel  |Insgesamt werden zusatzliche Mittel fiir die Schulsozialarbeit in 27.03.2020 Die Deputation fir  |Kenntnisnahme

fir Schulsozialarbeiter an der Oberschule
Rockwinkel (mind. 1 VZE)

der Stadtgemeinde Bremen mit dem Haushalt 2020/21 zur
Verfligung gestellt. Die Verteilung auf die einzelnen
Schulstandorte obliegt der Senatorin fiir Kinder und Bildung (nach
Sozialindikator).

Kinder und Bildung
nimmt das Votum
des Fachressorts zur
Kenntnis und stimmt
dem
vorgeschlagenen
Verfahren zu.
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SKB 126. |Oberneuland 26.09.2019 |Bereitstellung der erforderlichen Haushaltsmittel  |Auf Basis der aktuellen Prognosen der Schulstandortplanung ist fur 27.03.2020 Die Deputation fir  |Kenntnisnahme
far den Ausbau der Oberschule Rockwinkel zur diesen Standort eine 4-Zugigkeit vorgesehen. Somit ist der Ausbau Kinder und Bildung
Funfzlgigkeit sowie den Bau einer Mensa im Zuge |zur Flinfzligigkeit nicht erforderlich. Derzeit sind die vorhandenen lehnt den Antrag ab.
des geplanten Ausbaus zur teilgebundenen Mensakapazitaten ausreichend.
Ganztagsschule
SKB 127. |Oberneuland 26.09.2019 |Bereitstellung der erforderlichen Haushaltsmittel  |Derzeit werden durch die Senatorin fiir Kinder und Bildung in 27.03.2020 Die Deputation fir  |Kenntnisnahme
fir den Bau einer teilbaren oder zweigeschossigen |Zusammenarbeit mit Immobilien Bremen die verschiedenen Kinder und Bildung
Turnhalle an der Oberschule Rockwinkel Moglichkeiten fur die Sporthalle an diesem Standort geprift. nimmt das Votum
des Fachressorts zur
Kenntnis und stimmt
dem
vorgeschlagenen
Verfahren zu.
Alle 128. |Osterholz 12.09.2019 |Ausweisung der gesetzlich verankerten Zunéchst wird eine Evaluation des Stadtteilbudgets Verkehr 5.03.2020; 27.03.202] Zustimmung; SJIS:  [Kenntnisnahme

Stadtteilbudgets fur MaRnahmen der Beirdte gem.

§ 10 Abs. 1 Nr. 2-10 BeirOG

durchgefihrt (SF, SK); eine Entscheidung uUber die Einrichtung
weiterer Stadtteilbudgets erfolgt dann Ende 2020. SWAE: Fir die
City- und Stadtteilinitiativen wurden 1.375 T€ in 2020 und 1.398
T€ in 2021 im Haushalt veranschlagt. Die konkreten MaRnahmen
werden auf Antrag gefordert. SfK: Die Mehrbedarfsanmeldung
enthélt Mittel fur die Projektforderung inkl. Mittel fur
stadtteilbezogene MaRnahmen. SfK prift im Zuge der
Haushaltsaufstellung, ob hiervon ein Betrag von 50 T€ flr
Stadtteilbudgets zur Verfuigung gestellt werden kann. SJIS: Zur
Einfuhrung von Stadtteilbudgets hat sich der Senat in Umsetzung
des Urteiles des Verwaltungsgerichts Bremens vom 09.12.2015 (1
K 2236/15) dazu entschieden, im Bereich der Senatorin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und
Wohnungsbau (SKUMS) auszuweisen. Die Senatorin fiir Soziales,
Jugend, Integration und Sport hat darlber hinaus geprift, in
welchen Bereichen ihrer Zustandigkeit Stadtteilbudgets
ausgewiesen werden konnen. Dabei galt es vor allem Bereiche zu
identifizieren, in denen die Beirdte ein entsprechendes
Entscheidungsrecht haben und es keine tibergeordneten Gremien
wie bspw. den Jugendhilfeausschuss mit eigenen
Entscheidungsrechten gibt, die der Ausweisung eines
Stadtteilbudgets entgegenstehen. Nach dieser Auswertung
konnten keine Bereiche identifiziert werden, in denen ein
entsprechendes Stadtteilbudget im Rahmen der Eckwerte moglich
war. Im Senat ist vereinbart worden, dass die Erkenntnisse des im
Bereich von SKUMS eingefiihrten Stadtteilbudgets weiter

Ablehnung
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SKUMS | 129. |Osterholz 12.09.2019 | Zuweisung von Mitteln fir Planungskosten sowie  [Winschenswert, aber aufgrund fehlende finanzieller Mittel nicht 26.03.2020 Zustimmung zur  [Kenntnisnahme
anteilige Kosten der Verlangerung der umsetzbar. Stellungnahme
Straenbahnlinie zwischen Depot Sebaldsbrick und
Otto-Brenner-Allee (entlang der Osterholzer
HeerstralRe)
SKUMS | 130. |Osterholz 12.09.2019 | Zuweisung von Mitteln fiir den Ausbau des Sanierungsbedirftig, aber noch verkehrssicher. 26.03.2020 Zustimmung zur  [Kenntnisnahme
Fahrradweges in der Osterholzer HeerstraRe Stellungnahme
zwischen Osterholzer LandstraBBe sowie Otto-
Brenner-Allee
SKUMS | 131. |Osterholz 12.09.2019 | Zuweisung von Haushaltsmitteln fiir die Sanierung [Sanierungsbedurftig, aber noch verkehrssicher. Aufgrund 26.03.2020 Zustimmung zur  [Kenntnisnahme
der Zlricher StraRe zwischen St.-Gotthard-StraRe  |[Prioritdtensetzung/unzureichender Mittel nicht darstellbar. Stellungnahme
bis zur Kreuzung Osterholzer LandstraBe (Stadtteil
Osterholz)
SK 132. |Osterholz 12.09.2019 |Erhohung der Globalmittel um 10 %; Einstellung Die Globalmittel werden um 40.000,00 € erhoht. Jugendbeirate 10.03.2020 Der Ausschuss fur |Kenntnisnahme
eines eigenen Titels fur den Osterholzer erhalten ein eigenes Budget in Hohe von 40.000,00 €. Blirgerbeteiligung,
Jugendbeirat (Finanzmittel iHv 10.000,00 EUR biurgerschaftliches
jahrlich zur Finanzierung eigener Projekte) Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
SWAE 133. |Osterholz 12.09.2019 | Zuweisung von anteiligen Kosten fir eine Stelle Fir die City- und Stadtteilinitiativen wurden 1.375 T€ in 2020 und 25.03.2020 Zustimmung Kenntnisnahme

beim Verein Aktiv fiir Bremen-Osterholz e.V. zur
Unterstiitzung des Stadtteilmarketings Osterholz
iHv 10.000,00 EUR p.a.

1.398 T€ in 2021 im Haushalt veranschlagt. Die konkreten

MaRnahmen werden auf Antrag gefordert.
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SK

134,

Hemelingen

26.09.2019

Erhohung der Globalmittel um 10 %; Einstellung
eines eigenen Titels fur den Hemelinger
Jugendbeirat (Finanzmittel iHv 10.000,00 EUR
jahrlich zur Finanzierung eigener Projekte)

Die Globalmittel werden um 40.000,00 € erhoht. Jugendbeirate
erhalten ein eigenes Budget in Hohe von 40.000,00 €.

10.03.2020

Der Ausschuss fur
Blrgerbeteiligung,
biurgerschaftliches
Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.

Kenntnisnahme

Alle

135.

Hemelingen

26.09.2019

Ausweisung der gesetzlich verankerten
Stadtteilbudgets fir MaRnahmen der Beirdte gem.
§ 10 Abs. 1 Nr. 2-10 BeirOG

Zunéchst wird eine Evaluation des Stadtteilbudgets Verkehr
durchgefiihrt (SF, SK); eine Entscheidung tber die Einrichtung
weiterer Stadtteilbudgets erfolgt dann Ende 2020. SWAE: Fir die
City- und Stadtteilinitiativen wurden 1.375 T€ in 2020 und 1.398
T€in2021 im Haushalt veranschlagt. Die konkreten MaRnahmen
werden auf Antrag gefordert. SfK: Die Mehrbedarfsanmeldung
enthalt Mittel fur die Projektférderung inkl. Mittel fur
stadtteilbezogene MalRnahmen. SfK prift im Zuge der
Haushaltsaufstellung, ob hiervon ein Betrag von 50 T€ fir
Stadtteilbudgets zur Verfugung gestellt werden kann. SJIS: Zur
Einfuhrung von Stadtteilbudgets hat sich der Senat in Umsetzung
des Urteiles des Verwaltungsgerichts Bremens vom 09.12.2015 (1
K 2236/15) dazu entschieden, im Bereich der Senatorin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und
Wohnungsbau (SKUMS) auszuweisen. Die Senatorin fiir Soziales,
Jugend, Integration und Sport hat darliber hinaus geprift, in
welchen Bereichen ihrer Zustandigkeit Stadtteilbudgets
ausgewiesen werden konnen. Dabei galt es vor allem Bereiche zu
identifizieren, in denen die Beirdte ein entsprechendes
Entscheidungsrecht haben und es keine libergeordneten Gremien
wie bspw. den Jugendhilfeausschuss mit eigenen
Entscheidungsrechten gibt, die der Ausweisung eines
Stadtteilbudgets entgegenstehen. Nach dieser Auswertung
konnten keine Bereiche identifiziert werden, in denen ein
entsprechendes Stadtteilbudget im Rahmen der Eckwerte moglich
war. Im Senat ist vereinbart worden, dass die Erkenntnisse des im
Bereich von SKUMS eingefiihrten Stadtteilbudgets weiter

0.03.2020; 27.03.202

Die Deputation fur
Kultur beschlieft
beziiglich der
Antrage der Beirdte
entsprechend der
Anlage. SJIS:
Ablehnung.

Kenntnisnahme
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SKUMS | 136. |Blumenthal 19.08.2019 | Bereitstellung der Mittel fiir die Umsetzung des Sanierungsbediirftig, aber noch verkehrssicher. Die StraBe wurde 26.03.2020 Zustimmung zur  [Kenntnisnahme
Bebauungsplanes 352 und zur Sanierung der ) ) N ) Stellungnahme
HospitalstraRe; geschiitzte Kosten: 700.000,00 EUR noc'h nicht erstmalig erschlossen, Baukosten. wadren daher auf die
Anlieger umzulegen. Ausbauplanung noch nicht vorhanden.
SfK 137. |Blumenthal 13.05.2019 |Einstellung eines Betrages iHv 2.500,00 EUR zur Diese MaBnahme wurde bereits im Jahr 2019 vom SfK bewilligt. 10.03.2020 Die Deputation fur |Kenntnisnahme
Renovierung der Blirordume des Kultur beschlieft
Dokumentationszentrums beztglich der
Antrage der Beirate
entsprechend der
Anlage.
SIS 138. |Blumenthal 13.05.2019 |Einstellung eines Betrages iHv 3.700,00 EUR fir die [Dem Antrag kann nicht im Rahmen eines Haushaltsantrages im 27.03.2020 Prifung einer Kenntnisnahme
Anschaffung einer professionellen Spiilmaschine im |Rahmen der Haushaltsaufstellung entsprochen werden. Das moglichen
Familienzentrum Bockhorn Familienzentrum macht eine gute Arbeit und soll in dieser auch Umsetzung im
weiter gestarkt werden. Im Rahmen des Eckwertvorschlages sind Rahmen der
deutliche Verstarkungen im Bereich der Quartiere geplant, in der weiteren
weiteren Umsetzung wird geprift, ob und wie die Strukturen Konzeptionierung der
weiter gestarkt werden kénnen. entsprechenden
MaRnahmen im
Bereich der
Schwerpunktmittel
SK 139. |Mitte 30.09.2019 |Ausstattung des Personalbudgets fir die Zunéchst wie im Koalitionsvertrag vorgesehen Unterstiitzung der 10.03.2020 Der Ausschuss fur |Kenntnisnahme

stadtbremischen Ortsamter mit einer zusatzlichen
halben Stelle (TVL 10) pro Stadtteil

Ortsamter mit mehr als einem Beirat um eine Vollzeitstelle im
Bereich der Kommunalen Sachbearbeitung. Weiterhin Schaffung
eines Springerpools zur Kompensation von Ausfallen in den
kleineren Einheiten. Zusatzliches Personal 2020: 1 Springerkraft;
2021: 4 VZE fir OA.

Blirgerbeteiligung,
burgerschaftliches
Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
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SIIS 140. |Mitte, Ostliche Vorstadt | 30.09.2019 [Erhdhung der OJA-Mittel um mind. 3,5 %; Erhohung|Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme
21.01.2020 |der konsumtiven Kostensteigerungen um jahrlich 2 [die Férderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)

%.

Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
berlcksichtigt. Folgende MaRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.  Férderung von
Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden.
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SIIS 141. |Mitte, Ostliche Vorstadt | 21.01.2020 |Schaffung eines eigenen Haushaltstitels zur Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme
Unterstitzung des Vereins Sportgarten e.V. die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
berlcksichtigt. Folgende MaRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.  Férderung von
Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden.
SI 142. |Findorff 30.09.2019 | Bereitstellung der Mittel fur die erforderlichen In den Haushaltsjahren 2020/2021 wird angestrebt, die 26.03.2020 Die Deputation fur |Kenntnisnahme
Einsatzkapazitdten fir eine wirkungsvolle Verkehrsiiberwachung (Ordnungsamt Bremen) personell um bis zu Inneres stimmt den
Uberwachung des ruhenden Verkehrs in Findorff 30 Vollzeiteinheiten aufzustocken. Die Aufstockung soll durch Vorschlagen des
zusitzliche Einnahmen aus der Uberwachung des ruhenden Ressorts zu den
Verkehrs refinanziert werden. Antragen nach § 32
Abs. 1 OBG zur
Haushaltsaufstellung
2020/ 2021 zu.
SKB 143. |Findorff 30.09.2019 | Bereitstellung von Mitteln fur die erforderlichen Die MaRnahmen sind z. T. in der Schulstandortplanung, in der 27.03.2020 Die Deputation fir  |Kenntnisnahme

Investitionen im Bereich der Schulen und den
Ausbau der Kindertagesbetreuung

Investitionsplanung der Kindertagesbetreuung bzw. KInvFG bereits
verortet und werden im Rahmen der vorhandenen Mittel
finanziert.

Kinder und Bildung
nimmt die
Stellungnahme des
Fachressorts zur
Kenntnis und stimmt
dem
vorgeschlagenen

Verfahren zu.
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SK 144. |Huchting 30.09.2019 |Erhéhung der Globalmittel um 10 %; Einstellung Die Globalmittel werden um 40.000,00 EUR erhoht. In den 10.03.2020 Der Ausschuss fur |Kenntnisnahme
eines eigenen Titels fur den Huchtinger Haushaltsjahren 2020 und 2021 kénnen erstmals eigene Budgets Blrgerbeteiligung,
Jugendbeirat (Finanzmittel iHv 10.000,00 EUR fir die Jugendbeirate in einer Hohe von insgesamt jeweils burgerschaftliches
jahrlich zur Finanzierung eigener Projekte); 40.000,00 EUR eingerichtet werden. Die von den Beirdten und Engagement und
Ausweisung der Betreuung und padagogischen Ortsamtern gewtinschte Begleitung der Jugendbeirate durch eine Beirate (Stadt)
Begleitung des Jugendbeirates im Doppelhaushalt |padagogische Fachkraft kann nach den Ergebnissen der nimmt die
2020/2021 und im Stellenplan 2020/2021 der Haushaltsklausur des Senats ebenfalls durch zusatzliche Haushaltsantrage der
Stadtgemeinde Bremen Vollzeitstelle in 2020 realisiert werden. Darlberhinaus kann die Beirate zur Kenntnis
Beschaftigung von insgesamt 5 FSJ-Kraften (freiwilliges politisches und stimmt den
Jahr) finanziell abgesichert und somit verstetigt werden. fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
Alle 145. |Huchting 30.09.2019 |Ausweisung der gesetzlich verankerten Zunéchst wird eine Evaluation des Stadtteilbudgets Verkehr 5.03.2020; 27.03.202] Zustimmung; SJIS:  [Kenntnisnahme

Stadtteilbudgets fir MaRnahmen der Beirdte gem.

§ 10 Abs. 1 Nr. 2-10 BeirOG

durchgefiihrt (SF, SK); eine Entscheidung tber die Einrichtung
weiterer Stadtteilbudgets erfolgt dann Ende 2020. SWAE: Fir die
City- und Stadtteilinitiativen wurden 1.375 T€ in 2020 und 1.398
T€ in 2021 im Haushalt veranschlagt. Die konkreten MaRnahmen
werden auf Antrag gefordert. SfK: Die Mehrbedarfsanmeldung
enthalt Mittel fur die Projektférderung inkl. Mittel fur
stadtteilbezogene MalRnahmen. SfK prift im Zuge der
Haushaltsaufstellung, ob hiervon ein Betrag von 50 T€ fir
Stadtteilbudgets zur Verfugung gestellt werden kann. SJIS:
Zunéchst wird eine Evaluation des Stadtteilbudgets Verkehr
durchgefiihrt (SF, SK); eine Entscheidung tber die Einrichtung
weiterer Stadtteilbudgets erfolgt dann Ende 2020. SJIS: Zur
Einfuhrung von Stadtteilbudgets hat sich der Senat in Umsetzung
des Urteiles des Verwaltungsgerichts Bremens vom 09.12.2015 (1
K 2236/15) dazu entschieden, im Bereich der Senatorin fiir
Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und
Wohnungsbau (SKUMS) auszuweisen. Die Senatorin fiir Soziales,
Jugend, Integration und Sport hat darliber hinaus geprift, in
welchen Bereichen ihrer Zustandigkeit Stadtteilbudgets
ausgewiesen werden konnen. Dabei galt es vor allem Bereiche zu
identifizieren, in denen die Beirdte ein entsprechendes
Entscheidungsrecht haben und es keine tibergeordneten Gremien
wie bspw. den Jugendhilfeausschuss mit eigenen
Entscheidungsrechten gibt, die der Ausweisung eines
Stadtteilbudgets entgegenstehen. Nach dieser Auswertung
konnten keine Bereiche identifiziert werden, in denen ein

Ablehnung
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SKUMS | 146. |Huchting 30.09.2019 |Veranschlagung von Haushaltsmitteln fur die 26.03.2020 Zustimmung zur  [Kenntnisnahme
Verbesserung der Verkehrssituation am Wardamm [Auf dem Wardamm wird der Verlauf einer Radpremiumroute Stellungnahme
gepruft, was mit baulichen Veranderungen einhergeht. Vor einer
Entscheidung Giber eine Radpremiumroute sollte von baulichen
MaRnahmen abgesehen werden.
SKUMS | 147. |Huchting 30.09.2019 |Veranschlagung von Haushaltsmitteln fiir die Eine Neuordnung des StraRenraums ist sinnvoll, kann jedoch 26.03.2020 Zustimmung zur  |Kenntnisnahme
Verbesserung der Verkehrssituation in der mangels Personalkapazitaten derzeit nicht erfolgen. Die Situation Stellungnahme
Huchtinger HeerstraRe ist verkehrssicher.
SKUMS | 148. |Huchting 30.09.2019 |Veranschlagung von Haushaltsmitteln fur die Sanierungsbediirftig, aber noch verkehrssicher. Problematisch 26.03.2020 Zustimmung zur  [Kenntnisnahme
Sanierung des stadtauswartigen Geh- bzw. Radwegs|durch angrenzenden Baumbestand mit groRRen weit Stellungnahme
in der Huchtinger HeerstralRe obenliegenden Wurzeln. Optimaler Zustand wéare wegen Lage und
Wourzeln nur mit groBem planerischem und finanziellen Aufwand
moglich.
Alle 149. |Ostliche Vorstadt 01.10.2019 [Ausweisung der gesetzlich verankerten Zunéchst wird eine Evaluation des Stadtteilbudgets Verkehr 5.03.2020; 27.03.202] Zustimmung; SJIS:  [Kenntnisnahme

Stadtteilbudgets fur MaRnahmen der Beirdte gem.
§ 10 Abs. 1 Nr. 2-10 BeirOG

durchgefihrt (SF, SK); eine Entscheidung uUber die Einrichtung
weiterer Stadtteilbudgets erfolgt dann Ende 2020. SWAE: 2021 im
Haushalt veranschlagt. Die konkreten MaRnahmen werden auf
Antrag gefordert. SfK: Die Mehrbedarfsanmeldung enthélt Mittel
flr die Projektforderung inkl. Mittel fur stadtteilbezogene
MaRnahmen. SfK prift im Zuge der Haushaltsaufstellung, ob
hiervon ein Betrag von 50 T€ fiir Stadtteilbudgets zur Verfligung
gestellt werden kann. SJIS: Zunachst wird eine Evaluation des
Stadtteilbudgets Verkehr durchgefiihrt (SF, SK); eine Entscheidung
Uiber die Einrichtung weiterer Stadtteilbudgets erfolgt dann Ende
2020. SJIS: Zur Einfuhrung von Stadtteilbudgets hat sich der Senat
in Umsetzung des Urteiles des Verwaltungsgerichts Bremens vom
09.12.2015 (1 K 2236/15) dazu entschieden, im Bereich der
Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung
und Wohnungsbau (SKUMS) auszuweisen. Die Senatorin fiir
Soziales, Jugend, Integration und Sport hat dartiber hinaus
gepruft, in welchen Bereichen ihrer Zustandigkeit Stadtteilbudgets
ausgewiesen werden konnen. Dabei galt es vor allem Bereiche zu
identifizieren, in denen die Beirdte ein entsprechendes
Entscheidungsrecht haben und es keine tibergeordneten Gremien
wie bspw. den Jugendhilfeausschuss mit eigenen
Entscheidungsrechten gibt, die der Ausweisung eines
Stadtteilbudgets entgegenstehen. Nach dieser Auswertung
konnten keine Bereiche identifiziert werden, in denen ein
entsprechendes Stadtteilbudget im Rahmen der Eckwerte moglich
war. Im Senat ist vereinbart worden, dass die Erkenntnisse des im

Ablehnung
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
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SK 150. |Ostliche Vorstadt 01.10.2019 [Erhohung der Globalmittel um 10 % Die Globalmittel werden um 40.000,00 € erhoht. 10.03.2020 Der Ausschuss fur |Kenntnisnahme
Blrgerbeteiligung,
biurgerschaftliches
Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
SWAH, [ 151. [Woltmershausen 29.04.2019 |Einstellung von Mitteln firr einen Fahranleger auf  |SWAE: In Abstimmung mit SKUMS: Zustandigkeit liegt dort, Info 25.03.2020 Zustimmung Kenntnisnahme
SKUMS der Hohe DuntzestraRe an Beirat ist erfolgt. SKUMS: Federfiihrung SWH.
SKUMS | 152. |Strom 16.10.2019 |Bereitstellung von ausreichenden Haushaltsmitteln [Fiir groRere Instandsetzungs- und Erneuerungsarbeiten sind keine 25.03.2020 Zustimmung zur Kenntnisnahme
fir die Beseitigung der Schaden an der Stromer Haushaltsmittel vorhanden. Auftretende Schaden werden Stellungnahme
LandstraRe weiterhin beseitigt und die Verkehrssicherungspflicht eingehalten.
SKUMS, | 153. |Huchting 21.10.2019 |Veranschlagung von Haushaltsmitteln fur den Spielschiff ist abgangig, Reparatur nicht mehr moglich. Investive 26.03.2020; Zustimmung zur Kenntnisnahme
SIIs Ersatzneubau des Spielschiffes im Griinenzentrum |Mittel in Griinflaichen werden fir Wegesanierung wg. 27.03.2020 Stellungnahme; SJIS:

Huchting

Verkehrssicherungspflicht benétigt und stehen nicht in dem fiir
einen Ersatzneubau zur Verfigung. SJIS: Die Griinflaiche Huchting
und das darauf liegende Spielschiff liegen in der Zustandigkeit der
Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitdt, Stadtentwicklung
und Wohnungsbau. Diese hat in der Tischvorlage fir die Sitzung
des Senats am 10.12.2019 umfassend zum Zustand des
Spielschiffes und den Planungsperspektiven Stellung genommen.
Eine ressortlibergreifende Zusammenarbeit beziiglich des
Ersatzneubaus des Spielschiffes zwischen der Senatorin fir
Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und
Wohnungsbau und der Senatorin fir Soziales, Jugend, Integration
und Sport wurde eingeleitet. Die Notwendigkeit fur den
Ersatzneubau des Spielschiffes wird von der Senatorin fiir Soziales,
Jugend, Integration und Sport gesehen. Nach Beschluss tber die
Haushalte kann entsprechend geplant und eine Aussage getroffen
werden, wann ein Ersatzneubau moglich sein wird.

Ablehnung
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SJIs

154.

Huchting

21.10.2019

Aufstockung der OJA-Mittel ab 2020 zum Ausgleich
der Differenz von 97.012,66 EURO; Fortfihrung des
Integrationsbudgets Gber den 31.12.2019 hinaus;
Bewilligung der aufgestockten Betrdge im Rahmen
der vorlaufigen Haushaltsfiihrung

Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir
die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
berlcksichtigt. Folgende MaRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.  Férderung von
Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden. Eine Erhéhung der OJA-
Stadtteilbudgets ist vor Beschluss des Haushaltes 2020/21 nicht
moglich, da diese im Eckwertebeschluss des Senats nicht
abgebildet ist. Die Gewdhrung von Zuwendungen in OJA fir 2020
dirfen in der sogenannten haushaltslosen Zeit das OJA-
Stadtteilbudget 2019 nicht Uberschreiten. Fiir Huchting stehen bis
zur Verabschiedung des Haushaltsgesetzes somit Mittel in Hohe
von 717.384 € (inkl. Mieten) flir 2020 zur Verfugung. Innerhalb

27.03.2020

Ablehnung des
Antrags soweit er
nicht das
Integrationsbudget
betrifft

Kenntnisnahme

SKB

155.

Blumenthal

21.10.2019

Bereitstellung von Mitteln fiir die Oberschule an
der Lehmhorster StraRRe, damit die Schilerinnen
und Schiler der Klassen 5,6 und 7 ein ganztagiges
Bildungsangebot wahrnehmen kdénnen.

Im Haushalt 2020/21 stehen keine zusatzlichen Mittel im Sek I-
Bereich zur Verfligung. Die Klassen 5, 6 und 7 gehodren bereits zum
Ganztag.

27.03.2020

Die Deputation fur
Kinder und Bildung
nimmt das Votum
des Fachressorts zur
Kenntnis und stimmt
Vorschlag zu

Kenntnisnahme
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
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Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
alle 156. |Horn-Lehe 24.10.2019 |Ausweisung der gesetzlich verankerten Zunéchst wird eine Evaluation des Stadtteilbudgets Verkehr 10.03.2020 Die Deputation fur |Kenntnisnahme
Stadtteilbudgets fur MaRnahmen der Beirdte gem. [durchgefiihrt (SF, SK); eine Entscheidung tiber die Einrichtung Kultur beschlieft
§ 10 Abs. 1 Nr. 2-10 BeirOG weiterer Stadtteilbudgets erfolgt dann Ende 2020. SWAE: 2021 im beztglich der
Haushalt veranschlagt. Die konkreten MaRnahmen werden auf Antrage der Beirate
Antrag gefordert. SfK: Die Mehrbedarfsanmeldung enthélt Mittel entsprechend der
fur die Projektforderung inkl. Mittel fur stadtteilbezogene Anlage.
MaRnahmen. SfK prift im Zuge der Haushaltsaufstellung, ob
hiervon ein Betrag von 50 T€ fiir Stadtteilbudgets zur Verfligung
gestellt werden kann.
alle 157. |Vegesack 21.10.2019 |Ausweisung der gesetzlich verankerten Zunéchst wird eine Evaluation des Stadtteilbudgets Verkehr 10.03.2020 Die Deputation fur |Kenntnisnahme
Stadtteilbudgets fiir MaRnahmen der Beirdte gem. |durchgeflhrt (SF, SK); eine Entscheidung Uber die Einrichtung Kultur beschlieRt
§ 10 Abs. 1 Nr. 2-10 BeirOG weiterer Stadtteilbudgets erfolgt dann Ende 2020. SWAE: 2021 im beziiglich der
Haushalt veranschlagt. Die konkreten MafRnahmen werden auf Antrage der Beirdte
Antrag gefordert. SfK: Die Mehrbedarfsanmeldung enthélt Mittel entsprechend der
fir die Projektforderung inkl. Mittel fir stadtteilbezogene Anlage.
MaRnahmen. SfK prift im Zuge der Haushaltsaufstellung, ob
hiervon ein Betrag von 50 T€ fur Stadtteilbudgets zur Verfigung
gestellt werden kann.
SK 158. |Vegesack 21.10.2019 |Erhéhung der Globalmittel um 10%; eigenes Budget | Die Globalmittel werden um 40.000,00 € erhoht. Jugendbeirate 10.03.2020 Der Ausschuss fur |Kenntnisnahme
far Jugendbeirdte erhalten ein eigenes Budget in Hohe von 40.000,00 €. Blirgerbeteiligung,
burgerschaftliches
Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
SKUMS | 159. |Schwachhausen 23.02.2017 |Einstellung der erforderlichen Finanzmittel zur Sanierungsbediirftig, aber noch verkehrssicher. Aufgrund 26.03.2020 Zustimmung zur Kenntnisnahme

Sanierung des 6ffentlichen StraBenraums im
Bereich Carl-Schurz-StralRe zwischen
WachmannstralRe und Georg-Groning-StraRe

Prioritatensetzung/unzureichender Mittel nicht darstellbar.

Stellungnahme
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Alle

160.

Neustadt

21.11.2019

Ausweisung der gesetzlich verankerten
Stadtteilbudgets fur MaRnahmen der Beirdte gem.
§ 10 Abs. 1 Nr. 2-10 BeirOG

Zunéchst wird eine Evaluation des Stadtteilbudgets Verkehr
durchgefihrt (SF, SK); eine Entscheidung uUber die Einrichtung
weiterer Stadtteilbudgets erfolgt dann Ende 2020. SWAE: 2021 im
Haushalt veranschlagt. Die konkreten MaRnahmen werden auf
Antrag gefordert. SfK: Die Mehrbedarfsanmeldung enthélt Mittel
fur die Projektforderung inkl. Mittel fur stadtteilbezogene
MaRnahmen. SfK prift im Zuge der Haushaltsaufstellung, ob
hiervon ein Betrag von 50 T€ fiir Stadtteilbudgets zur Verfligung
gestellt werden kann. SJIS: Zur Einflihrung von Stadtteilbudgets
hat sich der Senat in Umsetzung des Urteiles des
Verwaltungsgerichts Bremens vom 09.12.2015 (1 K 2236/15) dazu
entschieden, im Bereich der Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt,
Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau (SKUMS)
auszuweisen. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport hat dartiber hinaus gepriift, in welchen Bereichen ihrer
Zustandigkeit Stadtteilbudgets ausgewiesen werden konnen.
Dabei galt es vor allem Bereiche zu identifizieren, in denen die
Beirate ein entsprechendes Entscheidungsrecht haben und es
keine Ubergeordneten Gremien wie bspw. den
Jugendhilfeausschuss mit eigenen Entscheidungsrechten gibt, die
der Ausweisung eines Stadtteilbudgets entgegenstehen. Nach
dieser Auswertung konnten keine Bereiche identifiziert werden, in
denen ein entsprechendes Stadtteilbudget im Rahmen der
Eckwerte moglich war. Im Senat ist vereinbart worden, dass die
Erkenntnisse des im Bereich von SKUMS eingefiihrten
Stadtteilbudgets weiter ausgewertet werden, um die Erfahrungen
bei zukiinftigen Haushaltsaufstellungen zu berticksichtigen.

10.03.2020;
27.03.2020

Die Deputation fur
Kultur beschlieft
beztglich der
Antrage der Beirate
entsprechend der
Anlage. SJIS:
Ablehnung.

Kenntnisnahme

SK

161.

Neustadt

21.11.2019

Erhéhung der Globalmittel um mindestens 10 % fiir
Jugendbeteiligungsprojekte

Die Globalmittel werden um 40.000,00 € erhoht. Jugendbeirate
erhalten ein eigenes Budget in Héhe von 40.000,00 €.

10.03.2020

Der Ausschuss fir
Biirgerbeteiligung,
birgerschaftliches
Engagement und
Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirate zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.

Kenntnisnahme
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SK 162. |Woltmershausen 25.11.2019 |Erhéhung der Globalmittel um 10 %; Ausweisung Die Globalmittel werden um 40.000,00 € erhoht. Jugendbeirate 10.03.2020 Der Ausschuss fur |Kenntnisnahme
eines eigenen Titels fur Jugendbeteiligung mit erhalten ein eigenes Budget in Hohe von 40.000,00 €. Blrgerbeteiligung,
Finanzmitteln in Hohe von 10.000,00 EUR jahrlich biurgerschaftliches
fr eigene Projekte des Jugendbeirates Engagement und
Woltmershausen Beirate (Stadt)
nimmt die
Haushaltsantrage der
Beirdte zur Kenntnis
und stimmt den
fachlichen
Empfehlungen der
Senatskanzlei zu.
SKB 163. |Burglesum 28.11.2019 |Bereitstellung der notwendigen Haushaltsmittel fir |Alle Schultrager erhalten Mittel aus dem Digitalpakt. GemaR der 27.03.2020 Die Deputation fir  |Kenntnisnahme
den Support-Ausbau der Digitalisierung an Schulen [Verwaltungsvereinbarung mit dem Bund ist der Support durch den Kinder und Bildung
auch fiir Schulen in freier Tragerschaft jeweiligen Schultrager zu gewahrleisten. nimmt das Votum
des Fachressorts zur
Kenntnis und stimmt
dem
vorgeschlagenen
Verfahren zu.
SKB 164. |Horn-Lehe 12.11.2019 |Bereitstellung von Mitteln fiir die flaichendeckende [SKB: Keine Zustandigkeit. Kenntnisnahme

und kontinuierliche Versorgung der Kitas,
Grundschulen, Oberschulen und Gymnasien in Horn-
Lehe mit frischen und Uberwiegend vegetarischen
Essen sowie Biomilch, um den Aktionsplan 2025 —
Gesunde Erndhrung in der
Gemeinschaftsverpflegung der Stadtgemeinde
Bremen zu gewahrleisten. Der Aktionsplan 2025
sieht vor, dass Schulen und Kitas in der
unmittelbaren Einflusssphare der Stadtgemeinde
Bremen bis zum 31. Dezember 2022 einen Bioanteil
von 100% haben missen. Fur die daraus
entstehenden Mehrkosten und dauerhafte
Qualitatssicherung fordert der zustandige
Fachausschuss den Haushaltsgesetzgeber auf, die
daraus resultierenden Mehrkosten im Haushalt
bereitzustellen.
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SIIS 165. |Obervieland 10.12.2019 | Bedarfsdeckende Stadtteilbudgeterhohung in 2020, [Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Integration und Sport hat fiir 27.03.2020 Ablehnung Kenntnisnahme
danach jahrlich, kontinuierlich mind. 3,5 %; die Forderung der stadtteilbezogenen offenen Jugendarbeit (OJA)
Einrichtung eines stadtteiliibergreifenden Budgets, |Mehrbedarfe im Doppelhaushalt 2020 / 2021 angemeldet. Bei der
Miet- und Betriebskosteniibernahme fiir Planung zur Verwendung von Schwerpunktmitteln wird die
Einrichtungen der offenen Jugendarbeit auerhalb |Forderung von Angeboten der offenen Jugendarbeit besonders
des Stadtteilbudgets, Ausbau des VAJA Streetwork- [berlcksichtigt. Folgende MaRRnahmen wurden priorisiert: ¢ Lineare
Teams Sud Uber stadtische Fordergelder auerhalb |Anhebung der OJA-Stadtteilbudgets im zweiten Halbjahr 2020 um
von OJA finanzieren 10% und weitere 3,5% im Haushaltsjahr 2021.  Férderung von
Angeboten Uberregionaler Bedeutung sowie von
Bewegungsangeboten an der Schnittstelle zwischen Jugendarbeit
und organisiertem Sport.  Einrichtung eines Ausbildungsfonds fiir
das Anerkennungsjahr von Sozialpdadagog*innen im Arbeitsfeld
Jugendarbeit. Die Senatorin fur Soziales, Jugend, Integration und
Sport fordert die Angebote der offenen Jugendarbeit
ausschlieflich im Kontext des Rahmenkonzeptes fur die offene
Jugendarbeit in der Stadtgemeinde Bremen und somit die
gesamtstadtische Angebotslandschaft. Die zur Verfligung
stehenden Haushaltsmittel werden vollumfanglich in diese
Forderkulisse eingebracht. Einzelantrage aus den Stadtteilen
koénnen somit nicht bewilligt werden.
SKB 166. |Woltmershausen 10.12.2019 | Bereitstellung von Planungsmitteln fiir die Diese MaBnahme ist in der aktuellen Schulstandortplanung 27.03.2020 Die Deputation fir  |Kenntnisnahme
Oberschule Roter Sand zum Ausbau auf vorgesehen. Planungsmittel fur die Schulstandortplanung sind Kinder und Bildung
Funfzlgigkeit und W + E Standort (100 TEUR veranschlagt. nimmt das Votum
Planungsmittel Vergabeverfahren, 300 TEUR ES- des Fachressorts zur
Bau) Kenntnis und stimmt
dem
vorgeschlagenen
Verfahren zu.
SKUMS | 167. |Blumenthal 16.11.2019 | Neugestaltung der Bahrsplate Bahrsplate inkl. Ronnebecker Hafen sanierungsbediirftig, aber 26.03.2020 Zustimmung zur Kenntnisnahme
noch verkehrssicher. Fiir die Neugestaltung aktuelle keine Stellungnahme
investiven Mittel vorhanden. Projekt bleibt bei SKUMS auf der
Agenda, Finanzierung kann derzeit nicht in Aussicht gestellt
werden.
SKUMS | 168. |Blumenthal 27.01.2020 |Klimanotstand / , Klimaschutz in Blumenthal — ein  |Handlungsfeld Klimaschutz als mogliche Finanzierung zur 26.03.2020 Zustimmung zur Kenntnisnahme

Quartier im (Klima-)Wandel

Fortfiihrung des Projekts.

Stellungnahme
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Ifd. Antragstellendes Antrags- ' i Stellungnahme des Fachressorts Fachdeputation- | Fachdeputation - Feststellung/
Ressort i Stichwort / Kurzbeschreibung . X X
Nr. Ortsamt (Beirat) datum (aktualisierter Sachstand in roter Schrift) Datum Beschluss Empfehlung
SKUMS | 169. |Vahr 16.05.2019 |Verbindung fur Fahrradfahrer*innen und zu FuR [Wegeverbindung in schlechtem und sanierungsbedurftigen 26.03.2020 Zustimmung zur Kenntnisnahme
Gehende zum Rhododendronpark verbessern Zustand. Stand bereits 2017 und 2018 auf Prifliste von Sanierung Stellungnahme
von Radwegen in Griinanlagen und wurde mangels finanzieller
Ressourcen zurtickgestellt. Projekt bleibt bei SKUMS auf der
Agenda. Finanzierung kann derzeit nicht in Aussicht gestellt
werden.
SKUMS | 170. |Vegesack 27.11.2019 |Griinpflege in Vegesack sicherstellen 26.03.2020 Zustimmung zur Kenntnisnahme
Sanierungsstau in allen Griinanlagen. Griinanlagen in Vegesack Stellungnahme
befinden sich noch in verkehrssicherem Zustand, ganzjahrige
Pflege wird gewahrleistet. Eine Erhohung der Haushaltsmittel um
25% kann im Eckwert nicht abgebildet werden.
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Land Bremen

ANLAGE 3

Senator fiir Finanzen - Ref. 20
Berechnungsstand: 22.04.2020

. N IST HH-Entwurf Plan
Ergebnisse (in Mio. €)
2016 | 2017 | 2018 | 2019 | 2020 | 2021 | 2022 | 2023
10 Steuern/LFA/BEZ 3.030 3.031 3.277 | 3.382| 3.503| 3.641| 3.768 | 3.882
11 Sanierungshilfen 400 400 400 400
12 Sozialleistungen 192 275 227 263 247 254 258 262
13 Sonstige Einnahmen 524 598 556 621 714 631 547 548
- Bundesmittel aufgrund der Corona-Pandemie 50
Bereinigte Einnahmen 3.747 3.905 | 4.061 4267 | 4.864| 4.926| 4.973 | 5.093
Veranderung ggu. Vorjahr (in %) +7,9 +4,2 +4,0 +5,1 +14,0 +1,3 +1,0 +2,4
20 Personalausgaben 627 656 685 727 755 773 807 838
21 Sozialleistungen 547 545 545 546 573 582 591 602
22 Konsumtive Ausgaben 2.027 2.023| 2.126| 2.236| 2.408 | 2.492| 2.487| 2.509
23 Investitionsausgaben 268 358 367 329 395 405 430 488
24 Zinsausgaben 316 345 353 398 624 611 575 550
25 Bundesmittel aufgrund der Corona-Pandemie 50
27 Bremen-Fonds (Corona-Pandemie) 900
28 Handlungsfelder 37 50 40 40
29 Globale Ausgaben -43 -27 2 2
| Bereinigte Ausgaben 3.786 3.927 | 4.077| 4.235| 5.700 | 4.886| 4.933 | 5.029 |
Veranderung ggu. Vorjahr (in %) +3,9 +3,7 +3,8 +3,9 +34,6 -14.3 +1,0 +2,0
| Finanzierungssaldo -39 -22 -16 31 -836 40 4 64 |
30 Konsolidierungshilfen (netto) 119 119 119 119 40
40 Ricklagen (Entnahme abzgl. Zuflihrung) -76 -204 -99 -79 -31 20 12 6
- Stabilitétsriicklage (inkl. ex-ante Konjunkturber.) -7 9 12 9
- Sonstige Ricklagen -24 10 0 -3
Netto-Kredittilgung 5 -106 4 71 -827 59 53 70
50 Strukturelle Bereinigungen -128 -21 -34 -20 17 31 27 20
- Finanzielle Transaktionen 14 21 19 14 23 24 23 22
- Steuerbereinigungen -151 -50 -61 -40 -6 7 4 -2
- BKF 10 8 8 6
| Struktureller Abschluss 167 -43| -50| 11| -810| 90| 80| 90|
zulassiges Defizit -199 -149 -99 -50 0 0 0 0
| Sicherheitsabstand (Schuldenbremse) 32| 106 | 50 | 61| -810| 90| 80| 90]
Nettoausgaben aufgrund der Corona-Pandemie 900
| Sicherheitsabstand inkl. Ausnahmetatbestand | 90]
Sanierungshilfenvereinbarung:
| Struktureller Abschluss | -810 | 90 | 80 | 90 |
Tilgungsverpflichtung SanierungshilfenVV 80 80 80 80
| Sicherheitsabstand (Sanierungshilfenvereinbarung) | -890] 10] o] 10}
Nettoausgaben aufgrund der Corona-Pandemie 900

| Sicherheitsabstand inkl. Ausnahmetatbestand

10 |




Stadt Bremen

Senator fiir Finanzen - Ref. 20
Berechnungsstand: 22.04.2020

. Lo IST HH-Entwurf Plan
Ergebnisse (in Mio. €)
2016 | 2017 | 2018 | 2019 | 2020 | 2021 | 2022 | 2023
10 Steuereinnahmen 880 906 967 935 990 | 1.022| 1.041| 1.074
11 Schlisselzuweisungen 375 380 415 433 581 604 626 645
12 Sozialleistungen 417 472 456 454 467 474 482 490
13 Sonstige Einnahmen 945 921 1.027( 1.104| 1.032| 1.045| 1.008 | 1.011
Bereinigte Einnahmen 2618 | 2679 | 2866 2.926| 3.070| 3.145| 3.157 | 3.220
Veréanderung ggii. Vorjahr (in %) +11,2 +2,3 +7,0 +2,1 +4,9 +2,4 +0,4 +2,0
20 Personalausgaben 677 707 732 779 851 867 875 879
21 Sozialleistungen 903 913 911 935 953 972 988 | 1.005
22 Sonst. konsumtive Ausgaben 748 795 849 893| 1.004 969 988 | 1.010
23 Investitionsausgaben 238 274 355 328 352 363 352 363
24 Zinsausgaben 228 215 205 175 0 0 0 0
25 Bremen-Fonds (Corona-Pandemie) 300
26 Handlungsfelder 13 13 15 15
27 Globale Ausgaben -27 -20 3 3
| Bereinigte Ausgaben 2793 | 2904 | 3.051 3.110| 3.446 | 3.164| 3.221 | 3.275 |
Veréanderung ggii. Vorjahr (in %) +4,6 +4,0 +5,1 +1,9 +10,8 -8,2 +1,8 +1,7
| Finanzierungssaldo -175 -225 -185 -185 -376 -19 -64 -55 |
30 Konsolidierungshilfen (netto) 150 150 150 150 50
40 Rdacklagen (Entnahme abzgl. Zufiihrung) -55 -176 -51 14 7 30 7 5
- Stabilitétsriicklage (inkl. ex-ante Konjunkturber.) -4 5 7 5
- Sonstige Riicklagen 11 24 0 0
| Netto-Kredittigung 80| -252 -87 21 -318 11 -57 -50
50 Strukturelle Bereinigungen -51 -26 91 165 19 -11 -13 -10
- Finanzielle Transaktionen 2 6 93 70 -5 -5 -8 -8
- Steuerbereinigungen -96 -74 -43 46 23 -6 -5 -2
- BKF 43 41 41 48
| Struktureller Abschluss -226| -252| -94| -20| -300 | o] -70| 60|
zuldssiges Defizit -250 -187 -125 -62 0 0 0 0
| Sicherheitsabstand (Schuldenbremse) 24|  -64| 30 | 42| -300 | o] -70| -60]
Saldo Flichtlingsmehrkosten 83
Nettoausgaben aufgrund der Corona-Pandemie 300
| Sicherheitsabstand inkl. Ausnahmetatbestand 18 | 0|




Haushalt des Landes
Abzug: 21.04.2020

Ausgaben investiv (ohne Verrechnungen/Erstattungen)

ANLAGE 4

Produktplan 2019 2020 . 2021 2022 2023
inT. €
01  Bdrgerschaft 475 696 956 959 962
02 Rechnungshof 10 15 10 10 10
03 Senat, Senatskanzlei 260 263 263 263 263
04 Europa 0 17 17 17 18
05 Bundesangelegenheiten 78 1.765 58 59 60
06 Datenschutz 13 27 35 35 36
07 Inneres 3.170 3.641 3.111 3.250 4.095
08 Gleichberechtigung d. Frau 4 4 4 4 4
11 Justiz 1.187 1.167 1.139 1.081 1.102
21 Kinder u. Bildung 206 2.289 2.289 2.242 2.245
22 Kultur 60 168 70 118 120
24 Hochschulen u. Forschung 77.305 92.881 99.362 102.924 105.370
31 Arbeit 50 0 0 0 0
41 Jugend u. Soziales 3.892 3.742 3.327 4.848 4.943
51  Gesundheit 26.389 27.657 40.147 33.613 28.617
68 Klimaschutz, Umwelt,
Mobilitat, Wohnungsb. 56.258 54.601 46.681 48.575 46.172
71 Wirtschatft 49.896 43.541 54.043 37.935 41.962
81 Hafen 41.744 18.192 19.438 28.834 21.241
91  Finanzen/Personal 560 894 794 721 731
92 Allgemeine Finanzen 500 360 360 360 360
93 Zentrale Finanzen (globale
Veranschlagung ab 2022f.) 969 10.000 10.000 29.963 93.139
96 IT-Budget d. FHB 4.501 6.298 5.054 5.324 5.336
97 Immobilienwirtschaft u. -
management 5.935 13.889 20.361 21.575 22.575
Gesamt 273.463 282.106 307.517 322.711 379.360
Haushalt der Stadtgemeinde
Abzug: 21.04.2020
Ausgaben investiv (ohne Verrechnungen/Erstattungen)
Produktplan 2019 2020 . 2021 2022 2023
inT. €
03 Senat, Senatskanzlei 1.254 1.334 1.334 1.359 1.384
07 Inneres 6.101 9.451 12.223 10.950 6.474
12  Sport 3.042 16.149 13.524 13.860 4.337
21 Kinder u. Bildung 42.913 70.985 48.901 49.606 46.810
22  Kultur 2.381 2.484 2.933 3.305 4.613
41  Jugend u. Soziales 10.525 5.065 5.065 6.520 6.675
51  Gesundheit 10.511 10.379 10.379 11.811 12.515
68 Klimaschutz, Umwelt, 45.678 76.137 87.013 82.251 82.679
Mobilitat, Wohnungsb.
71 Wirtschaft 11.194 12.128 17.543 17.603 16.502
81 Hafen 50.228 59.678 86.360 55.636 55.637
92 Allgemeine Finanzen 54.200 0 0 0 0
93 Zentrale Finanzen (globale
Veranschlagung ab 2022f.) 24.868 24.291 10.000 29.018 54.754
96 [T-Budget d. FHB 3.514 1.451 1.451 1.288 1.305
97 Immobilienwirtschaft u. -
management 37.375 39.816 43.663 46.630 47.060
Gesamt 303.784 329.348 340.389 329.837 340.745




ANLAGE 5

Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen
fir das Haushaltsjahr 2020

Vom XX. 2020

Der Senat verkliindet das nachstehende, von der Blrgerschaft (Landtag)
beschlossene Gesetz:

§ 1
Feststellungsklauseln

(1) Der Haushaltsplan fir das Haushaltsjahr 2020 wird in Einnahmen und
Ausgaben auf X XXX XXX XXX Euro, die Verpflichtungsermachtigungen werden auf
XXX XXX XXX Euro festgestellt. Der Gesamtplan wird diesem Gesetz als Anlage
beigefiigt.

(2) Das im Stellenplan fir das Haushaltsjahr 2020 far den Personalhaushalt aus-
gewiesene Stellenvolumen wird auf X XXX festgesetzt. Der Stellenindex betragt
X,XX. Fir die Sonderhaushalte wird das Stellenvolumen auf XX und der Stellenindex
auf X,XX festgesetzt. Daneben werden fir

den Personalhaushalt XXX,
die Sonderhaushalte X XXX,

die Betriebe nach § 26 der
Landeshaushaltsordnung XXX,

und die Anstalten des 6ffentlichen Rechts XXX

als refinanziertes Stellenvolumen ausgewiesen. Des Weiteren werden fir den
Personalhaushalt XX Stellenvolumen als temporére Personalmittel, XXX Stellen-
volumen als temporare fliichtlingsbezogene Personalmittel und XX Stellenvolumen
als Flexibilisierungsmittel im Haushaltsjahr 2020 ausgewiesen.



§2

Deckungsfahigkeiten

(1) Auf der Grundlage von § 20 Absatz 1 der Landeshaushaltsordnung sind inner-
halb einer Produktgruppe gegenseitig deckungsfahig

1.
2.

3
4.
5

die nicht Ubertragbaren Ausgaben der Gruppen 422 und 428,

die sonstigen nicht Ubertragbaren Ausgaben der Hauptgruppe 4 mit Ausnahme
der Gruppe 441,

. die Ausgaben der Hauptgruppe 5,

die Ausgaben der Hauptgruppe 6,

. die konsumtiven Ausgaben der Gruppen 984 und 985.

(2) Ausgenommen von der gegenseitigen Deckungsfahigkeit nach Absatz 1 sind
diejenigen Ausgaben, fir die durch Haushaltsvermerk eine andere Regelung
getroffen worden ist.

§3

Nachbewilligungen, Sperrenaufhebungen,
Erteilung von Verpflichtungsermachtigungen

(1) Die Produktgruppenverantwortlichen werden ermachtigt,

1.

innerhalb einer Produktgruppe Ausgaben bei den Hauptgruppen 7 und 8 und
den investiven Ausgaben der Gruppen 984 und 985 zulasten von Ausgaben
der Hauptgruppen 5 und 6 und der konsumtiven Ausgaben der Gruppen 984
und 985 nachzubewilligen,

alle tGbrigen produktgruppeninternen Nachbewilligungen bis zur Hé6he von
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nach-
bewilligungen

a) zugunsten nicht Gbertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
b) zulasten der Gruppe 441,

c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsum-
tiven Ausgaben der Gruppen 984 und 985 bei Einsparung von Ausgaben
der Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppen
984 und 985,

innerhalb einer Produktgruppe unter Beachtung des Stellenvolumens und des
Stellenindexes Veranderungen bei Planstellen bis Besoldungsgruppe A 14
sowie bei planmaBigen Stellen bis Entgeltgruppe 14, Tarifvertrage fir den
6ffentlichen Dienst (TV-L und TV6D), vorzunehmen, soweit das Finanz-
volumen der MaBnahme 100 000 Euro im Jahr nicht Gberschreitet. In allen
anderen Fallen ist die Zustimmung des zur Einrichtung, Streichung und



Hebung von Planstellen und Stellen ermachtigten Haushalts- und Finanzaus-
schusses erforderlich. Die Erméachtigung nach Satz 1 und 2 schlief3t ein, Plan-
stellen und Stellen in dem Umfang zu schaffen, wie Personalausgaben dauer-
haft eingespart werden,

innerhalb einer Produktgruppe im Rahmen einer gesicherten Refinanzierung
Planstellen und Stellen fur Tarifbeschaftigte in fachlich gebotener Menge und
Struktur einzurichten. Die Erméchtigung gilt sinngeman fir die Personen, die
fur Betriebe der Freien Hansestadt Bremen nach § 26 der Landeshaushalts-
ordnung oder Stiftungen des 6ffentlichen Rechts verantwortlich sind, soweit
diese nicht als Produktgruppe im Produktgruppenhaushalt geflihrt werden; ein
etwaiges Zustimmungserfordernis des jeweiligen Aufsichtsgremiums bleibt
hiervon unbenommen.

(2) Die Produktbereichsverantwortlichen werden erméchtigt, Nachbewilligungen
innerhalb ihres Produktbereichs bis zur Héhe von 100 000 Euro im Einzelfall
vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbewilligungen

1.

zugunsten nicht Ubertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428, aul3er in
den Féllen des Absatz 6

zulasten der Gruppe 441,

zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven
Ausgaben der Gruppen 984 und 985 bei Einsparung von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppen 984 und
985.

(3) Die Produktplanverantwortlichen werden erméchtigt, Nachbewilligungen
innerhalb ihres Produktplans bis zur Hohe von 100 000 Euro im Einzelfall
vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbewilligungen

1.

zugunsten nicht Ubertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428; aul3er in
den Féllen des Absatz 6,

zulasten der Gruppe 441,

zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven
Ausgaben der Gruppen 984 und 985 bei Einsparung von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppen 984 und
985.

(4) Soweit im Rahmen der Ermachtigungen nach Absatz 1 Nummer 1 und 2,
Absatz 2, 3 und 5 langerfristige Verpflichtungen, die Uber die Ermé&chtigungen nach
§ 38 der Landeshaushaltsordnung hinausgehen, eingegangen werden sollen, ist die
Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich.

(5) Die Erméachtigungen nach Absatz 1 Nummer 2 und 4, Absatz 2 und Absatz 3
gelten auch fur produktgruppeninterne, produktgruppenibergreifende sowie produkt-
bereichslbergreifende Nachbewilligungen mit Deckung aus bereits erzielten Mehr-
einnahmen, soweit diese Mehreinnahmen nicht zum Ausgleich von Minderein-
nahmen an anderer Stelle des Produktplans dienen missen.



(6) Fur produktgruppenibergreifende sowie produktbereichsibergreifende Nach-
bewilligungen von nicht Gbertragbaren Ausgaben zwischen den Gruppen 422 und
428 gelten die Regelungen der Abséatze 2 und 3. Dies schlie3t die Ermé&chtigung ein,
Planstellen und Stellen innerhalb des Produktbereichs oder des Produktplans bis zu
einem Finanzvolumen von 100 000 Euro zu verlagern.

(7) Die Produktbereichsverantwortlichen werden ermachtigt, Sperren nach § 22
Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung geman § 36 Absatz 1 der Landeshaushalts-
ordnung fur solche BaumaBnahmen aufzuheben, deren Gesamtkosten 500 000 Euro
nicht Gberschreiten.

(8) Die Produktbereichsverantwortlichen werden erméchtigt, veranschlagte
Verpflichtungsermachtigungen fir in sich abgeschlossene MaBnahmen mit einem
Gesamtbetrag von bis zu 500 000 Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im
Rahmen des nachstjahrigen Haushalts oder in der geltenden Finanzplanung
gesichert ist.

(9) Die Erméachtigungen nach den Absatzen 1 bis 3 und Absatz 6 gelten nur,
soweit die Finanz-, Personal- und Fachziele nach § 1a Satz 2 der
Landeshaushaltsordnung nicht wesentlich beeintrachtigt werden. Die
Inanspruchnahme von Rucklagen fir die Einstellung unbefristeten Personals ist nicht
zulassig.

(10) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch die Regelungen der
Absatze 1 bis 9 unberihrt.

(11) Der Senator fur Finanzen wird ermé&chtigt, die nach den Abséatzen 1 bis 9
erforderlichen Verfahrensregelungen zu treffen.

§4
Planungssicherheit

(1) Aus Grinden der Planungssicherheit stehen fir den Bereich der konsumtiven
Ausgaben (Hauptgruppen 5 und 6 und Gruppen 984 und 985) und flir den Bereich
der investiven Ausgaben (Hauptgruppen 7 und 8 und Gruppen 984 und 985) fir den
Gesamthaushalt jeweils 95 vom Hundert der Anschlage zur Verfliigung. Der Senat
wird ermachtigt, in diesem Rahmen die Anteilsatze der Produktbereiche auf der
Grundlage von Verpflichtungsgraden festzulegen. Insoweit werden die Eingriffsrechte
des Senats nach § 41 der Landeshaushaltsordnung eingeschrankt.

(2) Soweit sich im Verlauf des Haushaltsjahres bis spatestens 15. Oktober allge-
meine Haushaltsverschlechterungen ergeben, die BewirtschaftungsmafBnahmen
nach § 41 der Landeshaushaltsordnung erforderlich machen, sind diese aus den im
Gesamthaushalt verbleibenden 5 vom Hundert zu finanzieren.

(3) Sofern der Senat seine Ermachtigung nach Absatz 1 Satz 2 in Anspruch
nimmt, ist der Haushalts- und Finanzausschuss Uber die sich daraus ergebenden
Anpassungen der im Produktgruppenhaushalt vereinbarten Personal- und
Leistungsziele zu unterrichten. Der Senator flr Finanzen wird ermachtigt, das nahere
Verfahren zu regeln.



§5
Ubertragbarkeiten

Nach § 19 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung werden die Ausgaben der Gruppe
441, der Hauptgruppen 5 und 6 und die konsumtiven Ausgaben der Gruppen 984
und 985 flr Gbertragbar erklart. Die Ubertragbarkeit kann durch Haushaltsvermerk
ausgeschlossen werden. Eine Ubertragung erfolgt nicht, sofern die Ausgaben zum
Ausgleich von Mehrausgaben oder von Mindereinnahmen herangezogen werden
mussen.

§6
Ricklage flir Versorgungsvorsorge

(1) Die aus der Verbeamtung von Tarifbeschaftigten entstandenen Entlastungs-
effekte bei den Dienstbeziigen, den Versorgungszuschlagen bei refinanzierter
Beschaftigung und den Versorgungsumlagebetragen ausgegliederter Einrichtungen
sowie durch den Senator fir Finanzen festgestellte Minderausgaben bei den
Gruppen 422 und 428, die aus Teilzeitbeschaftigung nach § 63 des Bremischen
Beamtengesetzes, nach dem Tarifvertrag zu flexiblen Altersteilzeitregelungen fir
altere Beschatftigte vom 27. Februar 2010 (TVFlexAZ) oder aus dem
Altersteilzeitgesetz resultieren, sind als Rickstellungen der Anstalt zur Bildung einer
Rucklage fur Versorgungsvorsorge der Freien Hansestadt Bremen zuzufihren.

(2) Der nach Absatz 1 bei refinanzierter Beschéftigung abzufiihrende Versor-
gungszuschlag betragt bei Beamten und Richtern 30 vom Hundert der ruhegehalt-
fahigen Dienstbezlige einschlieBlich der gegebenenfalls zustehenden anteiligen
Sonderzahlung und bei ruhelohnanwartschaftsberechtigten Tarifbeschaftigten
14,29 vom Hundert des Arbeitnehmerbruttos. Der Versorgungszuschlag wird grund-
satzlich auch bei Abordnungen an andere Dienstherren erhoben, wenn die Abord-
nung im Interesse des aufnehmenden Dienstherrn erfolgt. Eine entsprechende
Verbuchung der Falle auf refinanzierten Ausgabehaushaltsstellen der Gruppe 422 ist
sicherzustellen.

(3) Die nach Absatz 1 von (ausgegliederten) Einrichtungen des Landes flr die bei
ihnen tatigen Beschaftigten zu leistende Versorgungsumlage betragt bei Beamten
und Richtern 35 vom Hundert der ruhegehaltfahigen Dienstbezlge einschlieBlich der
gegebenenfalls zustehenden anteiligen Sonderzahlung und bei ruhelohnanwart-
schaftsberechtigten Tarifbeschaftigten 14,29 vom Hundert des Arbeitnehmerbruttos.
Im Gegenzug wird die spatere Versorgung der Beschaftigten vom Haushalt getragen.

(4) Die jahrlichen Einnahmen, die aus dem Staatsvertrag Uber die Verteilung von
Versorgungslasten bei bund- und landertbergreifenden Dienstherrnwechseln (Ver-
sorgungslastenteilungs-Staatsvertrag) resultieren, sollen zur Deckung der diesbe-
zlglichen jahrlichen Ausgaben verwendet werden. Gegebenenfalls anfallende Mehr-
einnahmen sollen zum Aufbau einer Risikovorsorge an die Anstalt flr Versorgungs-
vorsorge abgefihrt werden.



(5) Bei jeder neuen Gewéahrung von Altersteilzeit im Blockmodell sind die wahrend
der Aktivphase entstehenden Budgetentlastungseffekte als Rickstellung zum antei-
ligen Ausgleich der Folgeeffekte der Altersteilzeit der Anstalt flir Versorgungsvor-
sorge zuzufthren. Dies gilt fUr alle Altersteilzeitfalle nach § 63 des Bremischen
Beamtengesetzes, nach dem Tarifvertrag zu flexiblen Altersteilzeitregelungen far
altere Beschéftigte vom 27. Februar 2010 (TVFlexAZ) oder des Altersteilzeit-
gesetzes, denen nach dem 1. Januar 2008 Altersteilzeit gewahrt wurde. Zum Aus-
gleich der Folgeeffekte der Altersteilzeit werden die gebildeten Rickstellungen bei
der Anstalt zur Bildung einer Ricklage flr Versorgungsvorsorge der Freien Hanse-
stadt Bremen im Rahmen der Veranschlagung in den Folgejahren auf ein auBer-
haushaltsmaBiges Konto, auf dem die Altersteilzeitfalle wahrend der Passivphase
gebucht werden, zurtickgefuhrt.

(6) Bei der Gewahrung von Teilzeitbeschaftigung im Rahmen eines sogenannten
Sabbatjahres kénnen Budgetentlastungseffekte als Rickstellung zum anteiligen
Ausgleich der Folgeeffekte des Sabbatjahres (zum Beispiel Finanzierung einer
Ersatzkraft) der Anstalt flir Versorgungsvorsorge zugefihrt werden. Uber die
Zufahrung und Entnahme entscheidet die zustéandige senatorische Behérde. Die
Hoéhe des Budgetentlastungseffekts muss beim Senator flir Finanzen nachgewiesen
werden. Die Regelung gilt fUr die Kernverwaltung sowie kameral buchende
Sonderhaushalte.

(7) Der Senator fur Finanzen wird ermachtigt, das nahere Verfahren zu regein.
§7
Sonderhaushalte

Die Mittel des Landesuntersuchungsamtes fir Chemie, Hygiene und Veterinar-
medizin werden netto ausgewiesen. Der Haushalt des Landesuntersuchungsamtes
fir Chemie, Hygiene und Veterinarmedizin (Kapitel 2525) ist als Erlauterung zur
Nettoveranschlagung Bestandteil des Haushaltsplans. Fir diese Einrichtung werden
Rucklagen im Sonderhaushalt gebildet.



§8

Unterjahriges Controlling/Berichtswesen/
Vollzug der Sondervermégen nach § 26 der Landeshaushaltsordnung/
Umsetzung und Vollzug steuerrechtlicher Rahmenbedingungen

(1) Ziel des unterjahrigen Controllings ist es, auf der Grundlage des Produkt-
gruppenhaushalts unter Einbeziehung von Daten aus der Kosten- und Leistungs-
rechnung, Entwicklungen zu erkennen und aufzugreifen, soweit diese von finan-
zieller, personalwirtschaftlicher oder leistungsbezogener Bedeutung sind, bei
Abweichungen rechtzeitig GegensteuerungsmaBnahmen einzuleiten und Vorschlage
zur Einhaltung des Budgetrahmens, der Personalziele und der Leistungsziele aufzu-
zeigen.

(2) Der Senat ist verpflichtet, dem Haushalts- und Finanzausschuss auf den
Ebenen des Gesamthaushalts, der Produktbereiche und Produktplane sowie fur die
Betriebe, sonstigen Sondervermégen, Beteiligungen und Zuwendungsempfanger
periodisch Berichte vorzulegen. Fir den Investitionsbereich des Haushalts sind dabei
auch samtliche Vorbelastungen kiinftiger Haushaltsjahre - nach Jahren getrennt -
darzustellen. Im Ubrigen wird der Haushalts- und Finanzausschuss ermachtigt, Form,
Inhalt und Periodizitat des Berichtswesens festzulegen.

(3) Das parlamentarische Budgetrecht des Haushalts- und Finanzausschusses
bleibt von dem Berichtswesen nach den Abséatzen 1 und 2 unbertihrt.

(4) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, zum Vollzug der
Wirtschaftsplane der Betriebe und sonstigen Sondervermédgen nach § 26 der
Landeshaushaltsordnung das nahere Verfahren zu regeln.

(5) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch die Regelungen der Absatze 1
2 und 4 unberlhrt.

(6) Der Senator fur Finanzen darf die zur Realisierung eines alle Einrichtungen
des Landes umfassenden Personalmanagements und -controllings erforderlichen
Daten im Datenbanksystem PuMa (Personalverwaltung und Management) unter
Berucksichtigung datenschutzrechtlicher Vorschriften verarbeiten. Dies schlie3t die
der Budgetierung zugrunde liegenden Daten, Daten Gber krankheitsbedingte
Fehlzeiten, zum Arbeitsschutz und nach dem Landesgleichstellungsgesetz sowie zur
Abwicklung der Altersteilzeitregelung geman § 6 Absatz 5 ein. Hierzu gehért auch die
Unterstitzung des dezentralen Personalcontrollings und der dezentralen Personal-
und Stellenverwaltung einschlieBlich Gehaltssachbearbeitung. Die in Absatz 2
genannten Einrichtungen der Freien Hansestadt Bremen, deren Personaldaten im
Rahmen des Datenbanksystems PuMa nicht oder nur teilweise zur Verfigung
stehen, sind verpflichtet, dem Senator fiir Finanzen diese periodisch und
automatisiert zur Verfligung zu stellen. Der Senator flr Finanzen wird erméchtigt, die
hierzu erforderlichen Verfahrensregelungen zu treffen.

(7) Der Senator fur Finanzen darf zur Berechnung von Pensionsriickstellungen
und &hnlicher Verpflichtungen der Freien Hansestadt Bremen die daflir notwendigen
Daten aus dem Verfahren PuMa und dem Bezlige- und
Gehaltsabrechnungsverfahren KIDICAP unter Berlicksichtigung



datenschutzrechtlicher Vorschriften verarbeiten. Dies schlie3t die anonymisierte
Weitergabe der Daten an fir die Durchfihrung der Berechnung der
Pensionsrickstellung beauftragte Dritte ein.

(8) Es wird ein unterjahriges Controlling
1. fOr Beteiligungen und Sondervermdgen und
2. Uber die MaBnahmen der Investitionsplanung

eingerichtet. Die hierflr erforderlichen Daten sind periodisch und automatisiert zur
Verfligung zu stellen. Der Senat wird ermachtigt, die hierzu erforderlichen Ver-
fahrensregelungen, insbesondere die Festlegung der Berichtspflichten und der
Zustandigkeiten far die Berichterstattung, zu treffen. Der Senator fir Finanzen und
die zustandigen Fachressorts dirfen die jeweils erhobenen Daten, insbesondere zur
Realisierung eines alle Einrichtungen der Freien Hansestadt Bremen umfassenden
Controllings der maBnahmenbezogenen Investitionsplanung, in einem
Datenbanksystem verarbeiten.

(9) Der Senator fur Finanzen darf in das Rechnungswesen-System und das
Vertragswesen des Landes Einsicht nehmen und steuerlich relevante Daten
verarbeiten, soweit dies

1. zur Umsetzung des § 2b des Umsatzsteuergesetzes und damit im
Zusammenhang stehender Vorbereitungshandlungen sowie

2. zur Erfullung der bundesgesetzlichen Steuererklarungspflichten des Landes
Bremen, seiner Betriebe gewerblicher Art, Eigenbetriebe, sonstigen
Sondervermdgen und anderen Organisationseinheiten,

erforderlich ist. Dies gilt auch, wenn diese Daten urspriinglich zu anderen
Zwecken erhoben wurden. Datenschutzrechtliche Bestimmungen sind zu
beachten, soweit bundesgesetzliches Steuerrecht nicht entgegensteht. Der
Umfang der Daten, auf die sich die Berechtigung zur Einsichtnahme und
Verarbeitung des Senators flir Finanzen bezieht, bestimmt sich nach den
Anforderungen, die an eine ordnungsgemaRe Rechnung im Sinne des § 14 des
Umsatzsteuergesetzes zu stellen sind sowie nach den diesen Rechnungen zu
Grunde liegenden vertraglichen Vereinbarungen. Dies gilt entsprechend fur Daten
im Zusammenhang mit Entgelten, die auf éffentlich-rechtlicher Grundlage erhoben
oder geleistet werden. Nach Ablauf der in § 257 des Handelsgesetzbuches und in
§ 147 der Abgabenordnung bestimmten Aufbewahrungsfristen sind die
verarbeiteten Daten sowie die dazugehdrigen vertraglichen Vereinbarungen zu
I6schen oder zu vernichten. Der Senator fiir Finanzen wird ermachtigt, die
erforderlichen Verfahrensregelungen zu treffen.



§9

Sonstige Ermachtigungen des Haushalts- und Finanzausschusses

(1) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermé&chtigt, wesentliche Ande-
rungen der im Produktgruppenhaushalt festgelegten Zielvorgaben zu beschlieBen.

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird dartber hinaus erméchtigt,

1.

Nachbewilligungen auf den Haushalt im Rahmen von Deckungsmdglichkeiten
im laufenden Haushaltsjahr zu beschlie3en,

anstelle veranschlagter Verpflichtungserméachtigungen andere (tber- oder
auBerplanmanige) Verpflichtungsermachtigungen zu erteilen,

Ausnahmen vom Bruttoprinzip in Féllen zuzulassen, in denen ein unmittelbarer
Zusammenhang zwischen Einnahmen und Ausgaben besteht,

bei Vorliegen eines unabweisbaren Bedarfs, der ein Hinausschieben bis zur
Verkindung des nachsten Haushaltsgesetzes ausschlie3t, die erforderlichen
Stellenplananderungen vorzunehmen, die sich ergeben aus

a) den bundesrechtlichen Bestimmungen auf dem Gebiet des Personalrechts,
die fur die Freie Hansestadt Bremen verbindlich sind,

b) etwaigen Anderungen des bremischen Besoldungs- und Laufbahnrechts,
c) dem Bremischen Abgeordnetengesetz,
d) dem Bremischen Personalvertretungsgesetz,

Planstellen und Stellen innerhalb eines Haushalts umzusetzen und in Fallen
der Umsetzung zwischen dem Landes- und dem Stadthaushalt in dem auf-
nehmenden Haushalt entsprechende Planstellen und Stellen neu zu schaffen,
und die in dem abgebenden Haushalt nicht mehr bendétigten Planstellen und
Stellen zu streichen,

alle mit der Grindung von Betrieben nach § 26 Absatz 1 und 2 der Landes-
haushaltsordnung verbundenen haushaltsméaBigen Umsetzungen vorzu-
nehmen,

Ausgabebeschréankungen unter Berlcksichtigung der Regelungen nach § 4
festzulegen, die zur Absicherung von Haushaltsrisiken dienen; dazu kann
insbesondere das den Ressorts zur Verfligung stehende Haushaltsvolumen
begrenzt und der Liquiditatsabfluss zeitlich eingeschrankt werden,

Betragsgrenzen flr

a) die Zustimmungsbedurftigkeit des Betriebsausschusses und der Blirger-
schaft zu erfolgsgefahrdenden Mehraufwendungen gemaf § 18 Absatz 3
Satz 2 des Bremischen Sondervermdgensgesetzes,

b) fir die Veranschlagung von Anschaffungskosten gemas § 20 Absatz 1
Satz 3 des Bremischen Sondervermbgensgesetzes,



c) fardie Inanspruchnahme von Verpflichtungsermachtigungen geman § 20
Absatz 2 Satz 3 des Bremischen Sondervermégensgesetzes und

d) fOr die Zustimmungsbedurftigkeit der Birgerschaft geman § 20 Absatz 6
Satz 1 des Bremischen Sondervermbgensgesetzes

festzusetzen; eine Uberschreitung der Betragsgrenzen bedarf jeweils der
Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses,

9. Uber die Verwendung von Minderausgaben in H6he von mehr als
1 000 000 Euro, die sich bei einzelnen Investitionsvorhaben aufgrund einer
Unterschreitung des festgestellten Kostenrahmens innerhalb eines sonstigen
Sondervermbgens ergeben, zu entscheiden,

10. im Haushaltsplan enthaltene Anschlage fir auBerhochschulische Forschungs-
institute im Sinne von § 15 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung, das heif3t
zur Férderung einer sparsamen Bewirtschaftung, als zur Selbstbewirtschaftung
bestimmt auszuweisen.

Nahere Verfahrensregelungen trifft der Haushalts- und Finanzausschuss.

(3) Die aufgrund der Ermachtigungen in § 12 Absatz 2 Nummer 4des
Haushaltsgesetzes der Freien Hansestadt Bremen flir das Haushaltsjahr 2019 durch
den Haushalts- und Finanzausschuss beschlossenen Stellenplananderungen und die
fir das Haushaltsjahr 2019 ohne Befristung bewilligten Stellen gelten auch fiir das
Haushaltsjahr 2020.

(4) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt,
1. die Deckungsféahigkeiten nach § 2,
2. die Ubertragung der Nachbewilligungsbefugnis,

3. die Befugnis zur Sperrenaufhebung und zur Erteilung von
Verpflichtungserméachtigungen nach § 3,

4. die Ubertragbarkeiten nach § 5 sowie

5. die Mdglichkeit zur Rucklagenbildung nach § 62 Absatz 2 der
Landeshaushaltsordnung

zu begrenzen oder aufzuheben.

(5) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, zur Sicherung der
Personalhaushalte fir Produktplane

1. einen Befbérderungsstopp,
2. einen Einstellungsstopp,
3. die Ricknahme dezentraler personalwirtschaftlicher Befugnisse

zu beschlieBBen. Er kann die Personalhaushalte fir Produktplane in Teilen oder in
Ganze zu Personallberhangbereichen erklaren, in denen fluktuationserhé6hende und



mobilitatsférdernde Instrumente bis hin zum dienststellentbergreifenden Personal-
einsatz auszuschdpfen sind.

§ 10
Kreditermachtigungen

(1) Der Senator fir Finanzen wird ermachtigt, zur Deckung von Ausgaben Kredite
bis zur Hohe von XXX XXX XXX aufzunehmen.

(2) Der Senator fir Finanzen wird ermachtigt, Kredite aufzunehmen
1. zur Tilgung von in dem Haushaltsjahr 2020 fallig werdenden Krediten,
zur vorzeitigen Tilgung von Schulden,

zur Tilgung kurzfristiger Kredite sowie

> W D

zum Kauf von Inhaberschuldverschreibungen des Landes, der aus Griinden
der Marktpflege erforderlich ist.

Die Erméchtigung nach Satz 1 gilt entsprechend flr bestehende Schulden der
bremischen Sondervermégen des Landes. Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist
nach der Kassenlage, den jeweiligen Kapitalmarktverhaltnissen und den
gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen zu bestimmen.

(3) Der Senator fir Finanzen wird ermachtigt, zum Zwecke einer gemeinsamen
Kreditaufnahme fir das Haushaltsjahr 2020

1. die nach dem Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen (Stadt-
gemeinde),

2. die nach der Haushaltssatzung der Stadtgemeinde Bremerhaven

aufzunehmenden Kredite als eigene Schulden mit zu Gbernehmen. Die nach Satz 1
Ubernommenen Kredite wachsen dem Kreditrahmen nach Absatz 1 und Absatz 2 zu.
Die Freie Hansestadt Bremen darf diesen erhéhten Kreditrahmenteil nur fir die
Finanzierung der mitibernommenen Kredite in Anspruch nehmen. In H6he der
aufgrund der Erméachtigung nach Nummer 1 durch die Freie Hansestadt Bremen mit-
Ubernommenen Kredite wird die Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) Mit-
schuldner. Im Verhaltnis zur Freien Hansestadt Bremen tragen die Freie Hansestadt
Bremen (Stadtgemeinde), die Stadtgemeinde Bremerhaven sowie ihre Betriebe die
Zins- und Tilgungsleistungen sowie weitere Kreditkosten fur die ihnen zuzurech-
nenden Kreditanteile. Entsprechendes gilt flir ergadnzende Vertrage im Sinne von
Absatz 7 Satz 1.

(4) Der Senator fir Finanzen wird ermachtigt, Kassenverstarkungskredite bis zu
12 vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten Betrages der Einnahmen und Aus-
gaben aufzunehmen. Dieser Betrag erhéht sich um die noch nicht aufgenommenen
Darlehen am Kreditmarkt nach Absatz 1 und Absatz 2. Fiir Geschafte, die den
gleichzeitigen Ver- und Rickkauf von Wertpapieren beinhalten, kbnnen zusatzlich
Kassenverstarkungskredite bis zu 12 vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten



Betrages der Einnahmen und Ausgaben aufgenommen werden. Auf die
Kreditermachtigung sind die Betrage anzurechnen, die aufgrund von
Ermachtigungen friherer Haushaltsgesetze aufgenommen worden sind.

(5) Zur Umsetzung des zentralen Cashmanagements wird der Senator fir
Finanzen nach Zustimmung durch den Haushalts- und Finanzausschuss fur den
jeweiligen Einzelfall ermachtigt, Sondervermdgen, Eigenbetrieben, Stiftungen,
Anstalten des 6ffentlichen Rechts sowie Eigengesellschaften, die zuvor Teile der
Gebietskorperschaft der Freien Hansestadt Bremen waren oder deren Aufgaben
wahrnehmen, im Haushaltsjahr 2020 verzinsliche Liquiditatshilfen unter Anrechnung
auf die in Absatz 4 Satz 1 festgelegte Héhe zu gewahren. Der Haushalts- und
Finanzausschuss wird ermachtigt, Regelungen zur Umsetzung des zentralen
Cashmanagements zu treffen und hierin die allgemeinen Grundlagen und Kriterien
flr verzinsliche Liquiditatshilfen zu definieren und festzulegen. Die am
Cashmanagement beteiligten Vertragspartner haben einen Rahmenvertrag zu
vereinbaren, in dem die Regelungen zum zentralen Cashmanagement bei dem
Senator flr Finanzen bertcksichtigt sind. Die Bestéande der Sondervermdgen kdnnen
bis zu ihrer konkreten Inanspruchnahme im Rahmen der Liquiditatssteuerung des
Gesamthaushalts eingesetzt werden.

(6) Ab dem 1. Oktober des Haushaltsjahres 2020 diirfen im Vorgriff auf die
Kreditermachtigungen des jeweils ndchsten Haushaltsjahres Kredite am Kreditmarkt
bis zur Hohe von sechs vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten Betrages der
Einnahmen und Ausgaben aufgenommen werden. Diese Kredite sind auf die
Kreditermachtigung des jeweils nachsten Haushaltsjahres anzurechnen.

(7) Im Rahmen der Kreditfinanzierung kann der Senator fir Finanzen auch
erganzende Vereinbarungen treffen, die der Steuerung von Zinsénderungs-, Liquidi-
tats- und Wahrungsrisiken sowie der Erzielung glnstiger Konditionen und &hnlichen
Zwecken bei bestehenden Krediten, neuen Krediten sowie Anschlussfinanzierungen
fur fallig werdende Tilgungen dienen. Die Summe der flr derartige Vereinbarungen
aufgewandten Betrage darf 25 vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten
Betrages der Einnahmen und Ausgaben nicht Gbersteigen. Der Senator flr Finanzen
wird ermé&chtigt, im Rahmen dieser Vereinbarungen Sicherheiten zu stellen sowie
entgegenzunehmen. Fir die Finanzierung der zu stellenden Sicherheiten dirfen
Kredite mit einer maximalen Laufzeit von zwei Jahren aufgenommen werden. Bei
Pramieneinnahmen und -zahlungen, die in der Summe Uber fiinf vom Hundert des
veranschlagten Betrages flr Zinsausgaben hinausgehen, ist die Zustimmung des
Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich.

(8) Bei Diskontpapieren ist nur der Nettobetrag auf die Krediterméachtigung anzu-
rechnen.

§ 11

Sonstige Verfahrensvorschriften

(1) Durch zweckgebundene Einnahmen gedeckte Ausgaben fir BaumaBnahmen
gelten als entsperrt.



(2) In H6he der in den Vorjahren erteilten Verpflichtungsermachtigungen gelten die
entsprechenden Ausgaben, soweit sie unter die Sperre des § 22 Absatz 1 der
Landeshaushaltsordnung fallen, als entsperrt.

(3) In den Vorjahren erteilte und nicht in Anspruch genommene Verpflichtungser-
machtigungen, die aus Ausgabemitteln des laufenden Haushaltsjahres nicht abge-
deckt werden kénnen, gelten fort.

(4) Der Senator fir Finanzen wird erméchtigt,

1. mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses nicht benétigte
Ausgaben zu sperren,

2. in H6he vorjahriger Verlustvortrage Betrage bei den konsumtiven Ausgaben zu
sperren oder zum Ausgleich Mehreinnahmen heranzuziehen,

3. Nachbewilligungen auf den Haushalt bis zur H6he von 100 000 Euro im
Rahmen von Deckungsmdglichkeiten einschlie3lich damit verbundener oder
fir sich erforderliche Veranderungen bei den Beschaftigungszielzahlen, dem
Stellenvolumen und dem Stellenindex vorzunehmen; dies schlieB3t die
Ermachtigung ein, Veranderungen bei Planstellen und Stellen im Sinne von
§ 35 Absatz 1 Nummer 3 mit produktplantbergreifendem Ausgleich innerhalb
einer Dienststelle unbeachtlich der Besoldungs- und Entlohnungsgrenzen des
§ 35 Absatz 1 Nummer 3 vorzunehmen,

4. Uber- oder auBerplanmaBige Verpflichtungsermachtigungen bis zu
500 000 Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im Rahmen des nachst-
jahrigen Haushalts oder in der Finanzplanung sichergestellt ist,

5. die Sperre fir alle Ausgaben und Verpflichtungsermachtigungen fir Bauman-
nahmen nach § 22 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung aufzuheben,

6. Anzahl und Struktur der Stellen fliir Auszubildende an die beschlossene und
finanziell gesicherte Ausbildungsplanung anzupassen,

7. innerhalb der von den Deckungsfahigkeiten nach § 2 Absatz 1 Nummer 2
ausgenommenen Ausgaben der Gruppe 441 und den fir die
Nachversicherung ausgeschiedener Beamter und Richter veranschlagten
Mitteln produktplantibergreifend einen Ausgleich vorzunehmen.

(5) Soweit veranschlagte Einnahmen, die der Haushaltsdeckung dienen, nicht
erzielt werden, sind die verantwortlichen Personen nach § 9 Absatz 2 der
Landeshaushaltsordnung verpflichtet, entsprechende Mehreinnahmen oder
Minderausgaben an anderer Stelle nachzuweisen. Der Senator flr Finanzen wird
ermachtigt, das Verfahren zu regeln.

(6) Bei Anfall nicht veranschlagter zweckgebundener Einnahmen, auf3er bei
Kreditaufnahmen, dirfen die entsprechenden Ausgaben nach Mafl3gabe der von dem
Senator flr Finanzen einzurichtenden Titel Gber- oder auBerplanmaBig geleistet
werden.



(7) Bei der Nutzungslberlassung von Grundstiicken und Grundstiicksteilen darf
mit Zustimmung des Senators flr Finanzen von den Vorschriften des § 63 Absatz 5
in Verbindung mit Absatz 3 der Landeshaushaltsordnung abgewichen werden.

(8) Erstattungen von Bediensteten fir die genehmigte private Nutzung von
Geréaten und Einrichtungen diirfen von den Ausgaben abgesetzt werden.

(9) Die Gewahrung von Pramien und Zulagen nach der Bremischen Leistungs-
pramien- und -zulagenverordnung kann nur im Rahmen der Personalbudgets
erfolgen. Zur Sicherstellung einer gleichmaBigen Gewahrung von Pramien und
Zulagen kann ein Ausgleich im jeweiligen Produktplan hergestellt werden.

(10) Fur das Personal der Gemeinden, das aus Mitteln des Landes vergutet wird
oder fir das Kostenerstattungen des Landes geleistet werden, sind die fir das
Personal des Landes geltenden personalwirtschaftlichen Regelungen anzuwenden.

(11) Der Senat wird ermachtigt, fir Verwaltungsbereiche, die umgebildet wurden
oder umgebildet werden sollen, die aus dieser Umbildung folgenden Personaliber-
hange nach Umfang und betroffenen Personalgruppen zu bestimmen und die zum
Abbau dieser Uberhénge erforderlichen personalwirtschaftlichen MaBnahmen fest-
zulegen. Gleiches gilt fur die vom Haushalts- und Finanzausschuss nach § 9
Absatz 5 Satz 2 erklarten Uberhangbereiche. Fiir die Stadt Bremerhaven trifft der
Magistrat diese Entscheidung.

(12) Der Senat wird ermachtigt, im Vorgriff auf Besoldungs- und Tarifanpassungen
Zahlungen zu leisten, wenn und soweit die Anpassungen dem Grunde und der Héhe
nach hinreichend konkretisiert sind. Die Zahlungen sind unter Vorbehalt der endgulti-
gen Regelung zu stellen.

(13) Im Zusammenhang mit der Umbuchung von Altersteilzeitfallen wahrend der
Passivphase auf ein auBBerhaushaltsmaiiges Konto geman § 6 Absatz 5 darf der
Senator flr Finanzen dort entsprechende Stellen - auch Gber Besoldungsgruppe
A 15 hinaus - einrichten und auflésen.

(14) Mehrausgaben fir ein Einzelvorhaben innerhalb eines sonstigen Sonder-
vermogens oder Eigenbetriebs, die einen im Investitionsplan festgesetzten Betrag
um bis zu dem vom Haushalts- und Finanzausschuss nach § 9 Absatz 2 Nummer 8
zu bestimmenden Betrag Uberschreiten, bedirfen der Zustimmung des
Sondervermbgensausschusses oder des Betriebsausschusses.

§12
Kosten- und Leistungsrechnung

Die mit der Durchflihrung der Kosten- und Leistungsrechnung beauftragten
Personen stellen die Einrichtung und den Betrieb der Kosten- und Leistungs-
rechnung sicher. Sie haben das Recht, die fir diesen Zweck notwendigen Daten-
bestande des Rechnungswesens einzusehen und zu verarbeiten.



§ 13
Birgschaften, Garantien, sonstige Gewahrleistungen

(1) Der Senator fir Finanzen wird erméachtigt, Blrgschaften, Garantien oder
sonstige Gewahrleistungen in folgender H6he zu Ubernehmen:

1. zur Projektférderung bis zu 610 000 000 Euro,

2. zur Deckung des Risikos der Freien Hansestadt Bremen, von Zuwendungs-
empfangern der Freien Hansestadt Bremen und von Stiftungen des 6éffent-
lichen Rechts aus der Haftung fur Leihgaben im Bereich von Kunst und Kultur
bis zu 26 000 000 Euro;

der Senator fir Finanzen darf die Ermachtigung nach Nummer 1 und 2 auf eine
juristische Person Ubertragen.

(2) Die Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und
Wohnungsbau wird ermé&chtigt, Burgschaften zur Férderung des Wohnungsbaues,
der Modernisierung von Wohnungen und der Instandsetzung von Wohnungen bis zu
insgesamt 5 000 000 Euro zu Gbernehmen. Die Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt,
Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau darf die Ermé&chtigung nach Satz 1 an
eine juristische Person Gbertragen.

(3) Bargschaften, Garantien oder sonstige Gewahrleistungen fir Kredite, die im
laufenden Haushaltsjahr Gbernommen und zurlckgefihrt worden sind, sind nicht auf
die Héchstbetrage anzurechnen. Dies gilt auch fir Haftungsibernahmen gemaf der
Erméachtigung des Absatzes 1 Nummer 2.

(4) Gewahrleistungen, die nicht in Euro Gbernommen werden, sind zu dem Mittel-
kurs, der vor Ausfertigung der Urkunden zuletzt amtlich festgestellt worden ist, auf
den Héchstbetrag anzurechnen.

§ 14
Technische Erméachtigungen

Der Senator fiir Finanzen wird ermachtigt, im Haushalts-, Produktgruppen- oder
Stellenplan notwendige technische Anpassungen vorzunehmen.

§ 15
Geltung in den Gemeinden

Soweit im Rahmen dieses Gesetzes gegenlber der Landeshaushaltsordnung
speziellere Regelungen getroffen werden, gelten diese auch fir die Stadtgemeinde
Bremen und die Stadt Bremerhaven.



§ 16
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2020 in Kraft.
Bremen, den XX. 2020

Der Senat



Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen
fur das Haushaltsjahr 2021

Vom XX. 2020

Der Senat verkiindet das nachstehende, von der Blrgerschaft (Landtag)
beschlossene Gesetz:

§ 1
Feststellungsklauseln

(1) Der Haushaltsplan fur das Haushaltsjahr 2021 wird in Einnahmen und
Ausgaben auf X XXX XXX XXX Euro, die Verpflichtungsermachtigungen werden auf
XXX XXX XXX Euro festgestellt. Der Gesamtplan wird diesem Gesetz als Anlage
beigefligt.

(2) Das im Stellenplan fir das Haushaltsjahr 2021 far den Personalhaushalt aus-
gewiesene Stellenvolumen wird auf X XXX festgesetzt. Der Stellenindex betragt
X,XX. Fir die Sonderhaushalte wird das Stellenvolumen auf X XXX und der
Stellenindex auf X, XX festgesetzt. Daneben werden fir

den Personalhaushalt XXX,
die Sonderhaushalte X XXX,

die Betriebe nach § 26 der
Landeshaushaltsordnung XXX,

und die Anstalten des 6ffentlichen Rechts XXX

als refinanziertes Stellenvolumen ausgewiesen. Des Weiteren werden fir den
Personalhaushalt XX Stellenvolumen als temporére Personalmittel, XXX Stellen-
volumen als temporare fliichtlingsbezogene Personalmittel und XX Stellenvolumen
als Flexibilisierungsmittel im Haushaltsjahr 2021 ausgewiesen.



§2

Deckungsfahigkeiten

(1) Auf der Grundlage von § 20 Absatz 1 der Landeshaushaltsordnung sind inner-
halb einer Produktgruppe gegenseitig deckungsfahig

1.
2.

3
4.
5

die nicht Ubertragbaren Ausgaben der Gruppen 422 und 428,

die sonstigen nicht tbertragbaren Ausgaben der Hauptgruppe 4 mit Ausnahme
der Gruppe 441,

. die Ausgaben der Hauptgruppe 5,

die Ausgaben der Hauptgruppe 6,

. die konsumtiven Ausgaben der Gruppen 984 und 985.

(2) Ausgenommen von der gegenseitigen Deckungsféahigkeit nach Absatz 1 sind
diejenigen Ausgaben, fir die durch Haushaltsvermerk eine andere Regelung
getroffen worden ist.

§3

Nachbewilligungen, Sperrenaufhebungen,
Erteilung von Verpflichtungsermachtigungen

(1) Die Produktgruppenverantwortlichen werden erméachtigt,

1.

innerhalb einer Produktgruppe Ausgaben bei den Hauptgruppen 7 und 8 und
den investiven Ausgaben der Gruppe 984 und 985 zulasten von Ausgaben der
Hauptgruppen 5 und 6 und der konsumtiven Ausgaben der Gruppe 984 und
985 nachzubewilligen,

alle Ubrigen produktgruppeninternen Nachbewilligungen bis zur H6he von
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nach-
bewilligungen

a) zugunsten nicht Gbertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
b) zulasten der Gruppe 441,

c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsum-
tiven Ausgaben der Gruppen 984 und 985 bei Einsparung von Ausgaben
der Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppen
984 und 985,

innerhalb einer Produktgruppe unter Beachtung des Stellenvolumens und des
Stellenindexes Veranderungen bei Planstellen bis Besoldungsgruppe A 14
sowie bei planméaBigen Stellen bis Entgeltgruppe 14, Tarifvertrage far den



offentlichen Dienst (TV-L und TV6D), vorzunehmen, soweit das Finanz-
volumen der MaBnahme 100 000 Euro im Jahr nicht Gberschreitet. In allen
anderen Fallen ist die Zustimmung des zur Einrichtung, Streichung und
Hebung von Planstellen und Stellen erméachtigten Haushalts- und Finanzaus-
schusses erforderlich. Die Erméachtigung nach Satz 1 und 2 schlief3t ein, Plan-
stellen und Stellen in dem Umfang zu schaffen, wie Personalausgaben dauer-
haft eingespart werden,

4. innerhalb einer Produktgruppe im Rahmen einer gesicherten Refinanzierung
Planstellen und Stellen fir Tarifbeschaftigte in fachlich gebotener Menge und
Struktur einzurichten. Die Erméchtigung gilt sinngeman fir die Personen, die
fur Betriebe der Freien Hansestadt Bremen nach § 26 der Landeshaushalts-
ordnung oder Stiftungen des 6ffentlichen Rechts verantwortlich sind, soweit
diese nicht als Produktgruppe im Produktgruppenhaushalt geflihrt werden; ein
etwaiges Zustimmungserfordernis des jeweiligen Aufsichtsgremiums bleibt
hiervon unbenommen.

(2) Die Produktbereichsverantwortlichen werden ermachtigt, Nachbewilligungen
innerhalb ihres Produktbereichs bis zur Hohe von 100 000 Euro im Einzelfall
vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbewilligungen

1. zugunsten nicht Ubertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428, auf3er in
Fallen des Absatz 6

2. zulasten der Gruppe 441,

3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven
Ausgaben der Gruppe 984 und 985 bei Einsparung von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 984 und
985.

(3) Die Produktplanverantwortlichen werden erméchtigt, Nachbewilligungen
innerhalb ihres Produktplans bis zur H6he von 100 000 Euro im Einzelfall
vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbewilligungen

1. zugunsten nicht Ubertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428, auf3er in
Fallen des Absatz 6,

2. zulasten der Gruppe 441,

3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven
Ausgaben der Gruppen 984 und 985 bei Einsparung von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppen 984 und
985.

(4) Soweit im Rahmen der Erméachtigungen nach Absatz 1 Nummer 1 und 2,
Absatz 2, 3 und 5 langerfristige Verpflichtungen, die tGber die Ermachtigungen nach
§ 38 der Landeshaushaltsordnung hinausgehen, eingegangen werden sollen, ist die
Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich.

(5) Die Erméachtigungen nach Absatz 1 Nummer 2 und 4, Absatz 2 und Absatz 3
gelten auch fur produktgruppeninterne, produktgruppentbergreifende sowie produki-



bereichslbergreifende Nachbewilligungen mit Deckung aus bereits erzielten Mehr-
einnahmen, soweit diese Mehreinnahmen nicht zum Ausgleich von Minderein-
nahmen an anderer Stelle des Produktplans dienen missen.

(6) Fur produktgruppenibergreifende sowie produktbereichstibergreifende Nach-
bewilligungen von nicht Gbertragbaren Ausgaben zwischen den Gruppen 422 und
428 gelten die Regelungen der Absétze 2 und 3. Dies schlie3t die Erméachtigung ein,
Planstellen und Stellen innerhalb des Produktbereichs oder des Produktplans bis zu
einem Finanzvolumen von 100 000 Euro zu verlagern.

(7) Die Produktbereichsverantwortlichen werden ermachtigt, Sperren nach § 22
Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung geman § 36 Absatz 1 der Landeshaushalts-
ordnung fur solche BaumaBnahmen aufzuheben, deren Gesamtkosten 500 000 Euro
nicht Gberschreiten.

(8) Die Produktbereichsverantwortlichen werden ermachtigt, veranschlagte
Verpflichtungserméachtigungen fir in sich abgeschlossene MaBnahmen mit einem
Gesamtbetrag von bis zu 500 000 Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im
Rahmen des nachstjahrigen Haushalts oder in der geltenden Finanzplanung
gesichert ist.

(9) Die Erméachtigungen nach den Abséatzen 1 bis 3 und Absatz 6 gelten nur,
soweit die Finanz-, Personal- und Fachziele nach § 1a Satz 2 der
Landeshaushaltsordnung nicht wesentlich beeintrachtigt werden. Die
Inanspruchnahme von Rulcklagen flr die Einstellung unbefristeten Personals ist nicht
zuldssig.

(10) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch die Regelungen der
Absatze 1 bis 9 unberihrt.

(11) Der Senator fir Finanzen wird erméchtigt, die nach den Abséatzen 1 bis 9
erforderlichen Verfahrensregelungen zu treffen.

§4
Planungssicherheit

(1) Aus Grinden der Planungssicherheit stehen flir den Bereich der konsumtiven
Ausgaben (Hauptgruppen 5 und 6 und Gruppen 984 und 985) und fiir den Bereich
der investiven Ausgaben (Hauptgruppen 7 und 8 und Gruppen 984 und 985) fiir den
Gesamthaushalt jeweils 95 vom Hundert der Anschlage zur Verfigung. Der Senat
wird erm&chtigt, in diesem Rahmen die Anteilsétze der Produktbereiche auf der
Grundlage von Verpflichtungsgraden festzulegen. Insoweit werden die Eingriffsrechte
des Senats nach § 41 der Landeshaushaltsordnung eingeschrankt.

(2) Soweit sich im Verlauf des Haushaltsjahres bis spatestens 15. Oktober, allge-
meine Haushaltsverschlechterungen ergeben, die BewirtschaftungsmaBnahmen
nach § 41 der Landeshaushaltsordnung erforderlich machen, sind diese aus den im
Gesamthaushalt verbleibenden 5 vom Hundert zu finanzieren.

(3) Sofern der Senat seine Ermachtigung nach Absatz 1 Satz 2 in Anspruch
nimmt, ist der Haushalts- und Finanzausschuss Uber die sich daraus ergebenden



Anpassungen der im Produktgruppenhaushalt vereinbarten Personal- und
Leistungsziele zu unterrichten. Der Senator fir Finanzen wird ermachtigt, das nahere
Verfahren zu regeln.

§5
Ubertragbarkeiten

Nach § 19 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung werden die Ausgaben der Gruppe
441, der Hauptgruppen 5 und 6 und die konsumtiven Ausgaben der Gruppe 984 und
985 fur Ubertragbar erklart. Die Ubertragbarkeit kann durch Haushaltsvermerk
ausgeschlossen werden. Eine Ubertragung erfolgt nicht, sofern die Ausgaben zum
Ausgleich von Mehrausgaben oder von Mindereinnahmen herangezogen werden
mussen.

§6
Ricklage flir Versorgungsvorsorge

(1) Die aus der Verbeamtung von Tarifbeschaftigten entstandenen Entlastungs-
effekte bei den Dienstbezligen, den Versorgungszuschlagen bei refinanzierter
Beschéftigung und den Versorgungsumlagebetrdgen ausgegliederter Einrichtungen
sowie durch den Senator fir Finanzen festgestellte Minderausgaben bei den
Gruppen 422 und 428, die aus Teilzeitbeschaftigung nach § 63 des Bremischen
Beamtengesetzes, nach dem Tarifvertrag zu flexiblen Altersteilzeitregelungen far
altere Beschéftigte vom 27. Februar 2010 (TVFlexAZ) oder aus dem
Altersteilzeitgesetz resultieren, sind als Riickstellungen der Anstalt zur Bildung einer
Rucklage fur Versorgungsvorsorge der Freien Hansestadt Bremen zuzufihren.

(2) Der nach Absatz 1 bei refinanzierter Beschaftigung abzufihrende Versor-
gungszuschlag betragt bei Beamten und Richtern 30 vom Hundert der ruhegehalt-
fahigen Dienstbeziige einschlielich der gegebenenfalls zustehenden anteiligen
Sonderzahlung und bei ruhelohnanwartschaftsberechtigten Tarifbeschaftigten
14,29 vom Hundert des Arbeitnehmerbruttos. Der Versorgungszuschlag wird grund-
satzlich auch bei Abordnungen an andere Dienstherren erhoben, wenn die Abord-
nung im Interesse des aufnehmenden Dienstherrn erfolgt. Eine entsprechende
Verbuchung der Falle auf refinanzierten Ausgabehaushaltsstellen der Gruppe 422 ist
sicherzustellen.

(3) Die nach Absatz 1 von (ausgegliederten) Einrichtungen des Landes fir die bei
ihnen tatigen Beschaftigten zu leistende Versorgungsumlage betragt bei Beamten
und Richtern 35 vom Hundert der ruhegehaltfahigen Dienstbeziige einschlieBlich der
gegebenenfalls zustehenden anteiligen Sonderzahlung und bei ruhelohnanwart-
schaftsberechtigten Tarifbeschaftigten 14,29 vom Hundert des Arbeitnehmerbruttos.
Im Gegenzug wird die spatere Versorgung der Beschaftigten vom Haushalt getragen.

(4) Die jahrlichen Einnahmen, die aus dem Staatsvertrag Uber die Verteilung von
Versorgungslasten bei bund- und Iandertbergreifenden Dienstherrnwechseln (Ver-
sorgungslastenteilungs-Staatsvertrag) resultieren, sollen zur Deckung der diesbe-



zliglichen jahrlichen Ausgaben verwendet werden. Gegebenenfalls anfallende Mehr-
einnahmen sollen zum Aufbau einer Risikovorsorge an die Anstalt flir Versorgungs-
vorsorge abgeflhrt werden.

(5) Bei jeder neuen Gewéahrung von Altersteilzeit im Blockmodell sind die wahrend
der Aktivphase entstehenden Budgetentlastungseffekte als Rickstellung zum antei-
ligen Ausgleich der Folgeeffekte der Altersteilzeit der Anstalt fir Versorgungsvor-
sorge zuzufthren. Dies gilt fr alle Altersteilzeitfalle nach § 63 des Bremischen
Beamtengesetzes, nach dem Tarifvertrag zu flexiblen Altersteilzeitregelungen fur
altere Beschaftigte vom 27. Februar 2010 (TVFlexAZ) oder des Altersteilzeit-
gesetzes, denen nach dem 1. Januar 2008 Altersteilzeit gewahrt wurde. Zum Aus-
gleich der Folgeeffekte der Altersteilzeit werden die gebildeten Rickstellungen bei
der Anstalt zur Bildung einer Riicklage flr Versorgungsvorsorge der Freien Hanse-
stadt Bremen im Rahmen der Veranschlagung in den Folgejahren auf ein auBBer-
haushaltsméaBiges Konto, auf dem die Altersteilzeitfalle wahrend der Passivphase
gebucht werden, zurlckgefihrt.

(6) Bei der Gewahrung von Teilzeitbeschaftigung im Rahmen eines sogenannten
Sabbatjahres, kdnnen Budgetentlastungseffekte als Rickstellung zum anteiligen
Ausgleich der Folgeeffekte des Sabbatjahres (zum Beispiel Finanzierung einer
Ersatzkraft) der Anstalt fir Versorgungsvorsorge zugefthrt werden. Uber die
Zufuhrung und Entnahme entscheidet die zustéandige senatorische Behoérde. Die
Hohe des Budgetentlastungseffekts muss beim Senator fiir Finanzen nachgewiesen
werden. Die Regelung gilt fir die Kernverwaltung sowie kameral buchende
Sonderhaushalte.

(7) Der Senator fur Finanzen wird ermachtigt, das néhere Verfahren zu regeln.
§7
Sonderhaushalte

Die Mittel des Landesuntersuchungsamtes fiir Chemie, Hygiene und Veterinar-
medizin werden netto ausgewiesen. Der Haushalt des Landesuntersuchungsamtes
fir Chemie, Hygiene und Veterinarmedizin (Kapitel 2525) ist als Erlauterung zur
Nettoveranschlagung Bestandteil des Haushaltsplans. Fir diese Einrichtung werden
Rlcklagen im Sonderhaushalt gebildet.



§8

Unterjahriges Controlling/Berichtswesen/
Vollzug der Sondervermégen nach § 26 der Landeshaushaltsordnung/
Umsetzung und Vollzug steuerrechtlicher Rahmenbedingungen

(1) Ziel des unterjahrigen Controllings ist es, auf der Grundlage des Produkt-
gruppenhaushalts unter Einbeziehung von Daten aus der Kosten- und Leistungs-
rechnung, Entwicklungen zu erkennen und aufzugreifen, soweit diese von finan-
zieller, personalwirtschaftlicher oder leistungsbezogener Bedeutung sind, bei
Abweichungen rechtzeitig GegensteuerungsmaBnahmen einzuleiten und Vorschlage
zur Einhaltung des Budgetrahmens, der Personalziele und der Leistungsziele aufzu-
zeigen.

(2) Der Senat ist verpflichtet, dem Haushalts- und Finanzausschuss auf den
Ebenen des Gesamthaushalts, der Produktbereiche und Produktplane sowie fur die
Betriebe, sonstigen Sondervermégen, Beteiligungen und Zuwendungsempfanger
periodisch Berichte vorzulegen. Fir den Investitionsbereich des Haushalts sind dabei
auch samtliche Vorbelastungen kinftiger Haushaltsjahre - nach Jahren getrennt -
darzustellen. Im Ubrigen wird der Haushalts- und Finanzausschuss ermachtigt, Form,
Inhalt und Periodizitat des Berichtswesens festzulegen.

(3) Das parlamentarische Budgetrecht des Haushalts- und Finanzausschusses
bleibt von dem Berichtswesen nach den Abséatzen 1 und 2 unbertihrt.

(4) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, zum Vollzug der
Wirtschaftsplane der Betriebe und sonstigen Sondervermédgen nach § 26 der
Landeshaushaltsordnung das nahere Verfahren zu regeln.

(5) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch die Regelungen der Absatze
1, 2 und 4 unberuhrt.

(6) Der Senator fur Finanzen darf die zur Realisierung eines alle Einrichtungen
des Landes umfassenden Personalmanagements und -controllings erforderlichen
Daten im Datenbanksystem PuMa (Personalverwaltung und Management) unter
Berucksichtigung datenschutzrechtlicher Vorschriften verarbeiten. Dies schlie3t die
der Budgetierung zugrunde liegenden Daten, Daten Gber krankheitsbedingte
Fehlzeiten, zum Arbeitsschutz und nach dem Landesgleichstellungsgesetz sowie zur
Abwicklung der Altersteilzeitregelung geman § 6 Absatz 5 ein. Hierzu gehért auch die
Unterstitzung des dezentralen Personalcontrollings und der dezentralen Personal-
und Stellenverwaltung einschlieBlich Gehaltssachbearbeitung. Die in Absatz 2
genannten Einrichtungen der Freien Hansestadt Bremen, deren Personaldaten im
Rahmen des Datenbanksystems PuMa nicht oder nur teilweise zur Verfigung
stehen, sind verpflichtet, dem Senator fiir Finanzen diese periodisch und
automatisiert zur Verfligung zu stellen. Der Senator fir Finanzen wird erméchtigt, die
hierzu erforderlichen Verfahrensregelungen zu treffen.

(7) Der Senator fur Finanzen darf zur Berechnung von Pensionsriickstellungen
und &hnlicher Verpflichtungen der Freien Hansestadt Bremen die dafir notwendigen
Daten aus dem Verfahren PuMa und dem Bezlige- und
Gehaltsabrechnungsverfahren KIDICAP unter Berlicksichtigung



datenschutzrechtlicher Vorschriften verarbeiten. Dies schlie3t die anonymisierte
Weitergabe der Daten an flr die Durchfiihrung der Berechnung der Pensionsrick-
stellung beauftragte Dritte ein.

(8) Es wird ein unterjahriges Controlling
1. fOr Beteiligungen und Sondervermdgen und
2. Uber die MaBnahmen der Investitionsplanung

eingerichtet. Die hierflr erforderlichen Daten sind periodisch und automatisiert zur
Verfligung zu stellen. Der Senat wird ermachtigt, die hierzu erforderlichen Ver-
fahrensregelungen, insbesondere die Festlegung der Berichtspflichten und der
Zustandigkeiten far die Berichterstattung, zu treffen. Der Senator fir Finanzen und
die zustandigen Fachressorts dirfen die jeweils erhobenen Daten, insbesondere zur
Realisierung eines alle Einrichtungen der Freien Hansestadt Bremen umfassenden
Controllings der maBnahmenbezogenen Investitionsplanung, in einem
Datenbanksystem verarbeiten.

(9) Der Senator fur Finanzen darf in das Rechnungswesen-System und das
Vertragswesen des Landes Einsicht nehmen und steuerlich relevante Daten
verarbeiten, soweit dies

1. zur Umsetzung des § 2b des Umsatzsteuergesetzes und damit im
Zusammenhang stehender Vorbereitungshandlungen sowie

2. zur Erfullung der bundesgesetzlichen Steuererklarungspflichten des Landes
Bremen, seiner Betriebe gewerblicher Art, Eigenbetriebe, sonstigen Sondervermdgen
und anderen Organisationseinheiten,

erforderlich ist. Dies gilt auch, wenn diese Daten urspriinglich zu anderen
Zwecken erhoben wurden. Datenschutzrechtliche Bestimmungen sind zu beachten,
soweit bundesgesetzliches Steuerrecht nicht entgegensteht. Der Umfang der Daten,
auf die sich die Berechtigung zur Einsichtnahme und Verarbeitung des Senator fir
Finanzen bezieht, bestimmt sich nach den Anforderungen, die an eine
ordnungsgemanie Rechnung im Sinne des § 14 des Umsatzsteuergesetzes zu stellen
sind sowie nach den diesen Rechnungen zu Grunde liegenden vertraglichen
Vereinbarungen. Dies gilt entsprechend fir Daten im Zusammenhang mit Entgelten,
die auf offentlich-rechtlicher Grundlage erhoben oder geleistet werden. Nach Ablauf
der in § 257 des Handelsgesetzbuches und § 147 der Abgabenordnung bestimmten
Aufbewahrungsfristen sind die verarbeiteten Daten sowie die dazugehdrigen
vertraglichen Vereinbarungen zu léschen oder zu vernichten. Der Senator flr
Finanzen wird erméchtigt, die erforderlichen Verfahrensregelungen zu treffen.

§9
Sonstige Ermachtigungen des Haushalts- und Finanzausschusses

(1) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, wesentliche Ande-
rungen der im Produktgruppenhaushalt festgelegten Zielvorgaben zu beschlie3en.

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird darlber hinaus ermachtigt,



Nachbewilligungen auf den Haushalt im Rahmen von Deckungsmdglichkeiten
im laufenden Haushaltsjahr zu beschlieBen,

anstelle veranschlagter Verpflichtungsermachtigungen andere (lber- oder
auBerplanmaBige) Verpflichtungsermachtigungen zu erteilen,

. Ausnahmen vom Bruttoprinzip in Féllen zuzulassen, in denen ein unmittelbarer

Zusammenhang zwischen Einnahmen und Ausgaben besteht,

bei Vorliegen eines unabweisbaren Bedarfs, der ein Hinausschieben bis zur
Verkindung des nachsten Haushaltsgesetzes ausschlief3t, die erforderlichen
Stellenplananderungen vorzunehmen, die sich ergeben aus

a) den bundesrechtlichen Bestimmungen auf dem Gebiet des Personalrechts,
die fur die Freie Hansestadt Bremen verbindlich sind,

b) etwaigen Anderungen des bremischen Besoldungs- und Laufbahnrechts,
c) dem Bremischen Abgeordnetengesetz,
d) dem Bremischen Personalvertretungsgesetz,

Planstellen und Stellen innerhalb eines Haushalts umzusetzen und in Fallen
der Umsetzung zwischen dem Landes- und dem Stadthaushalt in dem auf-
nehmenden Haushalt entsprechende Planstellen und Stellen neu zu schaffen,
und die in dem abgebenden Haushalt nicht mehr benétigten Planstellen und
Stellen zu streichen,

alle mit der Grindung von Betrieben nach § 26 Absatz 1 und 2 der Landes-
haushaltsordnung verbundenen haushaltsmaBigen Umsetzungen vorzu-
nehmen,

. Ausgabebeschrankungen unter Berlcksichtigung der Regelungen nach § 4

festzulegen, die zur Absicherung von Haushaltsrisiken dienen; dazu kann
insbesondere das den Ressorts zur Verfligung stehende Haushaltsvolumen
begrenzt und der Liquiditatsabfluss zeitlich eingeschrankt werden,

Betragsgrenzen fur

a) die Zustimmungsbedurftigkeit des Betriebsausschusses und der Birger-
schaft zu erfolgsgefahrdenden Mehraufwendungen gemaf § 18 Absatz 3
Satz 2 des Bremischen Sondervermdgensgesetzes,

b) flr die Veranschlagung von Anschaffungskosten geman § 20 Absatz 1
Satz 3 des Bremischen Sondervermégensgesetzes,

c) fardie Inanspruchnahme von Verpflichtungsermachtigungen geman § 20
Absatz 2 Satz 3 des Bremischen Sondervermégensgesetzes und

d) fOr die Zustimmungsbedurftigkeit der Birgerschaft geman § 20 Absatz 6
Satz 1 des Bremischen Sondervermbgensgesetzes

festzusetzen; eine Uberschreitung der Betragsgrenzen bedarf jeweils der
Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses,

Uber die Verwendung von Minderausgaben in H6he von mehr als
1 000 000 Euro, die sich bei einzelnen Investitionsvorhaben aufgrund einer



Unterschreitung des festgestellten Kostenrahmens innerhalb eines sonstigen
Sondervermbgens ergeben, zu entscheiden,

10. im Haushaltsplan enthaltene Anschlage flr auBerhochschulische Forschungs-
institute im Sinne von § 15 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung, das heif3t
zur Férderung einer sparsamen Bewirtschaftung, als zur Selbstbewirtschaftung
bestimmt auszuweisen. Nahere Verfahrensregelungen trifft der Haushalts- und
Finanzausschuss.

(3) Die aufgrund der Ermachtigungen in § 12 Absatz 2 Nummer 4 des
Haushaltsgesetzes der Freien Hansestadt Bremen flir das Haushaltsjahr 2020 durch
den Haushalts- und Finanzausschuss beschlossenen Stellenplananderungen und die
fir das Haushaltsjahr 2019 ohne Befristung bewilligten Stellen gelten auch fiir das
Haushaltsjahr 2021.

(4) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt,
1. die Deckungsféahigkeiten nach § 2,
2. die Ubertragung der Nachbewilligungsbefugnis,

3. die Befugnis zur Sperrenaufhebung und zur Erteilung von
Verpflichtungsermachtigungen nach § 3,

4. die Ubertragbarkeiten nach § 5

5. sowie die Mdglichkeit zur Ricklagenbildung nach § 62 Absatz 2 der
Landeshaushaltsordnung zu begrenzen oder aufzuheben.

(5) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, zur Sicherung der
Personalhaushalte fir Produkiplane

1. einen Beférderungsstopp,
2. einen Einstellungsstopp,
3. die Ricknahme dezentraler personalwirtschaftlicher Befugnisse

zu beschlieBen. Er kann die Personalhaushalte fir Produktplédne in Teilen oder in
Génze zu Personalliberhangbereichen erklaren, in denen fluktuationserhb6hende und
mobilitdtsférdernde Instrumente bis hin zum dienststellentbergreifenden Personal-
einsatz auszuschdpfen sind.

§ 10
Kreditermachtigungen

(1) In dem Haushaltsjahr 2021 nimmt das Land keine Kredite zur Deckung von
Ausgaben auf. Die folgenden Absatze bleiben hiervon unberthrt.

(2) Der Senator fur Finanzen wird ermachtigt, Kredite aufzunehmen

1. zur Tilgung von in dem Haushaltsjahr 2021 fallig werdenden Krediten,



2. zur vorzeitigen Tilgung von Schulden,
3. zur Tilgung kurzfristiger Kredite sowie

4. zum Kauf von Inhaberschuldverschreibungen des Landes, der aus Griinden
der Marktpflege erforderlich ist.

Die Erméchtigung nach Satz 1 gilt entsprechend flr bestehende Schulden der
bremischen Sondervermégen des Landes. Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist
nach der Kassenlage, den jeweiligen Kapitalmarktverhaltnissen und den
gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen zu bestimmen.

(3) Der Senator fir Finanzen wird ermachtigt, zum Zwecke einer gemeinsamen
Kreditaufnahme flr das Haushaltsjahr 2021

1. die nach dem Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen (Stadt-
gemeinde),

2. die nach der Haushaltssatzung der Stadtgemeinde Bremerhaven

aufzunehmenden Kredite als eigene Schulden mit zu Gbernehmen. Die nach Satz 1
Ubernommenen Kredite wachsen dem Kreditrahmen nach Absatz 1 und Absatz 2 zu.
Die Freie Hansestadt Bremen darf diesen erhéhten Kreditrahmenteil nur fir die
Finanzierung der mitibernommenen Kredite in Anspruch nehmen. In H6he der
aufgrund der Erméachtigung nach Nummer 1 durch die Freie Hansestadt Bremen mit-
Ubernommenen Kredite wird die Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) Mit-
schuldner. Im Verhaltnis zur Freien Hansestadt Bremen tragen die Freie Hansestadt
Bremen (Stadtgemeinde), die Stadtgemeinde Bremerhaven sowie ihre Betriebe die
Zins- und Tilgungsleistungen sowie weitere Kreditkosten fur die ihnen zuzurech-
nenden Kreditanteile. Entsprechendes gilt flir ergadnzende Vertrage im Sinne von
Absatz 7 Satz 1.

(4) Der Senator fir Finanzen wird ermachtigt, Kassenverstarkungskredite bis zu
12 vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten Betrages der Einnahmen und Aus-
gaben aufzunehmen. Dieser Betrag erhdht sich um die noch nicht aufgenommenen
Darlehen am Kreditmarkt nach Absatz 1 und Absatz 2. Fiir Geschafte, die den
gleichzeitigen Ver-und Rickkauf von Wertpapieren beinhalten, kbnnen zusatzlich
Kassenverstarkungskredite bis zu 12 vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten
Betrages der Einnahmen und Ausgaben aufgenommen werden. Auf die
Kreditermachtigung sind die Betrage anzurechnen, die aufgrund von
Erméachtigungen friherer Haushaltsgesetze aufgenommen worden sind.

(5) Zur Umsetzung des zentralen Cashmanagements wird der Senator flr
Finanzen nach Zustimmung durch den Haushalts- und Finanzausschuss fur den
jeweiligen Einzelfall ermachtigt, Sondervermdgen, Eigenbetrieben, Stiftungen,
Anstalten des 6ffentlichen Rechts sowie Eigengesellschaften, die zuvor Teile der
Gebietskorperschaft der Freien Hansestadt Bremen waren oder deren Aufgaben
wahrnehmen, im Haushaltsjahr 2021 verzinsliche Liquiditatshilfen unter Anrechnung
auf die in Absatz 4 Satz 1 festgelegte Héhe zu gewahren. Der Haushalts- und
Finanzausschuss wird ermachtigt, Regelungen zur Umsetzung des zentralen
Cashmanagements zu treffen und hierin die allgemeinen Grundlagen und Kriterien
fOr verzinsliche Liquiditatshilfen zu definieren und festzulegen. Die am



Cashmanagement beteiligten Vertragspartner haben einen Rahmenvertrag zu
vereinbaren, in dem die Regelungen zum zentralen Cashmanagement bei dem
Senator fiir Finanzen bertcksichtigt sind. Die Bestéande der Sondervermdgen kdnnen
bis zu ihrer konkreten Inanspruchnahme im Rahmen der Liquiditatssteuerung des
Gesamthaushalts eingesetzt werden.

(6) Ab dem 1. Oktober des Haushaltsjahres 2021 dirfen in Vorgriff auf die
Kreditermachtigung des jeweils nachsten Haushaltsjahres Kredite am Kreditmarkt bis
zur Héhe von sechs vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten Betrages der
Einnahmen und Ausgaben aufgenommen werden. Diese Kredite sind auf die
Kreditermachtigung des jeweils nachsten Haushaltsjahres anzurechnen.

(7) Im Rahmen der Kreditfinanzierung kann der Senator fir Finanzen auch
erganzende Vereinbarungen treffen, die der Steuerung von Zinsanderungs-, Liquidi-
tats- und Wahrungsrisiken sowie der Erzielung ginstiger Konditionen und &hnlichen
Zwecken bei bestehenden Krediten, neuen Krediten sowie Anschlussfinanzierungen
fur fallig werdende Tilgungen dienen. Die Summe der flir derartige Vereinbarungen
aufgewandten Betrage darf 25 vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten
Betrages der Einnahmen und Ausgaben nicht Gbersteigen. Der Senator fiir Finanzen
wird ermachtigt, im Rahmen dieser Vereinbarung Sicherheiten zu stellen sowie
entgegenzunehmen. Fir die Finanzierung der zu stellenden Sicherheiten dirfen
Kredite mit einer Maximalen Laufzeit von zwei Jahren aufgenommen werden. Bei
Pramieneinnahmen und -zahlungen, die in der Summe Uber fiinf vom Hundert des
veranschlagten Betrages flr Zinsausgaben hinausgehen, ist die Zustimmung des
Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich. Die Regelungen dieses Absatzes
gelten ab dem 1. Januar 2022 bis zur Verkindung des Haushaltsgesetzes 2022 fort.

(8) Bei Diskontpapieren ist nur der Nettobetrag auf die Krediterméachtigung
anzurechnen.

§ 11

Sonstige Verfahrensvorschriften

(1) Durch zweckgebundene Einnahmen gedeckte Ausgaben fir BaumaBnahmen
gelten als entsperrt.

(2) In H6he der in den Vorjahren erteilten Verpflichtungsermachtigungen gelten die
entsprechenden Ausgaben, soweit sie unter die Sperre des § 22 Absatz 1 der
Landeshaushaltsordnung fallen, als entsperrt.

(3) In den Vorjahren erteilte und nicht in Anspruch genommene Verpflichtungser-
machtigungen, die aus Ausgabemitteln des laufenden Haushaltsjahres nicht abge-
deckt werden kdnnen, gelten fort.

(4) Der Senator fir Finanzen wird ermachtigt,

1. mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses nicht benétigte
Ausgaben zu sperren,

2. in H6he vorjahriger Verlustvortrage Betrage bei den konsumtiven Ausgaben zu
sperren oder zum Ausgleich Mehreinnahmen heranzuziehen,



3. Nachbewilligungen auf den Haushalt bis zur H6he von 100 000 Euro im
Rahmen von Deckungsmdglichkeiten einschlieBlich damit verbundener oder
far sich erforderliche Veranderungen bei den Beschaftigungszielzahlen, dem
Stellenvolumen und dem Stellenindex vorzunehmen; dies schlief3t die
Erméachtigung ein, Veranderungen bei Planstellen und Stellen im Sinne von
§ 3 Absatz 1 Nummer 3 mit produktplanibergreifendem Ausgleich innerhalb
einer Dienststelle unbeachtlich der Besoldungs- und Entlohnungsgrenzen des
§ 3 Absatz 1 Nummer 3 vorzunehmen,

4. Uber- oder auBerplanmaBige Verpflichtungsermachtigungen bis zu
500 000 Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im Rahmen des néchst-
jahrigen Haushalts oder in der Finanzplanung sichergestellt ist,

5. die Sperre fir alle Ausgaben und Verpflichtungsermachtigungen fir Bauman-
nahmen nach § 22 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung aufzuheben,

6. Anzahl und Struktur der Stellen flr Auszubildende an die beschlossene und
finanziell gesicherte Ausbildungsplanung anzupassen,

7. innerhalb der von den Deckungsfahigkeiten nach § 2 Absatz 1 Nummer 2
ausgenommenen Ausgaben der Gruppe 441 und den fiir die
Nachversicherung ausgeschiedener Beamter und Richter veranschlagten
Mitteln produktplanibergreifend einen Ausgleich vorzunehmen.

(5) Soweit veranschlagte Einnahmen, die der Haushaltsdeckung dienen, nicht
erzielt werden, sind die verantwortlichen Personen nach § 9 Absatz 2 der
Landeshaushaltsordnung verpflichtet, entsprechende Mehreinnahmen oder
Minderausgaben an anderer Stelle nachzuweisen. De Senator fir Finanzen wird
ermachtigt, das Verfahren zu regeln.

(6) Bei Anfall nicht veranschlagter zweckgebundener Einnahmen, auB3er bei
Kreditaufnahmen, dirfen die entsprechenden Ausgaben nach MaBgabe der von dem
Senator flr Finanzen einzurichtenden Titel Gber- oder auBerplanmaBig geleistet
werden.

(7) Bei der Nutzungslberlassung von Grundstiicken und Grundstiicksteilen darf
mit Zustimmung des Senator flr Finanzen von den Vorschriften des § 63 Absatz 5 in
Verbindung mit Absatz 3 der Landeshaushaltsordnung abgewichen werden.

(8) Erstattungen von Bediensteten fir die genehmigte private Nutzung von
Geréten und Einrichtungen diirfen von den Ausgaben abgesetzt werden.

(9) Die Gewahrung von Pramien und Zulagen nach der Bremischen Leistungs-
pramien- und -zulagenverordnung kann nur im Rahmen der Personalbudgets
erfolgen. Zur Sicherstellung einer gleichmaBigen Gewahrung von Pramien und
Zulagen kann ein Ausgleich im jeweiligen Produktplan hergestellt werden.

(10) Fur das Personal der Gemeinden, das aus Mitteln des Landes vergutet wird
oder fir das Kostenerstattungen des Landes geleistet werden, sind die fir das
Personal des Landes geltenden personalwirtschaftlichen Regelungen anzuwenden.



(11) Der Senat wird ermachtigt, fir Verwaltungsbereiche, die umgebildet wurden
oder umgebildet werden sollen, die aus dieser Umbildung folgenden Personaliber-
hange nach Umfang und betroffenen Personalgruppen zu bestimmen und die zum
Abbau dieser Uberhange erforderlichen personalwirtschaftlichen MaBnahmen fest-
zulegen. Gleiches gilt fir die vom Haushalts- und Finanzausschuss nach § 9
Absatz 5 Satz 2 erklarten Uberhangbereiche. Fir die Stadt Bremerhaven trifft der
Magistrat diese Entscheidung. Die Regelungen in Satz 1 und 2 gelten ab dem
1. Januar 2022 bis zur Verkiindung des Haushaltsgesetzes 2022 fort.

(12) Der Senat wird ermachtigt, im Vorgriff auf Besoldungs- und Tarifanpassungen
Zahlungen zu leisten, wenn und soweit die Anpassungen dem Grunde und der Héhe
nach hinreichend konkretisiert sind. Die Zahlungen sind unter Vorbehalt der endguilti-
gen Regelung zu stellen.

(13) Im Zusammenhang mit der Umbuchung von Altersteilzeitféllen wahrend der
Passivphase auf ein auBerhaushaltsmaBiges Konto gemal § 6 Absatz 5 darf der
Senator flr Finanzen dort entsprechende Stellen - auch Gber Besoldungsgruppe
A 15 hinaus - einrichten und auflésen.

(14) Mehrausgaben fiir ein Einzelvorhaben innerhalb eines sonstigen Sonder-
vermdgens oder Eigenbetriebs, die einen im Investitionsplan festgesetzten Betrag
um bis zu dem vom Haushalts- und Finanzausschuss nach § 9 Absatz 2 Nummer 8
zu bestimmenden Betrag Uberschreiten, bedlrfen der Zustimmung des
Sondervermégensausschusses oder des Betriebsausschusses.

§ 12
Kosten- und Leistungsrechnung

Die mit der Durchfihrung der Kosten- und Leistungsrechnung beauftragten
Personen stellen die Einrichtung und den Betrieb der Kosten- und Leistungs-
rechnung sicher. Sie haben das Recht, die fir diesen Zweck notwendigen Daten-
bestdnde des Rechnungswesens einzusehen und zu verarbeiten.



§13
Birgschaften, Garantien, sonstige Gewahrleistungen

(1) Der Senator fir Finanzen wird erméachtigt, Blrgschaften, Garantien oder
sonstige Gewahrleistungen in folgender H6he zu Ubernehmen:

1. zur Projektférderung bis zu 610 000 000 Euro,

2. zur Deckung des Risikos der Freien Hansestadt Bremen, von Zuwendungs-
empfangern der Freien Hansestadt Bremen und von Stiftungen des 6ffent-
lichen Rechts aus der Haftung fur Leihgaben im Bereich von Kunst und Kultur
bis zu 26 000 000 Euro;

der Senator fir Finanzen darf die Ermachtigung nach Nummer 1 und 2 auf eine
juristische Person Ubertragen.

(2) Die Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und
Wohnungsbau wird ermé&chtigt, Burgschaften zur Férderung des Wohnungsbaues,
der Modernisierung von Wohnungen und der Instandsetzung von Wohnungen bis zu
insgesamt 5 000 000 Euro zu Gbernehmen. Die Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt,
Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau darf die Erm&chtigung nach Satz 1 an
eine juristische Person Gbertragen.

(3) Bargschaften, Garantien oder sonstige Gewahrleistungen fir Kredite, die im
laufenden Haushaltsjahr Gbernommen und zurlckgefihrt worden sind, sind nicht auf
die Héchstbetrage anzurechnen. Dies gilt auch fir Haftungsibernahmen geman der
Erméachtigung des Absatzes 1 Nummer 2.

(4) Darlber hinaus wird der Senator flr Finanzen erméchtigt, ab dem 1. Januar
2022 bis zur Verkiindung des Haushaltsgesetzes 2022 Blrgschaften, Garantien oder
sonstige Gewahrleistungen bis zur Hélfte der in Absatz 1 fiir das Haushaltsjahr 2021
festgesetzten Hochstbetrage zu Gbernehmen. Die Senatorin fir Klimaschutz,
Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau wird ermachtigt, ab dem 1.
Januar 2022 bis zur Verkiindung des Haushaltsgesetzes 2022 Blrgschaften,
Garantien oder sonstige Gewahrleistungen bis zur Halfte der in Absatz 2 fir das
Haushaltsjahr 2021 festgesetzten Héchstbetrage zu Gbernehmen.

(5) Eine dem Absatz 4 Satz 1 entsprechende Regelung kann auch von den Stadt-
gemeinden getroffen werden.

(6) Gewahrleistungen, die nicht in Euro ibernommen werden, sind zu dem Mittel-
kurs, der vor Ausfertigung der Urkunden zuletzt amtlich festgestellt worden ist, auf
den Héchstbetrag anzurechnen.

§ 14
Technische Erméachtigungen

Der Senator fiir Finanzen wird ermachtigt, im Haushalts-, Produktgruppen- oder
Stellenplan notwendige technische Anpassungen vorzunehmen.



§ 15
Geltung in den Gemeinden

Soweit im Rahmen dieses Gesetzes gegenlber der Landeshaushaltsordnung
speziellere Regelungen getroffen werden, gelten diese auch fir die Stadtgemeinde
Bremen und die Stadt Bremerhaven.

§ 16
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2021 in Kraft.
Bremen, den XX. 2020

Der Senat



Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde)
fir das Haushaltsjahr 2020

Vom XX. 2020

Der Senat verkliindet das nachstehende, von der Stadtblrgerschaft beschlossene
Ortsgesetz:

§ 1
Feststellungsklauseln

(1) Der Haushaltsplan fr das Haushaltsjahr 2020 wird in Einnahme und Ausgabe
auf X XXX XXX XXX Euro, die Verpflichtungserméachtigungen werden auf XXX XXX
XXX Euro festgestellt. Der Gesamtplan wird diesem Ortsgesetz als Anlage beigefigt.

(2) Das im Stellenplan fir das Haushaltsjahr 2020 fir den Personalhaushalt aus-
gewiesene Stellenvolumen wird auf X XXX festgesetzt. Der Stellenindex betragt
X,XX. Daneben werden fir

den Personalhaushalt XXX,

die Betriebe nach § 26 der
Landeshaushaltsordnung X XXX,

die Anstalten des 6ffentlichen Rechts XXX,
die Stiftungen des 6ffentlichen Rechts XX

als refinanziertes Stellenvolumen ausgewiesen. Des Weiteren werden fir den
Personalhaushalt XX Stellenvolumen als temporare Personalmittel, XXX Stellen-
volumen als temporare flichtlingsbezogene Personalmittel im Haushaltsjahr 2020
ausgewiesen.

§2
Deckungsfahigkeiten

(1) Auf der Grundlage von § 20 Absatz 1 der Landeshaushaltsordnung sind inner-
halb einer Produktgruppe gegenseitig deckungsfahig

1. die nicht Gbertragbaren Ausgaben der Gruppen 422 und 428,

2. die sonstigen nicht Ubertragbaren Ausgaben der Hauptgruppe 4 mit
Ausnahme der Gruppe 441,

3. die Ausgaben der Hauptgruppe 5,
4. die Ausgaben der Hauptgruppe 6,
5. die konsumtiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986.



(2) Ausgenommen von der gegenseitigen Deckungsfahigkeit nach Absatz 1 sind
diejenigen Ausgaben, fir die durch Haushaltsvermerk eine andere Regelung
getroffen worden ist.

§ 3

Nachbewilligungen, Sperrenaufhebungen,
Erteilung von Verpflichtungsermachtigungen

(1) Die Produktgruppenverantwortlichen werden ermachtigt,

1.

innerhalb einer Produktgruppe Ausgaben bei den Hauptgruppen 7 und 8 und
den investiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986 zulasten von Ausgaben
der Hauptgruppen 5 und 6 und der konsumtiven Ausgaben der Gruppen 985
und 986 nachzubewilligen,

alle tGbrigen produktgruppeninternen Nachbewilligungen bis zur Hé6he von
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nach-
bewilligungen

a) zugunsten nicht Gbertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
b) zulasten der Gruppe 441,

c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsum-
tiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986 bei Einsparung von Ausgaben
der Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppen
985 und 986,

innerhalb einer Produktgruppe unter Beachtung des Stellenvolumens und des
Stellenindexes Veranderungen bei Planstellen bis Besoldungsgruppe A 14
sowie bei planmaBigen Stellen bis Entgeltgruppe 14, Tarifvertrage fir den
6ffentlichen Dienst (TV-L und TV6D), vorzunehmen, soweit das Finanz-
volumen der MaBnahme 100 000 Euro im Jahr nicht Gberschreitet. In allen
anderen Fallen ist die Zustimmung des zur Einrichtung, Streichung und
Hebung von Planstellen und Stellen ermachtigten Haushalts- und Finanzaus-
schusses erforderlich. Die Erméachtigung nach Satz 1 und 2 schlief3t ein, Plan-
stellen und Stellen in dem Umfang zu schaffen, wie Personalausgaben dauer-
haft eingespart werden,

innerhalb einer Produktgruppe im Rahmen einer gesicherten Refinanzierung
Planstellen und Stellen fur Tarifbeschaftigte in fachlich gebotener Menge und
Struktur einzurichten. Die Erméachtigung gilt sinngeman fir die Personen, die
fur Betriebe der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) nach § 26 der
Landeshaushaltsordnung oder Stiftungen des 6ffentlichen Rechts verantwort-
lich sind, soweit diese nicht als Produktgruppe im Produktgruppenhaushalt
gefuhrt werden; ein etwaiges Zustimmungserfordernis des jeweiligen Auf-
sichtsgremiums bleibt hiervon unbenommen.

(2) Die Produktbereichsverantwortlichen werden erméchtigt, Nachbewilligungen
innerhalb ihres Produktbereichs bis zur Héhe von 100 000 Euro im Einzelfall
vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbewilligungen



1. zugunsten nicht Ubertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428, auf3er in
Fallen des Absatz 6

2. zulasten der Gruppe 441,

3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven
Ausgaben der Gruppe 985 und 986 bei Einsparung von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 985 und
986.

(3) Die Produktplanverantwortlichen werden erméchtigt, Nachbewilligungen
innerhalb ihres Produktplans bis zur H6he von 100 000 Euro im Einzelfall
vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbewilligungen

1. zugunsten nicht Ubertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428; auf3er in
Fallen des Absatz 6,

2. zulasten der Gruppe 441,

3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven
Ausgaben der Gruppen 985 und 986 bei Einsparung von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppen 985 und
986.

(4) Soweit im Rahmen der Erméachtigungen nach Absatz 1 Nummer 1 und 2,
Absatz 2, 3 und 5 langerfristige Verpflichtungen, die tGber die Ermachtigungen nach
§ 38 der Landeshaushaltsordnung hinausgehen, eingegangen werden sollen, ist die
Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich.

(5) Die Erméachtigungen nach Absatz 1 Nummer 2 und 4, Absatz 2 und Absatz 3
gelten auch fur produktgruppeninterne, produktgruppentbergreifende sowie produki-
bereichstbergreifende Nachbewilligungen mit Deckung aus bereits erzielten Mehr-
einnahmen, soweit diese Mehreinnahmen nicht zum Ausgleich von Minderein-
nahmen an anderer Stelle des Produktplans dienen missen.

(6) Fur produktgruppenibergreifende sowie produktbereichsibergreifende Nach-
bewilligungen von nicht Gbertragbaren Ausgaben zwischen den Gruppen 422 und
428 gelten die Regelungen der Absétze 2 und 3. Dies schlie3t die Ermé&chtigung ein,
Planstellen und Stellen innerhalb des Produktbereichs oder des Produktplans bis zu
einem Finanzvolumen von 100 000 Euro zu verlagern.

(7) Die Produktbereichsverantwortlichen werden ermachtigt, Sperren nach § 22
Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung geman § 36 Absatz 1 der Landeshaushalts-
ordnung fur solche BaumaBnahmen aufzuheben, deren Gesamtkosten 500 000 Euro
nicht Gberschreiten.

(8) Die Produktbereichsverantwortlichen werden erméchtigt, veranschlagte
Verpflichtungsermachtigungen fir in sich abgeschlossene MaBnahmen mit einem
Gesamtbetrag von bis zu 500 000 Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im
Rahmen des nachstjahrigen Haushalts oder in der geltenden Finanzplanung
gesichert ist.



(9) Die Erméachtigungen nach den Absatzen 1 bis 3 und Absatz 6 gelten nur,
soweit die Finanz-, Personal- und Fachziele nach § 1a Satz 2 der
Landeshaushaltsordnung nicht wesentlich beeintrachtigt werden. Die
Inanspruchnahme von Rucklagen fir die Einstellung unbefristeten Personals ist nicht
zulassig.

(10) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch die Regelungen der
Absatze 1 bis 9 unberihrt.

(11) Der Senator fur Finanzen wird ermé&chtigt, die nach den Abséatzen 1 bis 9
erforderlichen Verfahrensregelungen zu treffen.

§4
Planungssicherheit

(1) Aus Grinden der Planungssicherheit stehen fir den Bereich der konsumtiven
Ausgaben (Hauptgruppen 5 und 6 und Gruppen 985 und 986) und flir den Bereich
der investiven Ausgaben (Hauptgruppen 7 und 8 und Gruppen 985 und 986) fir den
Gesamthaushalt jeweils 95 vom Hundert der Anschlage zur Verfligung. Der Senat
wird ermachtigt, in diesem Rahmen die Anteilsatze der Produktbereiche auf der
Grundlage von Verpflichtungsgraden festzulegen. Insoweit werden die Eingriffsrechte
des Senats nach § 41 der Landeshaushaltsordnung eingeschrankt.

(2) Soweit sich im Verlauf des Haushaltsjahres, bis spatestens 15. Oktober, allge-
meine Haushaltsverschlechterungen ergeben, die BewirtschaftungsmafBnahmen
nach § 41 der Landeshaushaltsordnung erforderlich machen, sind diese aus den im
Gesamthaushalt verbleibenden 5 vom Hundert zu finanzieren.

(3) Sofern der Senat seine Ermachtigung nach Absatz 1 Satz 2 in Anspruch
nimmt, ist der Haushalts- und Finanzausschuss Uber die sich daraus ergebenden
Anpassungen der im Produktgruppenhaushalt vereinbarten Personal- und
Leistungsziele zu unterrichten. Der Senator fir Finanzen wird ermachtigt, das nahere
Verfahren zu regeln.

§5
Ubertragbarkeiten

Nach § 19 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung werden die Ausgaben der Gruppe
441, der Hauptgruppen 5 und 6 und die konsumtiven Ausgaben der Gruppen 985
und 986 flr Gbertragbar erklart. Die Ubertragbarkeit kann durch Haushaltsvermerk
ausgeschlossen werden. Eine Ubertragung erfolgt nicht, sofern die Ausgaben zum
Ausgleich von Mehrausgaben oder von Mindereinnahmen herangezogen werden
mussen.



§6
Riicklage flir Versorgungsvorsorge

(1) Die aus der Verbeamtung von Tarifbeschaftigten entstandenen Entlastungs-
effekte bei den Dienstbeziigen, den Versorgungszuschlagen bei refinanzierter
Beschaftigung und den Versorgungsumlagebetragen ausgegliederter Einrichtungen
sowie durch den Senator fir Finanzen festgestellte Minderausgaben bei den
Gruppen 422 und 428, die aus Teilzeitbeschaftigung nach § 63 des Bremischen
Beamtengesetzes, nach dem Tarifvertrag zu flexiblen Altersteilzeitregelungen fur
altere Beschaftigte vom 27. Februar 2010 (TVFlexAZ) oder aus dem
Altersteilzeitgesetz resultieren, sind als Rickstellungen der Anstalt zur Bildung einer
Rucklage fur Versorgungsvorsorge der Freien Hansestadt Bremen zuzufihren.

(2) Der nach Absatz 1 bei refinanzierter Beschéftigung abzufiihrende Versor-
gungszuschlag betragt bei Beamten und Richtern 30 vom Hundert der ruhegehalt-
fahigen Dienstbezlge einschlieBlich der gegebenenfalls zustehenden anteiligen
Sonderzahlung und bei ruhelohnanwartschaftsberechtigten Tarifbeschaftigten
14,29 vom Hundert des Arbeitnehmerbruttos. Der Versorgungszuschlag wird grund-
satzlich auch bei Abordnungen an andere Dienstherren erhoben, wenn die Abord-
nung im Interesse des aufnehmenden Dienstherrn erfolgt. Eine entsprechende
Verbuchung der Falle auf refinanzierten Ausgabehaushaltsstellen der Gruppe 422 ist
sicherzustellen.

(3) Die nach Absatz 1 von (ausgegliederten) Einrichtungen der Stadtgemeinde flir
die bei ihnen tatigen Beschaftigten zu leistende Versorgungsumlage betragt bei
Beamten und Richtern 35 vom Hundert der ruhegehaltfdhigen Dienstbezige ein-
schlieBlich der gegebenenfalls zustehenden anteiligen Sonderzahlung und bei ruhe-
lohnanwartschaftsberechtigten Tarifbeschéaftigten 14,29 vom Hundert des Arbeit-
nehmerbruttos. Im Gegenzug wird die spatere Versorgung der Beschéftigten vom
Haushalt getragen.

(4) Die jahrlichen Einnahmen, die aus dem Staatsvertrag Uber die Verteilung von
Versorgungslasten bei bund- und Iandertbergreifenden Dienstherrnwechseln (Ver-
sorgungslastenteilungs-Staatsvertrag) resultieren, sollen zur Deckung der diesbe-
zlglichen jahrlichen Ausgaben verwendet werden. Gegebenenfalls anfallende
Mehreinnahmen sollen zum Aufbau einer Risikovorsorge an die Anstalt flir Versor-
gungsvorsorge abgefihrt werden.

(5) Bei jeder neuen Gewéahrung von Altersteilzeit im Blockmodell sind die wahrend
der Aktivphase entstehenden Budgetentlastungseffekte als Rickstellung zum antei-
ligen Ausgleich der Folgeeffekte der Altersteilzeit der Anstalt fir Versorgungsvor-
sorge zuzuftihren. Dies gilt fir alle Altersteilzeitfalle nach § 63 des Bremischen
Beamtengesetzes, nach dem Tarifvertrag zu flexiblen Altersteilzeitregelungen fur
altere Beschaftigte vom 27. Februar 2010 (TVFlexAZ) oder des Altersteilzeit-
gesetzes, denen nach dem 1. Januar 2008 Altersteilzeit gewahrt wurde. Zum Aus-
gleich der Folgeeffekte der Altersteilzeit werden die gebildeten Rickstellungen bei
der Anstalt zur Bildung einer Riicklage flr Versorgungsvorsorge der Freien Hanse-
stadt Bremen im Rahmen der Veranschlagung in den Folgejahren auf ein auBBer-
haushaltsméaBiges Konto, auf dem die Altersteilzeitfalle wahrend der Passivphase
gebucht werden, zurlckgefihrt.



(6) Bei der Gewahrung von Teilzeitbeschaftigung im Rahmen eines sogenannten
Sabbatjahres, kénnen Budgetentlastungseffekte als Rickstellung zum anteiligen
Ausgleich der Folgeeffekte des Sabbatjahres (zum Beispiel Finanzierung einer
Ersatzkraft) der Anstalt flir Versorgungsvorsorge zugefihrt werden. Uber die
Zufuhrung und Entnahme entscheidet die zustéandige senatorische Behérde. Die
Hoéhe des Budgetentlastungseffekts muss beim Senator flir Finanzen nachgewiesen
werden. Die Regelung gilt fur die Kernverwaltung sowie kameral buchende
Sonderhaushalte.

(7) Der Senator fir Finanzen wird erméachtigt, das nahere Verfahren zu regeln.
§7

Unterjéahriges Controlling/Berichtswesen/
Vollzug der Sondervermdgen nach § 26 der Landeshaushaltsordnung/
Umsetzung und Vollzug steuerrechtlicher Rahmenbedingungen

(1) Ziel des unterjéahrigen Controllings ist es, auf der Grundlage des Produkt-
gruppenhaushalts unter Einbeziehung von Daten aus der Kosten- und Leistungs-
rechnung, Entwicklungen zu erkennen und aufzugreifen, soweit diese von finan-
zieller, personalwirtschaftlicher oder leistungsbezogener Bedeutung sind, bei
Abweichungen rechtzeitig GegensteuerungsmaBnahmen einzuleiten und Vorschlage
zur Einhaltung des Budgetrahmens, der Personalziele und der Leistungsziele aufzu-
zeigen.

(2) Der Senat ist verpflichtet, dem Haushalts- und Finanzausschuss auf den
Ebenen des Gesamthaushalts, der Produktbereiche und Produktplane sowie fur die
Betriebe, sonstigen Sondervermdgen, Beteiligungen und Zuwendungsempfanger
periodisch Berichte vorzulegen. Flr den Investitionsbereich des Haushalts sind dabei
auch samtliche Vorbelastungen kinftiger Haushaltsjahre - nach Jahren getrennt -
darzustellen. Im Ubrigen wird der Haushalts- und Finanzausschuss ermachtigt, Form,
Inhalt und Periodizitat des Berichtswesens festzulegen.

(3) Das parlamentarische Budgetrecht des Haushalts- und Finanzausschusses
bleibt von dem Berichtswesen nach den Abséatzen 1 und 2 unberihrt.

(4) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermé&chtigt, zum Vollzug der
Wirtschaftsplane der Betriebe und sonstigen Sondervermdgen nach § 26 der
Landeshaushaltsordnung das n&here Verfahren zu regein.

(5) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch die Regelungen der Absatze 1
bis 3 unberihrt.

(6) Der Senator fir Finanzen darf die zur Realisierung eines alle Einrichtungen der
Stadtgemeinde umfassenden Personalmanagements und —controllings
erforderlichen Daten im Datenbanksystem PuMa (Personalverwaltung und
Management) unter Beriicksichtigung datenschutzrechtlicher Vorschriften
verarbeiten. Dies schlie3t die der Budgetierung zugrunde liegenden Daten, Daten
Uber krankheitsbedingte Fehlzeiten, zum Arbeitsschutz und nach dem
Landesgleichstellungsgesetz sowie zur Abwicklung der Altersteilzeitregelung geman
§ 6 Absatz 5 ein. Hierzu gehért auch die Unterstitzung des dezentralen Personal-
controllings und der dezentralen Personal- und Stellenverwaltung einschlielich



Gehaltssachbearbeitung. Die in Absatz 2 genannten Einrichtungen der Freien
Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde), deren Personaldaten im Rahmen des Daten-
banksystems PuMa nicht oder nur teilweise zur Verfligung stehen, sind verpflichtet,
dem Senator fur Finanzen diese periodisch und automatisiert zur Verfigung zu
stellen. Der Senator fir Finanzen wird erméchtigt, die hierzu erforderlichen Ver-
fahrensregelungen zu treffen.

(7) Der Senator fir Finanzen darf zur Berechnung von Pensionsriickstellungen
und ahnlicher Verpflichtungen der Freien Hansestadt Bremen die dafir notwendigen
Daten aus dem Verfahren PuMa und dem Bezlige- und Gehaltsabrechnungs-
verfahren KIDICAP unter Berlcksichtigung datenschutzrechtlicher Vorschriften
verarbeiten. Dies schlie3t die anonymisierte Weitergabe der Daten an fur die
Durchfiihrung der Berechnung der Pensionsrlckstellung beauftragte Dritte ein.

(8) Es wird ein unterjahriges Controlling
1. flr Beteiligungen und Sondervermégen und
2. Uber die MaBnahmen der Investitionsplanung

eingerichtet. Die hierfur erforderlichen Daten sind periodisch und automatisiert zur
Verfligung zu stellen. Der Senat wird erméachtigt, die hierzu erforderlichen Ver-
fahrensregelungen, insbesondere die Festlegung der Berichtspflichten und der
Zustandigkeiten fir die Berichterstattung, zu treffen. Der Senator firr Finanzen und
die zustéandigen Fachressorts durfen die jeweils erhobenen Daten, insbesondere
zur Realisierung eines alle Einrichtungen der Freien Hansestadt Bremen
umfassenden Controllings der maBnahmenbezogenen Investitionsplanung, in
einem Datenbanksystem verarbeiten.

(9) Der Senator fur Finanzen darf in das Rechnungswesen-System und das
Vertragswesen der Stadtgemeinde Einsicht nehmen und steuerlich relevante Daten
verarbeiten, soweit dies

1. zur Umsetzung des § 2b des Umsatzsteuergesetzes und damit im
Zusammenhang stehender Vorbereitungshandlungen sowie

2. zur Erfullung der bundesgesetzlichen Steuererklarungspflichten der
Stadtgemeinde Bremen, ihrer Betriebe gewerblicher Art, Eigenbetriebe, sonsti-
gen Sondervermdgen und anderen Organisationseinheiten

erforderlich ist. Dies gilt auch wenn diese Daten urspriinglich zu anderen Zwecken
erhoben wurden. Datenschutzrechtliche Bestimmungen sind zu beachten, soweit
bundesgesetzliches Steuerrecht nicht entgegensteht. Der Umfang der Daten, auf
die sich die Berechtigung zur Einsichtnahme und Verarbeitung des Senator flir
Finanzen bezieht, bestimmt sich nach den Anforderungen, die an eine
ordnungsgemanie Rechnung im Sinne des § 14 des Umsatzsteuergesetz zu
stellen sind, sowie nach den diesen Rechnungen zu Grunde liegenden
vertraglichen Vereinbarungen. Dies gilt entsprechend flr Daten im
Zusammenhang mit Entgelten, die auf éffentlich-rechtlicher Grundlage erhoben
oder geleistet werden. Nach Ablauf der in § 257 des Handelsgesetzbuches und in
§ 147 der Abgabenordnung bestimmten Aufbewahrungsfristen sind die
verarbeiteten Daten sowie die dazugehdrigen vertraglichen Vereinbarungen zu



I6schen oder zu vernichten. Der Senator fir Finanzen wird erméchtigt, die
erforderlichen Verfahrensregelungen zu treffen.

§8

Sonstige Ermachtigungen des Haushalts- und Finanzausschusses

(1) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermé&chtigt, wesentliche Ande-
rungen der im Produktgruppenhaushalt festgelegten Zielvorgaben zu beschlieBen.

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird dartber hinaus erméachtigt,

1.

Nachbewilligungen auf den Haushalt im Rahmen von Deckungsmdglichkeiten
im laufenden Haushaltsjahr zu beschlie3en,

anstelle veranschlagter Verpflichtungserméachtigungen andere (tber- oder
auBerplanmanige) Verpflichtungsermachtigungen zu erteilen,

Ausnahmen vom Bruttoprinzip in Féllen zuzulassen, in denen ein unmittelbarer
Zusammenhang zwischen Einnahmen und Ausgaben besteht,

Bei Vorliegen eines unabweisbaren Bedarfs, der ein Hinausschieben bis zur
Verkindung des nachsten Haushaltsgesetzes ausschlie3t, die erforderlichen
Stellenplananderungen vorzunehmen, die sich ergeben aus

a) den bundesrechtlichen Bestimmungen auf dem Gebiet des Personalrechts,
die fur die Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) verbindlich sind,

b) etwaigen Anderungen des bremischen Besoldungs- und Laufbahnrechts,
c) dem Bremischen Abgeordnetengesetz,
d) dem Bremischen Personalvertretungsgesetz.

Planstellen und Stellen innerhalb eines Haushalts umzusetzen und in Fallen
der Umsetzung zwischen dem Landes- und dem Stadthaushalt in dem auf-
nehmenden Haushalt entsprechende Planstellen und Stellen neu zu schaffen,
und die in dem abgebenden Haushalt nicht mehr bendétigten Planstellen und
Stellen zu streichen,

alle mit der Griindung von Betrieben nach § 26 Absatz 1 und 2 der Landes-
haushaltsordnung verbundenen haushaltsméaBigen Umsetzungen vorzu-
nehmen,

Ausgabebeschrankungen unter Beriicksichtigung der Regelungen nach § 4
festzulegen, die zur Absicherung von Haushaltsrisiken dienen; dazu kann
insbesondere das den Ressorts zur Verfligung stehende Haushaltsvolumen
begrenzt und der Liquiditatsabfluss zeitlich eingeschrankt werden,

Betragsgrenzen flr

a) flr die Zustimmungsbedurftigkeit des Betriebsausschusses und der
Birgerschaft zu erfolgsgeféhrdenden Mehraufwendungen geman § 18
Absatz 3 Satz 2 des Bremischen Sondervermbgensgesetzes,



b) flir die Veranschlagung von Anschaffungskosten geman § 20 Absatz 1
Satz 3 des Bremischen Sondervermégensgesetzes,

c) fardie Inanspruchnahme von Verpflichtungsermachtigungen gemaf § 20
Absatz 2 Satz 3 des Bremischen Sondervermégensgesetzes und

d) fOr die Zustimmungsbedurftigkeit der Birgerschaft geman § 20 Absatz 6
Satz 1 des Bremischen Sondervermbgensgesetzes

festzusetzen; eine Uberschreitung der Betragsgrenzen bedarf jeweils der
Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses.

9. Uber die Verwendung von Minderausgaben in H6he von mehr als
1 000 000 Euro, die sich bei einzelnen Investitionsvorhaben aufgrund einer
Unterschreitung des festgestellten Kostenrahmens innerhalb eines sonstigen
Sondervermbgens ergeben, zu entscheiden.

(3) Die aufgrund der Erméchtigungen in § 9 Absatz 2 Nummer 4 des
Haushaltsgesetzes der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) flir das
Haushaltsjahr 2019 durch den Haushalts- und Finanzausschuss beschlossenen
Stellenplananderungen und die flr das Haushaltsjahr 2019 ohne Befristung
bewilligten Stellen gelten auch fir das Haushaltsjahr 2020.

(4) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermé&chtigt, die Deckungsféhig-
keiten nach § 2, die Ubertragung der Nachbewilligungsbefugnis, die Befugnis zur
Sperrenaufhebung und zur Erteilung von Verpflichtungsermé&chtigungen nach § 3,
die Ubertragbarkeiten nach § 5 sowie die Mdglichkeit zur Ricklagenbildung nach §
62 Absatz 2 Landeshaushaltsordnung gegebenenfalls im Einzelfall zu begrenzen
oder aufzuheben.

(5) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, zur Sicherung der
Personalhaushalte fir Produktplane

1. einen Befbérderungsstopp,
2. einen Einstellungsstopp,
3. die Ricknahme dezentraler personalwirtschaftlicher Befugnisse

zu beschlieBBen. Er kann die Personalhaushalte fir Produktplane in Teilen oder in
Ganze zu Personallberhangbereichen erklaren, in denen fluktuationserhé6hende und
mobilitatsférdernde Instrumente bis hin zum dienststellentbergreifenden Personal-
einsatz auszuschdpfen sind.



§9
Kreditermachtigungen

(1) Der Senator fir Finanzen wird ermachtigt, zur Deckung von Ausgaben Kredite
bis zur Hohe von XXX XXX XXX aufzunehmen.

(2) Der Senator fir Finanzen wird ermachtigt, Kredite aufzunehmen
1. zur Tilgung von in dem Haushaltsjahr 2020 fallig werdenden Krediten,
zur vorzeitigen Tilgung von Schulden,

zur Tilgung kurzfristiger Kredite sowie

> W D

zum Kauf von Inhaberschuldverschreibungen der Stadtgemeinde, der aus
Grunden der Markipflege erforderlich ist.

Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist nach der Kassenlage, den jeweiligen
Kapitalmarktverhéltnissen und den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen zu
bestimmen.

(3) Der Senator fur Finanzen wird ermachtigt, Kassenverstarkungskredite bis zu 8
vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten Betrages der Einnahme und Ausgabe
aufzunehmen. Dieser Betrag erh6ht sich um die noch nicht aufgenommenen
Darlehen am Kreditmarkt nach Absatz 1 und 2. Auf die Kreditermachtigung sind die
Betrage anzurechnen, die aufgrund von Erméachtigungen friherer Haushaltsgesetze
aufgenommen worden sind.

(4) Zur Umsetzung des zentralen Cashmanagements wird der Senator fir
Finanzen nach Zustimmung durch den Haushalts- und Finanzausschuss fur den
jeweiligen Einzelfall erméachtigt, Sondervermdgen, Eigenbetrieben, Stiftungen,
Anstalten des 6ffentlichen Rechts sowie Eigengesellschaften, die zuvor Teile der
Gebietskérperschaft der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) waren oder
deren Aufgaben wahrnehmen, im Haushaltsjahr 2020 verzinsliche Liquiditatshilfen
unter Anrechnung auf die in Absatz 3 Satz 1 festgelegte H6he zu gewéhren. Der
Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, Regelungen zur Umsetzung des
zentralen Cashmanagements zu treffen und hierin die allgemeinen Grundlagen und
Kriterien flr verzinsliche Liquiditatshilfen zu definieren und festzulegen. Die am
Cashmanagement beteiligten Vertragspartner haben einen Rahmenvertrag zu
vereinbaren, in dem die Regelungen zum zentralen Cashmanagement bei dem
Senator flr Finanzen bericksichtigt sind. Die Bestédnde der Sondervermdgen kdnnen
bis zu ihrer konkreten Inanspruchnahme im Rahmen der Liquiditatssteuerung des
Gesamthaushalts eingesetzt werden.

(5) Ab dem 1. Oktober des Haushaltsjahres 2020 dirfen in Vorgriff auf die
Kreditermachtigung des jeweils nachsten Haushaltsjahres Kredite am Kreditmarkt bis
zur H6he von sechs vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten Betrages der
Einnahme und Ausgabe aufgenommen werden. Diese Kredite sind auf die
Kreditermachtigung des jeweils nachsten Haushaltsjahres anzurechnen.



(6) Im Rahmen der Kreditfinanzierung kann der Senator fiir Finanzen auch
erganzende Vereinbarungen treffen, die der Steuerung von Zinsénderungs-, Liquidi-
tats- und Wahrungsrisiken sowie der Erzielung ginstiger Konditionen und &hnlichen
Zwecken bei bestehenden Krediten, neuen Krediten sowie Anschlussfinanzierungen
fur fallig werdende Tilgungen dienen. Die Summe der flr derartige Vereinbarungen
aufgewandten Betrage darf 25 vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten
Betrages der Einnahmen und Ausgaben nicht Gbersteigen. Der Senator fiir Finanzen
wird ermachtigt, im Rahmen dieser Vereinbarungen Sicherheiten zu stellen sowie
entgegenzunehmen. Fir die Finanzierung der zu stellenden Sicherheiten dirfen
Kredite mit einer maximalen Laufzeit von zwei Jahren aufgenommen werden. Bei
Pramieneinnahmen und -zahlungen, die in der Summe Uber fiinf vom Hundert des
veranschlagten Betrages flr Zinsausgaben hinausgehen, ist die Zustimmung des
Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich.

§ 10
Sonstige Verfahrensvorschriften

(1) Durch zweckgebundene Einnahmen gedeckte Ausgaben fir BaumaBnahmen
gelten als entsperrt.

(2) In Héhe der in den Vorjahren erteilten Verpflichtungsermachtigungen gelten die
entsprechenden Ausgaben, soweit sie unter die Sperre des § 22 Absatz 1 der
Landeshaushaltsordnung fallen, als entsperrt.

(3) In den Vorjahren erteilte und nicht in Anspruch genommene Verpflichtungser-
machtigungen, die aus Ausgabemitteln des laufenden Haushaltsjahres nicht abge-
deckt werden kénnen, gelten fort.

(4) Der Senator fur Finanzen wird ermé&chtigt,

1. mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses nicht bendétigte
Ausgaben zu sperren,

2. in Hohe vorjahriger Verlustvortrage Betrage bei den konsumtiven Ausgaben zu
sperren oder zum Ausgleich Mehreinnahmen heranzuziehen,

3. Nachbewilligungen auf den Haushalt bis zur H6he von 100 000 Euro im
Rahmen von Deckungsmadglichkeiten einschlieBlich damit verbundener oder
far sich erforderliche Veranderungen bei den Beschaftigungszielzahlen, dem
Stellenvolumen und dem Stellenindex vorzunehmen; dies schlief3t die
Ermachtigung ein, Veranderungen bei Planstellen und Stellen im Sinne von
§ 3 Absatz 1 Nummer 3 mit produktplanibergreifendem Ausgleich innerhalb
einer Dienststelle unbeachtlich der Besoldungs- und Entlohnungsgrenzen des
§ 3 Absatz 1 Nummer 3 vorzunehmen,

4. Uber- oder auBerplanmaBige Verpflichtungsermachtigungen bis zu
500 000 Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im Rahmen des néchst-
jahrigen Haushalts oder in der Finanzplanung sichergestellt ist,

5. die Sperre fir alle Ausgaben und Verpflichtungsermachtigungen fir Bauman-
nahmen nach § 22 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung aufzuheben,



6. Anzahl und Struktur der Stellen fliir Auszubildende an die beschlossene und
finanziell gesicherte Ausbildungsplanung anzupassen,

7. innerhalb der von den Deckungsfahigkeiten nach § 2 Absatz 1 Nummer 2
ausgenommenen Ausgaben der Gruppe 441 und den fir die
Nachversicherung ausgeschiedener Beamter und Richter veranschlagten
Mitteln produktplantibergreifend einen Ausgleich vorzunehmen.

(5) Soweit veranschlagte Einnahmen, die der Haushaltsdeckung dienen, nicht
erzielt werden, sind die verantwortlichen Personen nach § 9 Absatz 2 der
Landeshaushaltsordnung verpflichtet, entsprechende Mehreinnahmen oder
Minderausgaben an anderer Stelle nachzuweisen. Der Senator flr Finanzen wird
ermachtigt, das Verfahren zu regeln.

(6) Bei Anfall nicht veranschlagter zweckgebundener Einnahmen, auf3er bei
Kreditaufnahmen, dirfen die entsprechenden Ausgaben nach Mafl3gabe der von dem
Senator flr Finanzen einzurichtenden Titel Gber- oder auBerplanmaBig geleistet
werden.

(7) Bei der NutzungsUberlassung von Grundsticken und Grundstiicksteilen darf
mit Zustimmung des Senator fir Finanzen von den Vorschriften des § 63 Absatz 5 in
Verbindung mit Absatz 3 der Landeshaushaltsordnung abgewichen werden.

(8) Erstattungen von Bediensteten fir die genehmigte private Nutzung von
Geréten und Einrichtungen dirfen von den Ausgaben abgesetzt werden.

(9) Die Gewahrung von Pramien und Zulagen nach der Bremischen Leistungs-
pramien- und -zulagenverordnung kann nur im Rahmen der Personalbudgets
erfolgen. Zur Sicherstellung einer gleichmaBigen Gewahrung von Pramien und
Zulagen kann ein Ausgleich im jeweiligen Produktplan hergestellt werden.

(10) Der Senator fir Finanzen wird erméachtigt, im Falle auBerordentlicher
Inanspruchnahme in Haftpflichtfallen, die nicht aus in der Haushaltsstelle
3992/681 50-0, Schadenersatzleistungen bei Haftpflichtféllen, veranschlagten Mitteln
finanziert werden kann, bis zur Endabrechnung Uber den Haftpflichtschadenaus-
gleich der deutschen GroBstadte vorschussweise Zahlungen zu leisten, die im
Rahmen der Ermé&chtigung zur Aufnahme von Kassenkrediten nach § 9 Absatz 2 zu
finanzieren sind.

(11) Der Senat wird ermachtigt, im Vorgriff auf Besoldungs- und Tarifanpassungen
Zahlungen zu leisten, wenn und soweit die Anpassungen dem Grunde und der H6he
nach hinreichend konkretisiert sind. Die Zahlungen sind unter Vorbehalt der endgulti-
gen Regelung zu stellen.

(12) Im Zusammenhang mit der Umbuchung von Altersteilzeitfallen wahrend der
Passivphase auf ein auBBerhaushaltsmaiiges Konto gemal § 6 Absatz 5 darf der
Senator flr Finanzen dort entsprechende Stellen - auch Gber Besoldungsgruppe
A 15 hinaus - einrichten und auflésen.

(13) Mehrausgaben flr ein Einzelvorhaben innerhalb eines sonstigen Sonder-
vermogens oder Eigenbetriebs, die einen im Investitionsplan festgesetzten Betrag
um bis zu dem vom Haushalts- und Finanzausschuss nach § 8 Absatz 2 Nummer 8



zu bestimmenden Betrag Uberschreiten, bedirfen der Zustimmung des
Sondervermégensausschusses oder des Betriebsausschusses.

§ 11

Kosten- und Leistungsrechnung

Die mit der Durchflihrung der Kosten- und Leistungsrechnung beauftragten
Personen stellen die Einrichtung und den Betrieb der Kosten- und Leistungs-
rechnung sicher. Sie haben das Recht, die fir diesen Zweck notwendigen Daten-
bestande des Rechnungswesens einzusehen und zu verarbeiten.

§ 12

Birgschaften, Garantien, sonstige Gewahrleistungen

(1) Der Senator fir Finanzen wird erméachtigt, Blrgschaften, Garantien oder
sonstige Gewahrleistungen in folgender H6he zu Ubernehmen:

1.
2.

zur Férderung von Verkehrsbetrieben bis zu 52 000 000 Euro,

zur Absicherung von Betriebsmitteln der Bremer Verkehrsgesellschaft mbH bis
zur H6he von 103 000 000 Euro,

zur Absicherung von Investitionsdarlehen der Bremer StraB3enbahn AG bis zur
H6he von 65 900 000 Euro,

im Ubrigen bis zu 170 000 000 Euro,

zur Deckung des Risikos der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) und
von Zuwendungsempfangern der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde)
aus der Haftung far Leihgaben im Bereich von Kunst und Kultur bis zu

310 000 000 Euro;

der Senator fir Finanzen darf die Ermachtigung nach Nummer 1 und 4 an eine
juristische Person Ubertragen.

(2) Gewahrleistungen, die nicht in Euro Gbernommen werden, sind zu dem Mittel-
kurs, der vor Ausfertigung der Urkunden zuletzt amtlich festgestellt worden ist, auf
den Hochstbetrag anzurechnen.

(3) Bargschaften, Garantien oder sonstige Gewahrleistungen fir Kredite, die im
laufenden Haushaltsjahr Gbernommen und zurlckgefihrt worden sind, sind nicht auf
die Hochstbetrage anzurechnen. Dies gilt auch fir Haftungsibernahmen geman der
Ermachtigung des Absatzes 1 Nummer 4.



§ 13
Technische Erméachtigungen

Der Senator fiir Finanzen wird ermachtigt, im Haushalts-, Produktgruppen- oder
Stellenplan notwendige technische Anpassungen vorzunehmen.

§14
Inkrafttreten

Dieses Ortsgesetz tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.
Bremen, den XX. 2020

Der Senat



Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde)
fur das Haushaltsjahr 2021

Vom XX. 2020

Der Senat verkliindet das nachstehende, von der Stadtblrgerschaft beschlossene
Ortsgesetz:

§ 1
Feststellungsklauseln

(1) Der Haushaltsplan fir das Haushaltsjahr 2021 wird in Einnahmen und
Ausgaben auf X XXX XXX XXX Euro, die Verpflichtungsermachtigungen werden auf
XXX XXX XXX Euro festgestellt. Der Gesamtplan wird diesem Ortsgesetz als Anlage
beigefligt.

(2) Das im Stellenplan fir das Haushaltsjahr 2021 far den Personalhaushalt aus-
gewiesene Stellenvolumen wird auf X XXX festgesetzt. Der Stellenindex betragt
X,XX. Daneben werden flr

den Personalhaushalt XXX,

die Betriebe nach § 26 der
Landeshaushaltsordnung X XXX,

die Anstalten des 6ffentlichen Rechts XXX,
die Stiftungen des 6ffentlichen Rechts XX

als refinanziertes Stellenvolumen ausgewiesen. Des Weiteren werden flr den
Personalhaushalt XX Stellenvolumen als temporare Personalmittel, XXXStellen-
volumen als temporare fllichtlingsbezogene Personalmittel im Haushaltsjahr 2021
ausgewiesen.

§2
Deckungsfahigkeiten

(1) Auf der Grundlage von § 20 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung sind inner-
halb einer Produktgruppe gegenseitig deckungsfahig

1. die nicht Gbertragbaren Ausgaben der Gruppen 422 und 428,

2. die sonstigen nicht Ubertragbaren Ausgaben der Hauptgruppe 4 mit
Ausnahme der Gruppe 441,

3. die Ausgaben der Hauptgruppe 5,



4.
5.

die Ausgaben der Hauptgruppe 6,
die konsumtiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986.

(2) Ausgenommen von der gegenseitigen Deckungsfahigkeit nach Absatz 1 sind
diejenigen Ausgaben, fir die durch Haushaltsvermerk eine andere Regelung
getroffen worden ist.

§ 3

Nachbewilligungen, Sperrenaufhebungen,
Erteilung von Verpflichtungsermachtigungen

(1) Die Produktgruppenverantwortlichen werden ermachtigt,

1.

innerhalb einer Produktgruppe Ausgaben bei den Hauptgruppen 7 und 8 und
den investiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986 zulasten von Ausgaben
der Hauptgruppen 5 und 6 und der konsumtiven Ausgaben der Gruppen 985
und 986 nachzubewilligen,

alle tGbrigen produktgruppeninternen Nachbewilligungen bis zur Héhe von
100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nach-
bewilligungen

a) zugunsten nicht Gbertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
b) zulasten der Gruppe 441,

c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsum-
tiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986 bei Einsparung von Ausgaben
der Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppen
985 und 986,

innerhalb einer Produktgruppe unter Beachtung des Stellenvolumens und des
Stellenindexes Veranderungen bei Planstellen bis Besoldungsgruppe A 14
sowie bei planmaBigen Stellen bis Entgeltgruppe 14, Tarifvertrage fir den
6ffentlichen Dienst (TV-L und TV6D), vorzunehmen, soweit das Finanz-
volumen der MaBnahme 100 000 Euro im Jahr nicht Gberschreitet. In allen
anderen Fallen ist die Zustimmung des zur Einrichtung, Streichung und
Hebung von Planstellen und Stellen ermachtigten Haushalts- und Finanzaus-
schusses erforderlich. Die Erméachtigung nach Satz 1 und 2 schlief3t ein, Plan-
stellen und Stellen in dem Umfang zu schaffen, wie Personalausgaben dauer-
haft eingespart werden,

innerhalb einer Produktgruppe im Rahmen einer gesicherten Refinanzierung
Planstellen und Stellen fur Tarifbeschaftigte in fachlich gebotener Menge und
Struktur einzurichten. Die Erméchtigung gilt sinngeman fir die Personen, die
fur Betriebe der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) nach § 26 der
Landeshaushaltsordnung oder Stiftungen des 6ffentlichen Rechts verantwort-
lich sind, soweit diese nicht als Produktgruppe im Produktgruppenhaushalt
gefuhrt werden; ein etwaiges Zustimmungserfordernis des jeweiligen Auf-
sichtsgremiums bleibt hiervon unbenommen.



(2) Die Produktbereichsverantwortlichen werden erméchtigt, Nachbewilligungen
innerhalb ihres Produktbereichs bis zur Héhe von 100 000 Euro im Einzelfall
vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbewilligungen

1. zugunsten nicht Ubertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428, auf3er in
Fallen des Absatz 6

2. zulasten der Gruppe 441,

3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven
Ausgaben der Gruppen 985 und 986 bei Einsparung von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppen 985 und
986.

(3) Die Produktplanverantwortlichen werden erméachtigt, Nachbewilligungen
innerhalb ihres Produktplans bis zur Hohe von 100 000 Euro im Einzelfall
vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbewilligungen

1. zugunsten nicht Ubertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428; aul3er in
Fallen des Absatz 6,

2. zulasten der Gruppe 441,

3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven
Ausgaben der Gruppen 985 und 986 bei Einsparung von Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppen 985 und
986.

(4) Soweit im Rahmen der Ermachtigungen nach Absatz 1 Nummer 1 und 2,
Absatz 2, 3 und 5 langerfristige Verpflichtungen, die Uber die Ermé&chtigungen nach
§ 38 der Landeshaushaltsordnung hinausgehen, eingegangen werden sollen, ist die
Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich.

(5) Die Erméachtigungen nach Absatz 1 Nummer 2 und 4, Absatz 2 und Absatz 3
gelten auch fur produktgruppeninterne, produktgruppenibergreifende sowie produkt-
bereichslbergreifende Nachbewilligungen mit Deckung aus bereits erzielten Mehr-
einnahmen, soweit diese Mehreinnahmen nicht zum Ausgleich von Minderein-
nahmen an anderer Stelle des Produktplans dienen missen.

(6) Fur produktgruppenibergreifende sowie produktbereichstibergreifende Nach-
bewilligungen von nicht Gbertragbaren Ausgaben zwischen den Gruppen 422 und
428 gelten die Regelungen der Absétze 2 und 3. Dies schlie3t die Erméachtigung ein,
Planstellen und Stellen innerhalb des Produktbereichs oder des Produktplans bis zu
einem Finanzvolumen von 100 000 Euro zu verlagern.

(7) Die Produktbereichsverantwortlichen werden ermachtigt, Sperren nach § 22
Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung geman § 36 Absatz 1 der Landeshaushalts-
ordnung fur solche BaumaBnahmen aufzuheben, deren Gesamtkosten 500 000 Euro
nicht Gberschreiten.

(8) Die Produktbereichsverantwortlichen werden erméchtigt, veranschlagte
Verpflichtungserméachtigungen fir in sich abgeschlossene MaBnahmen mit einem
Gesamtbetrag von bis zu 500 000 Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im



Rahmen des nachstjahrigen Haushalts oder in der geltenden Finanzplanung
gesichert ist.

(9) Die Erméachtigungen nach den Absatzen 1 bis 3 und Absatz 6 gelten nur,
soweit die Finanz-, Personal- und Fachziele nach § 1 a Satz 2 der
Landeshaushaltsordnung nicht wesentlich beeintrachtigt werden. Die
Inanspruchnahme von Rucklagen fir die Einstellung unbefristeten Personals ist nicht
zulassig.

(10) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch die Regelungen der
Absatze 1 bis 9 unberihrt.

(11) Dier Senator fir Finanzen wird ermachtigt, die nach den Absatzen 1 bis 9
erforderlichen Verfahrensregelungen zu treffen.

§4
Planungssicherheit

(1) Aus Grinden der Planungssicherheit stehen fir den Bereich der konsumtiven
Ausgaben (Hauptgruppen 5 und 6 und Gruppen 985 und 986) und flir den Bereich
der investiven Ausgaben (Hauptgruppen 7 und 8 und Gruppen 985 und 986) fir den
Gesamthaushalt jeweils 95 vom Hundert der Anschlage zur Verfligung. Der Senat
wird ermachtigt, in diesem Rahmen die Anteilsatze der Produktbereiche auf der
Grundlage von Verpflichtungsgraden festzulegen. Insoweit werden die Eingriffsrechte
des Senats nach § 41 der Landeshaushaltsordnung eingeschrankt.

(2) Soweit sich im Verlauf des Haushaltsjahres, bis spatestens 15. Oktober, allge-
meine Haushaltsverschlechterungen ergeben, die BewirtschaftungsmafBnahmen
nach § 41 der Landeshaushaltsordnung erforderlich machen, sind diese aus den im
Gesamthaushalt verbleibenden 5 vom Hundert zu finanzieren.

(3) Sofern der Senat seine Ermachtigung nach Absatz 1 Satz 2 in Anspruch
nimmt, ist der Haushalts- und Finanzausschuss Uber die sich daraus ergebenden
Anpassungen der im Produktgruppenhaushalt vereinbarten Personal- und
Leistungsziele zu unterrichten. Der Senator flr Finanzen wird ermachtigt, das nahere
Verfahren zu regeln.

§5
Ubertragbarkeiten

Nach § 19 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung werden die Ausgaben der Gruppe
441, der Hauptgruppen 5 und 6 und die konsumtiven Ausgaben der Gruppen 985
und 986 flr Gbertragbar erklart. Die Ubertragbarkeit kann durch Haushaltsvermerk
ausgeschlossen werden. Eine Ubertragung erfolgt nicht, sofern die Ausgaben zum
Ausgleich von Mehrausgaben oder von Mindereinnahmen herangezogen werden
mussen.



§6
Riicklage flir Versorgungsvorsorge

(1) Die aus der Verbeamtung von Tarifbeschaftigten entstandenen Entlastungs-
effekte bei den Dienstbeziigen, den Versorgungszuschlagen bei refinanzierter
Beschaftigung und den Versorgungsumlagebetragen ausgegliederter Einrichtungen
sowie durch den Senator fir Finanzen festgestellte Minderausgaben bei den
Gruppen 422 und 428, die aus Teilzeitbeschaftigung nach § 63 des Bremischen
Beamtengesetzes, nach dem Tarifvertrag zu flexiblen Altersteilzeitregelungen fur
altere Beschaftigte vom 27. Februar 2010 (TVFlexAZ) oder aus dem
Altersteilzeitgesetz resultieren, sind als Rickstellungen der Anstalt zur Bildung einer
Rucklage fur Versorgungsvorsorge der Freien Hansestadt Bremen zuzufihren.

(2) Der nach Absatz 1 bei refinanzierter Beschéftigung abzufiihrende Versor-
gungszuschlag betragt bei Beamten und Richtern 30 vom Hundert der ruhegehalt-
fahigen Dienstbezlge einschlieBlich der gegebenenfalls zustehenden anteiligen
Sonderzahlung und bei ruhelohnanwartschaftsberechtigten Tarifbeschaftigten
14,29 vom Hundert des Arbeitnehmerbruttos. Der Versorgungszuschlag wird
grundsatzlich auch bei Abordnungen an andere Dienstherren erhoben, wenn die
Abordnung im Interesse des aufnehmenden Dienstherrn erfolgt. Eine entsprechende
Verbuchung der Falle auf refinanzierten Ausgabehaushaltsstellen der Gruppe 422 ist
sicherzustellen.

(3) Die nach Absatz 1 von (ausgegliederten) Einrichtungen der Stadtgemeinde flir
die bei ihnen tatigen Beschaftigten zu leistende Versorgungsumlage betragt bei
Beamten und Richtern 35 vom Hundert der ruhegehaltfahigen Dienstbezlge ein-
schlieBlich der gegebenenfalls zustehenden anteiligen Sonderzahlung und bei ruhe-
lohnanwartschaftsberechtigten Tarifbeschéaftigten 14,29 vom Hundert des Arbeit-
nehmerbruttos. Im Gegenzug wird die spatere Versorgung der Beschéftigten vom
Haushalt getragen.

(4) Die jahrlichen Einnahmen, die aus dem Staatsvertrag Uber die Verteilung von
Versorgungslasten bei bund- und Iandertbergreifenden Dienstherrnwechseln (Ver-
sorgungslastenteilungs-Staatsvertrag) resultieren, sollen zur Deckung der diesbe-
zlglichen jahrlichen Ausgaben verwendet werden. Gegebenenfalls anfallende
Mehreinnahmen sollen zum Aufbau einer Risikovorsorge an die Anstalt flir Versor-
gungsvorsorge abgefihrt werden.

(5) Bei jeder neuen Gewéahrung von Altersteilzeit im Blockmodell sind die wahrend
der Aktivphase entstehenden Budgetentlastungseffekte als Rickstellung zum antei-
ligen Ausgleich der Folgeeffekte der Altersteilzeit der Anstalt fir Versorgungsvor-
sorge zuzufthren. Dies gilt fr alle Altersteilzeitfalle nach § 63 des Bremischen
Beamtengesetzes, nach dem Tarifvertrag zu flexiblen Altersteilzeitregelungen fir
altere Beschaftigte vom 27. Februar 2010 (TVFlexAZ) oder des Altersteilzeit-
gesetzes, denen nach dem 1. Januar 2008 Altersteilzeit gewahrt wurde. Zum Aus-
gleich der Folgeeffekte der Altersteilzeit werden die gebildeten Rickstellungen bei
der Anstalt zur Bildung einer Riicklage flr Versorgungsvorsorge der Freien Hanse-
stadt Bremen im Rahmen der Veranschlagung in den Folgejahren auf ein auBBer-
haushaltsméaBiges Konto, auf dem die Altersteilzeitfalle wahrend der Passivphase
gebucht werden, zurlckgefihrt.



(6) Bei der Gewahrung von Teilzeitbeschaftigung im Rahmen eines sogenannten
Sabbatjahres, kénnen Budgetentlastungseffekte als Rickstellung zum anteiligen
Ausgleich der Folgeeffekte des Sabbatjahres (zum Beispiel Finanzierung einer
Ersatzkraft) der Anstalt flir Versorgungsvorsorge zugefihrt werden. Uber die
Zufahrung und Entnahme entscheidet die zustéandige senatorische Behérde. Die
Hoéhe des Budgetentlastungseffekts muss beim Senator flir Finanzen nachgewiesen
werden. Die Regelung gilt fUr die Kernverwaltung sowie kameral buchende
Sonderhaushalte.

(7) Der Senator fir Finanzen wird erméachtigt, das nahere Verfahren zu regeln.
§7

Unterjéahriges Controlling/Berichtswesen/
Vollzug der Sondervermdgen nach § 26 der Landeshaushaltsordnung/
Umsetzung und Vollzug steuerrechtlicher Rahmenbedingungen

(1) Ziel des unterjéahrigen Controllings ist es, auf der Grundlage des Produkt-
gruppenhaushalts unter Einbeziehung von Daten aus der Kosten- und Leistungs-
rechnung, Entwicklungen zu erkennen und aufzugreifen, soweit diese von finan-
zieller, personalwirtschaftlicher oder leistungsbezogener Bedeutung sind, bei
Abweichungen rechtzeitig GegensteuerungsmaBnahmen einzuleiten und Vorschlage
zur Einhaltung des Budgetrahmens, der Personalziele und der Leistungsziele aufzu-
zeigen.

(2) Der Senat ist verpflichtet, dem Haushalts- und Finanzausschuss auf den
Ebenen des Gesamthaushalts, der Produktbereiche und Produktplane sowie fur die
Betriebe, sonstigen Sondervermégen, Beteiligungen und Zuwendungsempfanger
periodisch Berichte vorzulegen. Flr den Investitionsbereich des Haushalts sind dabei
auch samtliche Vorbelastungen kinftiger Haushaltsjahre - nach Jahren getrennt -
darzustellen. Im Ubrigen wird der Haushalts- und Finanzausschuss ermachtigt, Form,
Inhalt und Periodizitat des Berichtswesens festzulegen.

(3) Das parlamentarische Budgetrecht des Haushalts- und Finanzausschusses
bleibt von dem Berichtswesen nach den Abséatzen 1 und 2 unberihrt.

(4) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird erm&chtigt, zum Vollzug der
Wirtschaftsplane der Betriebe und sonstigen Sondervermdgen nach § 26 der
Landeshaushaltsordnung das n&here Verfahren zu regein.

(5) Die Rechte der Fachdeputationen bleiben durch die Regelungen der Absatze 1
bis 3 unberihrt.

(6) Der Senator fir Finanzen darf die zur Realisierung eines alle Einrichtungen der
Stadtgemeinde umfassenden Personalmanagements und —controllings
erforderlichen Daten im Datenbanksystem PuMa (Personalverwaltung und
Management) unter Beriicksichtigung datenschutzrechtlicher Vorschriften
verarbeiten. Dies schlie3t die der Budgetierung zugrunde liegenden Daten, Daten
Uber krankheitsbedingte Fehlzeiten, zum Arbeitsschutz und nach dem
Landesgleichstellungsgesetz sowie zur Abwicklung der Altersteilzeitregelung geman
§ 6 Absatz 5 ein. Hierzu gehért auch die Unterstlitzung des dezentralen Personal-
controllings und der dezentralen Personal- und Stellenverwaltung einschlieBlich



Gehaltssachbearbeitung. Die in Absatz 2 genannten Einrichtungen der Freien
Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde), deren Personaldaten im Rahmen des Daten-
banksystems PuMa nicht oder nur teilweise zur Verfligung stehen, sind verpflichtet,
dem Senator fur Finanzen diese periodisch und automatisiert zur Verfigung zu
stellen. Der Senator fir Finanzen wird erméchtigt, die hierzu erforderlichen Ver-
fahrensregelungen zu treffen.

(7) Der Senator fir Finanzen darf zur Berechnung von Pensionsriickstellungen
und ahnlicher Verpflichtungen der Freien Hansestadt Bremen die dafir notwendigen
Daten aus dem Verfahren PuMa und dem Bezlige- und
Gehaltsabrechnungsverfahren KIDICAP unter Berlcksichtigung
datenschutzrechtlicher Vorschriften verarbeiten. Dies schlie3t die anonymisierte
Weitergabe der Daten an flr die Durchfihrung der Berechnung der Pensionsrick-
stellung beauftragte Dritte ein.

(8) Es wird ein unterjahriges Controlling
1. fir Beteiligungen und Sondervermégen und
2. Uber die MaBnahmen der Investitionsplanung

eingerichtet. Die hierftr erforderlichen Daten sind periodisch und automatisiert zur
Verflgung zu stellen. Der Senat wird erméchtigt, die hierzu erforderlichen Ver-
fahrensregelungen, insbesondere die Festlegung der Berichtspflichten und der
Zustandigkeiten far die Berichterstattung, zu treffen. Der Senator fir Finanzen und
die zustandigen Fachressorts dirfen die jeweils erhobenen Daten, insbesondere
zur Realisierung eines alle Einrichtungen der Freien Hansestadt Bremen
umfassenden Controllings der maBnahmenbezogenen Investitionsplanung, in
einem Datenbanksystem verarbeiten.

(9) Der Senator fur Finanzen darf in das Rechnungswesen-System und das
Vertragswesen des Landes Einsicht nehmen und steuerlich relevante Daten
verarbeiten, soweit dies

1. zur Umsetzung des § 2b des Umsatzsteuergesetzes und damit im
Zusammenhang stehender Vorbereitungshandlungen sowie

2. zur Erfullung der bundesgesetzlichen Steuererklarungspflichten der
Stadtgemeinde Bremen, ihrer Betriebe gewerblicher Art, Eigenbetriebe,
sonstigen Sondervermégen und anderen Organisationseinheiten

erforderlich ist. Dies gilt auch wenn diese Daten urspringlich zu anderen Zwecken
erhoben wurden. Datenschutzrechtliche Bestimmungen sind zu beachten, soweit
bundesgesetzliches Steuerrecht nicht entgegensteht. Der Umfang der Daten, auf
die sich die Berechtigung zur Einsichtnahme und Verarbeitung des Senator fir
Finanzen bezieht, bestimmt sich nach den Anforderungen, die an eine ordnungs-
gemafe Rechnung im Sinne des § 14 des Umsatzsteuergesetzes zu stellen sind
sowie nach den diesen Rechnungen zu Grunde liegenden vertraglichen Verein-
barungen, Dies gilt entsprechend fir Daten im Zusammenhang mit Entgelten, die
auf 6ffentlich-rechtlicher Grundlage erhoben oder geleistet werden. Nach Ablauf
der in § 257 des Handelsgesetzbuches und in § 147 der Abgabenordnung
bestimmten Aufbewahrungsfristen sind die verarbeiteten Daten sowie die



dazugehdrigen vertraglichen Vereinbarungen zu I6schen oder zu vernichten. Der
Senator flr Finanzen wird ermé&chtigt, die erforderlichen Verfahrensregelungen zu
treffen.

§8

Sonstige Ermachtigungen des Haushalts- und Finanzausschusses

(1) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, wesentliche Ande-
rungen der im Produktgruppenhaushalt festgelegten Zielvorgaben zu beschlieBen.

(2) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird darlber hinaus ermachtigt,

1.

Nachbewilligungen auf den Haushalt im Rahmen von Deckungsmdglichkeiten
im laufenden Haushaltsjahr zu beschlieBen,

anstelle veranschlagter Verpflichtungsermachtigungen andere (lber- oder
auBerplanmaBige) Verpflichtungsermachtigungen zu erteilen,

Ausnahmen vom Bruttoprinzip in Fallen zuzulassen, in denen ein unmittelbarer
Zusammenhang zwischen Einnahmen und Ausgaben besteht,

bei Vorliegen eines unabweisbaren Bedarfs, der ein Hinausschieben bis zur
Verkindung des nachsten Haushaltsgesetzes ausschlief3t, die erforderlichen
Stellenplananderungen vorzunehmen, die sich ergeben aus

a) den bundesrechtlichen Bestimmungen auf dem Gebiet des Personalrechts,
die fur die Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) verbindlich sind,

b) etwaigen Anderungen des bremischen Besoldungs- und Laufbahnrechts,
c) dem Bremischen Abgeordnetengesetz,
d) dem Bremischen Personalvertretungsgesetz.

Planstellen und Stellen innerhalb eines Haushalts umzusetzen und in Fallen
der Umsetzung zwischen dem Landes- und dem Stadthaushalt in dem auf-
nehmenden Haushalt entsprechende Planstellen und Stellen neu zu schaffen,
und die in dem abgebenden Haushalt nicht mehr benétigten Planstellen und
Stellen zu streichen,

alle mit der Grindung von Betrieben nach § 26 Absatz 1 und 2 der Landes-
haushaltsordnung verbundenen haushaltsmaBigen Umsetzungen vorzu-
nehmen,

Ausgabebeschrankungen unter Berlcksichtigung der Regelungen nach § 4
festzulegen, die zur Absicherung von Haushaltsrisiken dienen; dazu kann
insbesondere das den Ressorts zur Verfligung stehende Haushaltsvolumen
begrenzt und der Liquiditatsabfluss zeitlich eingeschrankt werden,

Betragsgrenzen fur



e) die Zustimmungsbediirftigkeit des Betriebsausschusses und der Blrger-
schaft zu erfolgsgefahrdenden Mehraufwendungen gemaf § 18 Absatz 3
Satz 2 des Bremischen Sondervermbgensgesetzes,

f) flr die Veranschlagung von Anschaffungskosten gemaf § 20 Absatz 1
Satz 3 des Bremischen Sondervermbgensgesetzes,

g) fardie Inanspruchnahme von Verpflichtungsermachtigungen geman § 20
Absatz 2 Satz 3 des Bremischen Sondervermégensgesetzes und

h) flr die Zustimmungsbedurftigkeit der Blirgerschaft gemafi § 20 Absatz 6
Satz 1 des Bremischen Sondervermégensgesetzes

festzusetzen; eine Uberschreitung der Betragsgrenzen bedarf jeweils der
Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses.

9. Uber die Verwendung von Minderausgaben in H6he von mehr als
1 000 000 Euro, die sich bei einzelnen Investitionsvorhaben aufgrund einer
Unterschreitung des festgestellten Kostenrahmens innerhalb eines sonstigen
Sondervermdgens ergeben, zu entscheiden,

(3) Die aufgrund der Ermachtigungen in § 9 Absatz 2 Nummer 4 des
Haushaltsgesetzes der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) flr das
Haushaltsjahr 2020 durch den Haushalts- und Finanzausschuss beschlossenen
Stellenplananderungen und die fiir das Haushaltsjahr 2020 ohne Befristung
bewilligten Stellen gelten auch fir das Haushaltsjahr 2021.

(4) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt,
1. die Deckungsféahigkeiten nach § 2,
2. die Ubertragung der Nachbewilligungsbefugnis,

3. die Befugnis zur Sperrenaufhebung und zur Erteilung von
Verpflichtungserméachtigungen nach § 3,

4. die Ubertragbarkeiten nach § 5 sowie

5. die Mdglichkeit zur Rucklagenbildung nach § 62 Absatz 2 der
Landeshaushaltsordnung zu begrenzen oder aufzuheben.

(5) Der Haushalts- und Finanzausschuss wird ermachtigt, zur Sicherung der
Personalhaushalte fir Produktplane

1. einen Beférderungsstopp,
2. einen Einstellungsstopp,
3. die Rucknahme dezentraler personalwirtschaftlicher Befugnisse

zu beschlieBen. Er kann die Personalhaushalte fir Produktplédne in Teilen oder in
Géanze zu Personalliberhangbereichen erklaren, in denen fluktuationserhéhende und
mobilitdtsférdernde Instrumente bis hin zum dienststellentbergreifenden Personal-
einsatz auszuschdpfen sind.



§9
Kreditermachtigungen

(1) In dem Haushaltsjahr 2021 nimmt die Stadtgemeinde keine Kredite zur
Deckung von Ausgaben auf. Die folgenden Absétze bleiben hiervon unberihrt

(2) Der Senator fir Finanzen wird ermachtigt, Kredite aufzunehmen
1. zur Tilgung von in dem Haushaltsjahr 2021 fallig werdenden Krediten,
zur vorzeitigen Tilgung von Schulden,

zur Tilgung kurzfristiger Kredite sowie

> W D

zum Kauf von Inhaberschuldverschreibungen der Stadtgemeinde, der aus
Granden der Marktpflege erforderlich ist. Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist
nach der Kassenlage, den jeweiligen Kapitalmarktverhaltnissen und den
gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen zu bestimmen.

(3) Der Senator fir Finanzen wird ermachtigt, Kassenverstarkungskredite bis zu 8
vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten Betrages der Einnahmen und Aus-
gaben aufzunehmen. Dieser Betrag erhéht sich um die noch nicht aufgenommenen
Darlehen am Kreditmarkt nach Absatz 1 und Absatz 2. Auf die Kreditermachtigung
sind die Betrage anzurechnen, die aufgrund von Ermachtigungen friherer
Haushaltsgesetze aufgenommen worden sind.

(4) Zur Umsetzung des zentralen Cashmanagements wird der Senator fiir
Finanzen nach Zustimmung durch den Haushalts- und Finanzausschuss flr den
jeweiligen Einzelfall ermachtigt, Sondervermdgen, Eigenbetrieben, Stiftungen,
Anstalten des o6ffentlichen Rechts sowie Eigengesellschaften, die zuvor Teile der
Gebietskérperschaft der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) waren oder
deren Aufgaben wahrnehmen, im Haushaltsjahr 2021 verzinsliche Liquiditatshilfen
unter Anrechnung auf die in Absatz 3 Satz 1 festgelegte H6he zu gewéahren. Der
Haushalts- und Finanzausschuss wird erméachtigt, Regelungen zur Umsetzung des
zentralen Cashmanagements zu treffen und hierin die allgemeinen Grundlagen und
Kriterien flr verzinsliche Liquiditatshilfen zu definieren und festzulegen. Die am
Cashmanagement beteiligten Vertragspartner haben einen Rahmenvertrag zu
vereinbaren, in dem die Regelungen zum zentralen Cashmanagement bei dem
Senator fir Finanzen bertcksichtigt sind. Die Bestéande der Sondervermdgen kdnnen
bis zu ihrer konkreten Inanspruchnahme im Rahmen der Liquiditatssteuerung des
Gesamthaushalts eingesetzt werden.

(5) Ab dem 1. Oktober des Haushaltsjahres 2021 dirfen in Vorgriff auf die
Kreditermachtigung des jeweils nachsten Haushaltsjahres Kredite am Kreditmarkt bis
zur Héhe von sechs vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten Betrages der
Einnahmen und Ausgabe aufgenommen werden. Diese Kredite sind auf die
Kreditermachtigung des jeweils nachsten Haushaltsjahres anzurechnen.

(6) Im Rahmen der Kreditfinanzierung kann der Senator fiir Finanzen auch
erganzende Vereinbarungen treffen, die der Steuerung von Zinsénderungs-, Liquidi-
tats- und Wahrungsrisiken sowie der Erzielung glnstiger Konditionen und &hnlichen



Zwecken bei bestehenden Krediten, neuen Krediten sowie Anschlussfinanzierungen
fur fallig werdende Tilgungen dienen. Die Summe der flir derartige Vereinbarungen
aufgewandten Betrage darf 25 vom Hundert des in § 1 Absatz 1 festgestellten
Betrages der Einnahmen und Ausgaben nicht Gbersteigen. Der Senator fir Finanzen
wird ermé&chtigt, im Rahmen dieser Vereinbarungen Sicherheiten zu stellen sowie
entgegenzunehmen. Fir die Finanzierung der zu stellenden Sicherheiten dirfen
Kredite mit einer maximalen Laufzeit von zwei Jahren aufgenommen werden. Bei
Pramieneinnahmen und -zahlungen, die in der Summe Uber finf vom Hundert des
veranschlagten Betrages flr Zinsausgaben hinausgehen, ist die Zustimmung des
Haushalts- und Finanzausschusses erforderlich. Die Regelungen dieses Absatzes
gelten ab dem 1. Januar 2022 bis zur Verkiindung des Haushaltsgesetzes 2022 fort.

§ 10
Sonstige Verfahrensvorschriften

(1) Durch zweckgebundene Einnahmen gedeckte Ausgaben fir BaumaBnahmen
gelten als entsperrt.

(2) In Héhe der in den Vorjahren erteilten Verpflichtungsermachtigungen gelten die
entsprechenden Ausgaben, soweit sie unter die Sperre des § 22 Absatz 1 der
Landeshaushaltsordnung fallen, als entsperrt.

(3) In den Vorjahren erteilte und nicht in Anspruch genommene Verpflichtungser-
machtigungen, die aus Ausgabemitteln des laufenden Haushaltsjahres nicht abge-
deckt werden kénnen, gelten fort.

(4) Der Senator fur Finanzen wird ermachtigt,

1. mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses nicht benétigte
Ausgaben zu sperren,

2. in Hohe vorjahriger Verlustvortrage Betrage bei den konsumtiven Ausgaben zu
sperren oder zum Ausgleich Mehreinnahmen heranzuziehen,

3. Nachbewilligungen auf den Haushalt bis zur H6he von 100 000 Euro im
Rahmen von Deckungsmadglichkeiten einschlieBlich damit verbundener oder
fur sich erforderliche Veranderungen bei den Beschaftigungszielzahlen, dem
Stellenvolumen und dem Stellenindex vorzunehmen; dies schlief3t die
Erméachtigung ein, Veranderungen bei Planstellen und Stellen im Sinne von
§ 3 Absatz 1 Nummer 3 mit produktplanibergreifendem Ausgleich innerhalb
einer Dienststelle unbeachtlich der Besoldungs- und Entlohnungsgrenzen des
§ 3 Absatz 1 Nummer 3 vorzunehmen,

4. Uber- oder auBerplanmaBige Verpflichtungsermachtigungen bis zu
500 000 Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im Rahmen des néchst-
jahrigen Haushalts oder in der Finanzplanung sichergestellt ist,

5. die Sperre fir alle Ausgaben und Verpflichtungsermachtigungen fir Bauman-
nahmen nach § 22 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung aufzuheben,



6. Anzahl und Struktur der Stellen fliir Auszubildende an die beschlossene und
finanziell gesicherte Ausbildungsplanung anzupassen,

7. innerhalb der von den Deckungsfahigkeiten nach § 2 Absatz 1 Nummer 2
ausgenommenen Ausgaben der Gruppe 441 und den fir die
Nachversicherung ausgeschiedener Beamter und Richter veranschlagten
Mitteln produktplantibergreifend einen Ausgleich vorzunehmen.

(5) Soweit veranschlagte Einnahmen, die der Haushaltsdeckung dienen, nicht
erzielt werden, sind die verantwortlichen Personen nach § 9 Absatz 2 der
Landeshaushaltsordnung verpflichtet, entsprechende Mehreinnahmen oder
Minderausgaben an anderer Stelle nachzuweisen. Der Senator flr Finanzen wird
ermachtigt, das Verfahren zu regeln.

(6) Bei Anfall nicht veranschlagter zweckgebundener Einnahmen, auf3er bei
Kreditaufnahmen, dirfen die entsprechenden Ausgaben nach Mafl3gabe der von dem
Senator flr Finanzen einzurichtenden Titel Gber- oder auBerplanmaBig geleistet
werden.

(7) Bei der NutzungsUberlassung von Grundsticken und Grundstiicksteilen darf
mit Zustimmung des Senator fir Finanzen von den Vorschriften des § 63 Absatz 5 in
Verbindung mit Absatz 3 der Landeshaushaltsordnung abgewichen werden.

(8) Erstattungen von Bediensteten flr die genehmigte private Nutzung von
Geréten und Einrichtungen dirfen von den Ausgaben abgesetzt werden.

(9) Die Gewahrung von Pramien und Zulagen nach der Bremischen Leistungs-
pramien- und -zulagenverordnung kann nur im Rahmen der Personalbudgets
erfolgen. Zur Sicherstellung einer gleichmaBigen Gewahrung von Pramien und
Zulagen kann ein Ausgleich im jeweiligen Produktplan hergestellt werden.

(10) Der Senator fir Finanzen wird ermachtigt, im Falle auBBerordentlicher
Inanspruchnahme in Haftpflichtfallen, die nicht aus in der Haushaltsstelle
3992/681 50-0, Schadenersatzleistungen bei Haftpflichtféllen, veranschlagten Mitteln
finanziert werden kann, bis zur Endabrechnung Uber den Haftpflichtschadenaus-
gleich der deutschen GroBstadte vorschussweise Zahlungen zu leisten, die im
Rahmen der Erméachtigung zur Aufnahme von Kassenkrediten nach § 9 Absatz 2 zu
finanzieren sind.

(11) Der Senat wird ermachtigt, im Vorgriff auf Besoldungs- und Tarifanpassungen
Zahlungen zu leisten, wenn und soweit die Anpassungen dem Grunde und der H6he
nach hinreichend konkretisiert sind. Die Zahlungen sind unter Vorbehalt der endgdlti-
gen Regelung zu stellen.

(12) Im Zusammenhang mit der Umbuchung von Altersteilzeitfallen wahrend der
Passivphase auf ein auBBerhaushaltsmaiiges Konto gemal § 6 Absatz 5 darf der
Senator flr Finanzen dort entsprechende Stellen - auch Gber Besoldungsgruppe
A 15 hinaus - einrichten und auflésen.

(13) Mehrausgaben flr ein Einzelvorhaben innerhalb eines sonstigen Sonder-
vermogens oder Eigenbetriebs, die einen im Investitionsplan festgesetzten Betrag
um bis zu dem vom Haushalts- und Finanzausschuss nach § 8 Absatz 2 Nummer 8



zu bestimmenden Betrag Uberschreiten, bedirfen der Zustimmung des
Sondervermégensausschusses oder des Betriebsausschusses.

§ 11

Kosten- und Leistungsrechnung

Die mit der Durchflihrung der Kosten- und Leistungsrechnung beauftragten
Personen stellen die Einrichtung und den Betrieb der Kosten- und Leistungs-
rechnung sicher. Sie haben das Recht, die fir diesen Zweck notwendigen Daten-
bestande des Rechnungswesens einzusehen und zu verarbeiten.

§12
Birgschaften, Garantien, sonstige Gewahrleistungen

(1) Der Senator fur Finanzen wird ermachtigt, Blrgschaften, Garantien oder
sonstige Gewahrleistungen in folgender Héhe zu ibernehmen:

1. zur Férderung von Verkehrsbetrieben bis zu 52 000 000 Euro,

2. zur Absicherung von Betriebsmitteln der Bremer Verkehrsgesellschaft mbH bis
zur Héhe von 103 000 000 Euro,

3. zur Absicherung von Investitionsdarlehen der Bremer StraBenbahn AG bis zur
Héhe von 65 900 000 Euro,

4. im Ubrigen bis zu 170 000 000 Euro,

5. zur Deckung des Risikos der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) und
von Zuwendungsempfangern der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde)
aus der Haftung fir Leihgaben im Bereich von Kunst und Kultur bis zu
310 000 000 Euro;

der Senator fir Finanzen darf die Ermachtigung nach Nummer 1 und 4 auf eine
juristische Person Ubertragen.

(2) Gewahrleistungen, die nicht in Euro Gbernommen werden, sind zu dem Mittel-
kurs, der vor Ausfertigung der Urkunden zuletzt amtlich festgestellt worden ist, auf
den Héchstbetrag anzurechnen.

(3) Birgschaften, Garantien oder sonstige Gewahrleistungen fir Kredite, die im
laufenden Haushaltsjahr Gbernommen und zurlickgeflhrt worden sind, sind nicht auf
die Hochstbetrage anzurechnen. Dies gilt auch fur Haftungsibernahmen geman der
Ermachtigung des Absatzes 1 Nummer 4.

(4) Darlber hinaus wird der Senator flir Finanzen erméchtigt, ab dem 1. Januar
2022 bis zur Verkiindung des Haushaltsgesetzes 2022 Blrgschaften, Garantien oder
sonstige Gewahrleistungen bis zur Hélfte der in Absatz 1 fiir das Haushaltsjahr 2021
festgesetzten Hochstbetrage zu Gbernehmen.



§ 13
Technische Erméachtigungen

Der Senator fiir Finanzen wird ermachtigt, im Haushalts-, Produktgruppen- oder
Stellenplan notwendige technische Anpassungen vorzunehmen.

§14
Inkrafttreten

Dieses Ortsgesetz tritt am 1. Januar 2021 in Kraft.
Bremen, den XX. 2020

Der Senat
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	Übertragbarkeiten
	Rücklage für Versorgungsvorsorge
	Sonderhaushalte
	Unterjähriges Controlling/Berichtswesen/ Vollzug der Sondervermögen nach § 26 der Landeshaushaltsordnung/ Umsetzung und Vollzug steuerrechtlicher Rahmenbedingungen
	Sonstige Ermächtigungen des Haushalts- und Finanzausschusses

	1. Nachbewilligungen auf den Haushalt im Rahmen von Deckungsmöglichkeiten im laufenden Haushaltsjahr zu beschließen,
	2. anstelle veranschlagter Verpflichtungsermächtigungen andere (über- oder außerplanmäßige) Verpflichtungsermächtigungen zu erteilen,
	3. Ausnahmen vom Bruttoprinzip in Fällen zuzulassen, in denen ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen Einnahmen und Ausgaben besteht,
	4. bei Vorliegen eines unabweisbaren Bedarfs, der ein Hinausschieben bis zur Verkündung des nächsten Haushaltsgesetzes ausschließt, die erforderlichen Stellenplanänderungen vorzunehmen, die sich ergeben aus
	a) den bundesrechtlichen Bestimmungen auf dem Gebiet des Personalrechts, die für die Freie Hansestadt Bremen verbindlich sind,
	b) etwaigen Änderungen des bremischen Besoldungs- und Laufbahnrechts,
	c) dem Bremischen Abgeordnetengesetz,
	d) dem Bremischen Personalvertretungsgesetz,

	5. Planstellen und Stellen innerhalb eines Haushalts umzusetzen und in Fällen der Umsetzung zwischen dem Landes- und dem Stadthaushalt in dem aufnehmenden Haushalt entsprechende Planstellen und Stellen neu zu schaffen, und die in dem abgebenden Haush...
	6. alle mit der Gründung von Betrieben nach § 26 Absatz 1 und 2 der Landeshaushaltsordnung verbundenen haushaltsmäßigen Umsetzungen vorzunehmen,
	7. Ausgabebeschränkungen unter Berücksichtigung der Regelungen nach § 4 festzulegen, die zur Absicherung von Haushaltsrisiken dienen; dazu kann insbesondere das den Ressorts zur Verfügung stehende Haushaltsvolumen begrenzt und der Liquiditätsabfluss z...
	8. Betragsgrenzen für
	a) die Zustimmungsbedürftigkeit des Betriebsausschusses und der Bürgerschaft zu erfolgsgefährdenden Mehraufwendungen gemäß § 18 Absatz 3 Satz 2 des Bremischen Sondervermögensgesetzes,
	b) für die Veranschlagung von Anschaffungskosten gemäß § 20 Absatz 1 Satz 3 des Bremischen Sondervermögensgesetzes,
	c) für die Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächtigungen gemäß § 20 Absatz 2 Satz 3 des Bremischen Sondervermögensgesetzes und
	d) für die Zustimmungsbedürftigkeit der Bürgerschaft gemäß § 20 Absatz 6 Satz 1 des Bremischen Sondervermögensgesetzes
	festzusetzen; eine Überschreitung der Betragsgrenzen bedarf jeweils der Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses,

	9. über die Verwendung von Minderausgaben in Höhe von mehr als 1 000 000 Euro, die sich bei einzelnen Investitionsvorhaben aufgrund einer Unterschreitung des festgestellten Kostenrahmens innerhalb eines sonstigen Sondervermögens ergeben, zu entscheiden,
	10. im Haushaltsplan enthaltene Anschläge für außerhochschulische Forschungsinstitute im Sinne von § 15 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung, das heißt zur Förderung einer sparsamen Bewirtschaftung, als zur Selbstbewirtschaftung bestimmt auszuweisen. ...
	1. die Deckungsfähigkeiten nach § 2,
	2. die Übertragung der Nachbewilligungsbefugnis,
	3. die Befugnis zur Sperrenaufhebung und zur Erteilung von Verpflichtungsermächtigungen nach § 3,
	4. die Übertragbarkeiten nach § 5
	5. sowie die Möglichkeit zur Rücklagenbildung nach § 62 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung  zu begrenzen oder aufzuheben.
	1. einen Beförderungsstopp,
	2. einen Einstellungsstopp,
	3. die Rücknahme dezentraler personalwirtschaftlicher Befugnisse
	Kreditermächtigungen

	(1) In dem Haushaltsjahr 2021 nimmt das Land keine Kredite zur Deckung von Ausgaben auf. Die folgenden Absätze bleiben hiervon unberührt.
	1. zur Tilgung von in dem Haushaltsjahr 2021 fällig werdenden Krediten,
	2. zur vorzeitigen Tilgung von Schulden,
	3. zur Tilgung kurzfristiger Kredite sowie
	4. zum Kauf von Inhaberschuldverschreibungen des Landes, der aus Gründen der Marktpflege erforderlich ist.
	Die Ermächtigung nach Satz 1 gilt entsprechend für bestehende Schulden der bremischen Sondervermögen des Landes. Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist nach der Kassenlage, den jeweiligen Kapitalmarktverhältnissen und den gesamtwirtschaftlichen Erforder...
	1. die nach dem Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde),
	2. die nach der Haushaltssatzung der Stadtgemeinde Bremerhaven
	Sonstige Verfahrensvorschriften

	1. mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses nicht benötigte Ausgaben zu sperren,
	2. in Höhe vorjähriger Verlustvorträge Beträge bei den konsumtiven Ausgaben zu sperren oder zum Ausgleich Mehreinnahmen heranzuziehen,
	3. Nachbewilligungen auf den Haushalt bis zur Höhe von 100 000 Euro im Rahmen von Deckungsmöglichkeiten einschließlich damit verbundener oder für sich erforderliche Veränderungen bei den Beschäftigungszielzahlen, dem Stellenvolumen und dem Stelleninde...
	4. über- oder außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen bis zu 500 000 Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im Rahmen des nächstjährigen Haushalts oder in der Finanzplanung sichergestellt ist,
	5. die Sperre für alle Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Baumaßnahmen nach § 22 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung aufzuheben,
	6. Anzahl und Struktur der Stellen für Auszubildende an die beschlossene und finanziell gesicherte Ausbildungsplanung anzupassen,
	7. innerhalb der von den Deckungsfähigkeiten nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 ausgenommenen Ausgaben der Gruppe 441 und den für die Nachversicherung ausgeschiedener Beamter und Richter veranschlagten Mitteln produktplanübergreifend einen Ausgleich vorzuneh...
	Kosten- und Leistungsrechnung
	Bürgschaften, Garantien, sonstige Gewährleistungen

	1. zur Projektförderung bis zu 610 000 000 Euro,
	2. zur Deckung des Risikos der Freien Hansestadt Bremen, von Zuwendungsempfängern der Freien Hansestadt Bremen und von Stiftungen des öffentlichen Rechts aus der Haftung für Leihgaben im Bereich von Kunst und Kultur bis zu 26 000 000 Euro;
	Technische Ermächtigungen
	Geltung in den Gemeinden
	Inkrafttreten


	3a_Haushalt Stadt 20_rechtsförml.ohneÄnd
	Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) für das Haushaltsjahr 2020
	Feststellungsklauseln
	Deckungsfähigkeiten

	1. die nicht übertragbaren Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
	2. die sonstigen nicht übertragbaren Ausgaben der Hauptgruppe 4 mit Ausnahme der Gruppe 441,
	3. die Ausgaben der Hauptgruppe 5,
	4. die Ausgaben der Hauptgruppe 6,
	5. die konsumtiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986.
	Nachbewilligungen, Sperrenaufhebungen,  Erteilung von Verpflichtungsermächtigungen

	1. innerhalb einer Produktgruppe Ausgaben bei den Hauptgruppen 7 und 8 und den investiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986 zulasten von Ausgaben der Hauptgruppen 5 und 6 und der konsumtiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986 nachzubewilligen,
	2. alle übrigen produktgruppeninternen Nachbewilligungen bis zur Höhe von 100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbewilligungen
	a) zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
	b) zulasten der Gruppe 441,
	c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986,

	3. innerhalb einer Produktgruppe unter Beachtung des Stellenvolumens und des Stellenindexes Veränderungen bei Planstellen bis Besoldungsgruppe A 14 sowie bei planmäßigen Stellen bis Entgeltgruppe 14, Tarifverträge für den öffentlichen Dienst (TV-L und...
	4. innerhalb einer Produktgruppe im Rahmen einer gesicherten Refinanzierung Planstellen und Stellen für Tarifbeschäftigte in fachlich gebotener Menge und Struktur einzurichten. Die Ermächtigung gilt sinngemäß für die Personen, die für Betriebe der Fre...
	1. zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428, außer in Fällen des Absatz 6
	2. zulasten der Gruppe 441,
	3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben der Gruppe 985 und 986 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppe 985 und 986.
	1. zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428; außer in Fällen des Absatz 6,
	2. zulasten der Gruppe 441,
	3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986.
	Planungssicherheit
	Übertragbarkeiten
	Rücklage für Versorgungsvorsorge
	Unterjähriges Controlling/Berichtswesen/ Vollzug der Sondervermögen nach § 26 der Landeshaushaltsordnung/ Umsetzung und Vollzug steuerrechtlicher Rahmenbedingungen

	1. für Beteiligungen und Sondervermögen und
	2. über die Maßnahmen der Investitionsplanung
	eingerichtet. Die hierfür erforderlichen Daten sind periodisch und automatisiert zur Verfügung zu stellen. Der Senat wird ermächtigt, die hierzu erforderlichen Verfahrensregelungen, insbesondere die Festlegung der Berichtspflichten und der Zuständigk...
	1. zur Umsetzung des § 2b des Umsatzsteuergesetzes und damit im Zusammenhang stehender Vorbereitungshandlungen sowie
	2. zur Erfüllung der bundesgesetzlichen Steuererklärungspflichten der Stadtgemeinde Bremen, ihrer Betriebe gewerblicher Art, Eigenbetriebe, sonstigen Sondervermögen und anderen Organisationseinheiten
	erforderlich ist. Dies gilt auch wenn diese Daten ursprünglich zu anderen Zwecken erhoben wurden. Datenschutzrechtliche Bestimmungen sind zu beachten, soweit bundesgesetzliches Steuerrecht nicht entgegensteht. Der Umfang der Daten, auf die sich die Be...
	Sonstige Ermächtigungen des Haushalts- und Finanzausschusses

	1. Nachbewilligungen auf den Haushalt im Rahmen von Deckungsmöglichkeiten im laufenden Haushaltsjahr zu beschließen,
	2. anstelle veranschlagter Verpflichtungsermächtigungen andere (über- oder außerplanmäßige) Verpflichtungsermächtigungen zu erteilen,
	3. Ausnahmen vom Bruttoprinzip in Fällen zuzulassen, in denen ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen Einnahmen und Ausgaben besteht,
	4. Bei Vorliegen eines unabweisbaren Bedarfs, der ein Hinausschieben bis zur Verkündung des nächsten Haushaltsgesetzes ausschließt, die erforderlichen Stellenplanänderungen vorzunehmen, die sich ergeben aus
	a) den bundesrechtlichen Bestimmungen auf dem Gebiet des Personalrechts, die für die Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) verbindlich sind,
	b) etwaigen Änderungen des bremischen Besoldungs- und Laufbahnrechts,
	c) dem Bremischen Abgeordnetengesetz,
	d) dem Bremischen Personalvertretungsgesetz.

	5. Planstellen und Stellen innerhalb eines Haushalts umzusetzen und in Fällen der Umsetzung zwischen dem Landes- und dem Stadthaushalt in dem aufnehmenden Haushalt entsprechende Planstellen und Stellen neu zu schaffen, und die in dem abgebenden Haush...
	6. alle mit der Gründung von Betrieben nach § 26 Absatz 1 und 2 der Landeshaushaltsordnung verbundenen haushaltsmäßigen Umsetzungen vorzunehmen,
	7. Ausgabebeschränkungen unter Berücksichtigung der Regelungen nach § 4 festzulegen, die zur Absicherung von Haushaltsrisiken dienen; dazu kann insbesondere das den Ressorts zur Verfügung stehende Haushaltsvolumen begrenzt und der Liquiditätsabfluss z...
	8. Betragsgrenzen für
	a) für die Zustimmungsbedürftigkeit des Betriebsausschusses und der Bürgerschaft zu erfolgsgefährdenden Mehraufwendungen gemäß § 18 Absatz 3 Satz 2 des Bremischen Sondervermögensgesetzes,
	b) für die Veranschlagung von Anschaffungskosten gemäß § 20 Absatz 1 Satz 3 des Bremischen Sondervermögensgesetzes,
	c) für die Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächtigungen gemäß § 20 Absatz 2 Satz 3 des Bremischen Sondervermögensgesetzes und
	d) für die Zustimmungsbedürftigkeit der Bürgerschaft gemäß § 20 Absatz 6 Satz 1 des Bremischen Sondervermögensgesetzes
	festzusetzen; eine Überschreitung der Betragsgrenzen bedarf jeweils der Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses.

	9. über die Verwendung von Minderausgaben in Höhe von mehr als 1 000 000 Euro, die sich bei einzelnen Investitionsvorhaben aufgrund einer Unterschreitung des festgestellten Kostenrahmens innerhalb eines sonstigen Sondervermögens ergeben, zu entscheiden.
	1. einen Beförderungsstopp,
	2. einen Einstellungsstopp,
	3. die Rücknahme dezentraler personalwirtschaftlicher Befugnisse
	Kreditermächtigungen

	(1) Der Senator für Finanzen wird ermächtigt, zur Deckung von Ausgaben Kredite bis zur Höhe von XXX XXX XXX aufzunehmen.
	1. zur Tilgung von in dem Haushaltsjahr 2020 fällig werdenden Krediten,
	2. zur vorzeitigen Tilgung von Schulden,
	3. zur Tilgung kurzfristiger Kredite sowie
	4. zum Kauf von Inhaberschuldverschreibungen der Stadtgemeinde, der aus Gründen der Marktpflege erforderlich ist.
	Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist nach der Kassenlage, den jeweiligen Kapitalmarktverhältnissen und den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen zu bestimmen.
	Sonstige Verfahrensvorschriften

	1. mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses nicht benötigte Ausgaben zu sperren,
	2. in Höhe vorjähriger Verlustvorträge Beträge bei den konsumtiven Ausgaben zu sperren oder zum Ausgleich Mehreinnahmen heranzuziehen,
	3. Nachbewilligungen auf den Haushalt bis zur Höhe von 100 000 Euro im Rahmen von Deckungsmöglichkeiten einschließlich damit verbundener oder für sich erforderliche Veränderungen bei den Beschäftigungszielzahlen, dem Stellenvolumen und dem Stelleninde...
	4. über- oder außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen bis zu 500 000 Euro zu erteilen, sofern die Abfinanzierung im Rahmen des nächstjährigen Haushalts oder in der Finanzplanung sichergestellt ist,
	5. die Sperre für alle Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Baumaßnahmen nach § 22 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung aufzuheben,
	6. Anzahl und Struktur der Stellen für Auszubildende an die beschlossene und finanziell gesicherte Ausbildungsplanung anzupassen,
	7. innerhalb der von den Deckungsfähigkeiten nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 ausgenommenen Ausgaben der Gruppe 441 und den für die Nachversicherung ausgeschiedener Beamter und Richter veranschlagten Mitteln produktplanübergreifend einen Ausgleich vorzunehmen.
	Kosten- und Leistungsrechnung
	Bürgschaften, Garantien, sonstige Gewährleistungen

	1. zur Förderung von Verkehrsbetrieben bis zu 52 000 000 Euro,
	2. zur Absicherung von Betriebsmitteln der Bremer Verkehrsgesellschaft mbH bis zur Höhe von 103 000 000 Euro,
	3. zur Absicherung von Investitionsdarlehen der Bremer Straßenbahn AG bis zur Höhe von 65 900 000 Euro,
	4. im Übrigen bis zu 170 000 000 Euro,
	5. zur Deckung des Risikos der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) und von Zuwendungsempfängern der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) aus der Haftung für Leihgaben im Bereich von Kunst und Kultur bis zu 310 000 000 Euro;
	Technische Ermächtigungen
	Inkrafttreten
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	Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) für das Haushaltsjahr 2021
	Feststellungsklauseln
	Deckungsfähigkeiten

	1. die nicht übertragbaren Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
	2. die sonstigen nicht übertragbaren Ausgaben der Hauptgruppe 4 mit Ausnahme der Gruppe 441,
	3. die Ausgaben der Hauptgruppe 5,
	4. die Ausgaben der Hauptgruppe 6,
	5. die konsumtiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986.
	Nachbewilligungen, Sperrenaufhebungen,  Erteilung von Verpflichtungsermächtigungen

	1. innerhalb einer Produktgruppe Ausgaben bei den Hauptgruppen 7 und 8 und den investiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986 zulasten von Ausgaben der Hauptgruppen 5 und 6 und der konsumtiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986 nachzubewilligen,
	2. alle übrigen produktgruppeninternen Nachbewilligungen bis zur Höhe von 100 000 Euro im Einzelfall vorzunehmen. Ausgenommen hiervon sind Nachbewilligungen
	a) zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428,
	b) zulasten der Gruppe 441,
	c) zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986,

	3. innerhalb einer Produktgruppe unter Beachtung des Stellenvolumens und des Stellenindexes Veränderungen bei Planstellen bis Besoldungsgruppe A 14 sowie bei planmäßigen Stellen bis Entgeltgruppe 14, Tarifverträge für den öffentlichen Dienst (TV-L und...
	4. innerhalb einer Produktgruppe im Rahmen einer gesicherten Refinanzierung Planstellen und Stellen für Tarifbeschäftigte in fachlich gebotener Menge und Struktur einzurichten. Die Ermächtigung gilt sinngemäß für die Personen, die für Betriebe der Fre...
	1. zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428, außer in Fällen des Absatz 6
	2. zulasten der Gruppe 441,
	3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986.
	1. zugunsten nicht übertragbarer Ausgaben der Gruppen 422 und 428; außer in Fällen des Absatz 6,
	2. zulasten der Gruppe 441,
	3. zugunsten von Ausgaben der Hauptgruppen 4, 5 und 6 sowie der konsumtiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986 bei Einsparung von Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 sowie der investiven Ausgaben der Gruppen 985 und 986.
	Planungssicherheit
	Übertragbarkeiten
	Rücklage für Versorgungsvorsorge
	Unterjähriges Controlling/Berichtswesen/ Vollzug der Sondervermögen nach § 26 der Landeshaushaltsordnung/ Umsetzung und Vollzug steuerrechtlicher Rahmenbedingungen

	1. für Beteiligungen und Sondervermögen und
	2. über die Maßnahmen der Investitionsplanung
	eingerichtet. Die hierfür erforderlichen Daten sind periodisch und automatisiert zur Verfügung zu stellen. Der Senat wird ermächtigt, die hierzu erforderlichen Verfahrensregelungen, insbesondere die Festlegung der Berichtspflichten und der Zuständigk...
	1. zur Umsetzung des § 2b des Umsatzsteuergesetzes und damit im Zusammenhang stehender Vorbereitungshandlungen sowie
	2. zur Erfüllung der bundesgesetzlichen Steuererklärungspflichten der Stadtgemeinde Bremen, ihrer Betriebe gewerblicher Art, Eigenbetriebe, sonstigen Sondervermögen und anderen Organisationseinheiten
	erforderlich ist. Dies gilt auch wenn diese Daten ursprünglich zu anderen Zwecken erhoben wurden. Datenschutzrechtliche Bestimmungen sind zu beachten, soweit bundesgesetzliches Steuerrecht nicht entgegensteht. Der Umfang der Daten, auf die sich die Be...
	Sonstige Ermächtigungen des Haushalts- und Finanzausschusses

	1. Nachbewilligungen auf den Haushalt im Rahmen von Deckungsmöglichkeiten im laufenden Haushaltsjahr zu beschließen,
	2. anstelle veranschlagter Verpflichtungsermächtigungen andere (über- oder außerplanmäßige) Verpflichtungsermächtigungen zu erteilen,
	3. Ausnahmen vom Bruttoprinzip in Fällen zuzulassen, in denen ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen Einnahmen und Ausgaben besteht,
	4. bei Vorliegen eines unabweisbaren Bedarfs, der ein Hinausschieben bis zur Verkündung des nächsten Haushaltsgesetzes ausschließt, die erforderlichen Stellenplanänderungen vorzunehmen, die sich ergeben aus
	a) den bundesrechtlichen Bestimmungen auf dem Gebiet des Personalrechts, die für die Freie Hansestadt Bremen (Stadtgemeinde) verbindlich sind,
	b) etwaigen Änderungen des bremischen Besoldungs- und Laufbahnrechts,
	c) dem Bremischen Abgeordnetengesetz,
	d) dem Bremischen Personalvertretungsgesetz.

	5. Planstellen und Stellen innerhalb eines Haushalts umzusetzen und in Fällen der Umsetzung zwischen dem Landes- und dem Stadthaushalt in dem aufnehmenden Haushalt entsprechende Planstellen und Stellen neu zu schaffen, und die in dem abgebenden Haush...
	6. alle mit der Gründung von Betrieben nach § 26 Absatz 1 und 2 der Landeshaushaltsordnung verbundenen haushaltsmäßigen Umsetzungen vorzunehmen,
	7. Ausgabebeschränkungen unter Berücksichtigung der Regelungen nach § 4 festzulegen, die zur Absicherung von Haushaltsrisiken dienen; dazu kann insbesondere das den Ressorts zur Verfügung stehende Haushaltsvolumen begrenzt und der Liquiditätsabfluss z...
	8. Betragsgrenzen für
	e) die Zustimmungsbedürftigkeit des Betriebsausschusses und der Bürgerschaft zu erfolgsgefährdenden Mehraufwendungen gemäß § 18 Absatz 3 Satz 2 des Bremischen Sondervermögensgesetzes,
	f) für die Veranschlagung von Anschaffungskosten gemäß § 20 Absatz 1 Satz 3 des Bremischen Sondervermögensgesetzes,
	g) für die Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächtigungen gemäß § 20 Absatz 2 Satz 3 des Bremischen Sondervermögensgesetzes und
	h) für die Zustimmungsbedürftigkeit der Bürgerschaft gemäß § 20 Absatz 6 Satz 1 des Bremischen Sondervermögensgesetzes
	festzusetzen; eine Überschreitung der Betragsgrenzen bedarf jeweils der Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses.

	9. über die Verwendung von Minderausgaben in Höhe von mehr als 1 000 000 Euro, die sich bei einzelnen Investitionsvorhaben aufgrund einer Unterschreitung des festgestellten Kostenrahmens innerhalb eines sonstigen Sondervermögens ergeben, zu entscheiden,
	1. die Deckungsfähigkeiten nach § 2,
	2. die Übertragung der Nachbewilligungsbefugnis,
	3. die Befugnis zur Sperrenaufhebung und zur Erteilung von Verpflichtungsermächtigungen nach § 3,
	4. die Übertragbarkeiten nach § 5 sowie
	5. die Möglichkeit zur Rücklagenbildung nach § 62 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung zu begrenzen oder aufzuheben.
	1. einen Beförderungsstopp,
	2. einen Einstellungsstopp,
	3. die Rücknahme dezentraler personalwirtschaftlicher Befugnisse
	Kreditermächtigungen

	(1) In dem Haushaltsjahr 2021 nimmt die Stadtgemeinde keine Kredite zur Deckung von Ausgaben auf. Die folgenden Absätze bleiben hiervon unberührt
	1. zur Tilgung von in dem Haushaltsjahr 2021 fällig werdenden Krediten,
	2. zur vorzeitigen Tilgung von Schulden,
	3. zur Tilgung kurzfristiger Kredite sowie
	4. zum Kauf von Inhaberschuldverschreibungen der Stadtgemeinde, der aus Gründen der Marktpflege erforderlich ist. Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist nach der Kassenlage, den jeweiligen Kapitalmarktverhältnissen und den gesamtwirtschaftlichen Erforde...
	Sonstige Verfahrensvorschriften

	1. mit Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses nicht benötigte Ausgaben zu sperren,
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